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I. Allgemeines 

1. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung in der 
Drucksache 10/335 ist in der 18. Sitzung des Deut-
schen Bundestages eingebracht worden. Der Ge-
setzentwurf wurde von der Bundesregierung zu-
sammen mit dem Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 1984 in der Drucksache 10/280 und 
dem im Zusammenhang dazugehörigen Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft und zur Einschränkung von 
steuerlichen Vorteilen (Steuerentlastungsgesetz 
1984) in den Drucksachen 10/336, 10/345, 10/348 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung der Vermö-
gensbildung der Arbeitnehmer durch Kapitalbetei-
ligungen (Vermögensbeteiligungsgesetz) in den 
Drucksachen 10/337, 10/349 und des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über eine In-
vestitionszulage für Investitionen in der Eisen-
und Stahlindustrie (Stahlinvestitionszulagen-Ände-
rungsgesetz) in den Drucksachen 10/338, 10/346, 
10/350 vorgelegt und in einer damit verbundenen 
Debatte in der 18., 19. und 20. Sitzung des Deutschen 

Bundestages am 7., 8. und 9. September 1983 in er-
ster Beratung behandelt. 

Das Haushaltsbegleitgesetz wurde dem Haushalts-
ausschuß federführend und dem Innenausschuß, 
dem Finanzausschuß, dem Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten, dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, dem Verteidi-
gungsausschuß und dem Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft überwiesen. Gutachtlich hat sich aber 
auch der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau an der Beratung beteiligt. 

2. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben sich sowohl 
allgemein mit dem Gesetzentwurf als auch insbe-
sondere mit den zu ihrem Zuständigkeitsbereich ge-
hörenden Artikeln teils in mehreren Sitzungen, 
teils im Rahmen öffentlicher Anhörungen befaßt. 
So haben sich abschließend der Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten in seiner Sit-
zung am 28. September 1983, die Ausschüsse für Bil-
dung und Wissenschaft, Jugend, Familie und Ge-
sundheit und für Verteidigung jeweils am 26. Okto- 
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ber 1983, die Ausschüsse für Jugend, Familie und 
Gesundheit, für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau und der Innenausschuß jeweils am 9. No-
vember 1983 und der Ausschuß für Arbeit und Sozi-
alordnung in seinen Sitzungen am 9. November 
1983 ebenfalls mit dem Gesetzentwurf beschäftigt. 
Dabei haben sowohl der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung am 28. und 29. September 1983 als 
auch der Ausschuß für Jugend, Familie und Ge-
sundheit am 12. Oktober 1983 zu den zu ihrem Zu-
ständigkeitsbereich gehörenden Artikeln öffentli-
che Anhörungen durchgeführt. 

Auch der Haushaltsausschuß hat sich in einer öf-
fentlichen Anhörung am 7. und 8. November 1983 
mit dem Gesetzentwurf insgesamt. und in Verbin-
dung mit dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 1984 
beschäftigt und hat dazu den Sachverständigen ei-
nen vorbereitenden Fragenkatalog zur Beantwor-
tung vorgelegt. Seine abschließende Beratung hat 
der Ausschuß unter Berücksichtigung aller Stel-
lungnahmen der mitberatenden Ausschüsse dann 
in seiner Sitzung am 23. November 1983 vorgenom-
men und dabei in der Regel die Beschlußempfeh-
lungen der mitberatenden Ausschüsse übernom-
men. Soweit von diesen abgewichen worden ist, 
sind sie unter dem Abschnitt III „Beratungen im 
Haushaltsausschuß" besonders aufgeführt. 

3. 

Die mitberatenden Ausschüsse sind in ihren Be-
schlußfassungen ebenso wie der Haushaltsaus-
schuß der in dem Gesetzentwurf in der Druck-
sache 10/335 dargelegten Begründung gefolgt. Es 
soll nämlich zu Beginn der 10. Legislaturperiode der 
mit dem finanzpolitischen Sofortprogramm der 
Bundesregierung im Herbst 1982 vor allem in dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 aufgezeigte Weg eines 
neuen finanzpolitischen Kurses in einem zweiten 
Schritt konsequent fortgeführt werden. Insoweit 
wird auf die genannte Begründung Bezug genom-
men. 

Der Haushaltsausschuß hatte auch deshalb am 7. 
und 8. November eine öffentliche Anhörung durch-
geführt und dazu einzuladende Verbände und Insti-
tutionen aufgefordert, zu einem Fragenkatalog Stel-
lung zu nehmen. Die folgenden Verbände und Insti-
tutionen waren zu dieser Anhörung eingeladen: 

1. Deutsche Bundesbank, Frankfurt am Main, 

2. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, 

3. HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg, 

4. Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, Mün-
chen, 

5. Institut für Weltwirtschaft, Kiel, 

6. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt-
schaftsforschung, Essen, 

7. Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches In-
stitut des DBG, 

8. Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, 

9. Deutscher Industrie- und Handelstag, Bonn, 

10. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände, Köln, 

11. Bundesverband der Deutschen Industrie e. V., 
Köln, 

12. Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
e. V., 

13. Deutscher Gewerkschaftsbund, Düsseldorf, 

14. Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, Ham-
burg, 

15. Deutscher Beamtenbund, Bonn, 

16. Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 
- CGD, Bonn, 

Bundesvereinigung kommunaler Spitzenver-
bände: 

17. Deutscher Städtetag, Köln, 

18. Deutscher Städte- und Gemeindebund, Düssel-
dorf, 

19. Deutscher Landkreistag, Bonn. 

Die vorher formulierten Fragen lauteten: 

1. Wie werden sich die in den Regierungsbeschlüs-
sen zum Haushalt 1984 und seinen Begleitgeset-
zen vorgesehenen Maßnahmen auf das verfüg-
bare Einkommen typischer privater Haushalte 
auswirken? 

2. Welche Entwicklung der Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Tätigkeit, insbesondere der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme, sowie des priva-
ten Konsums und der Ersparnisbildung erwar-
ten Sie? Welche direkten und indirekten Wir-
kungen (also unter Einschluß multiplikativer Ef-
fekte) gehen von den beabsichtigten Maßnah-
men auf die verfügbaren Einkommen der priva-
ten Haushalte insgesamt und auf den privaten 
Konsum aus? 

3. Welche Entwicklung der Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen sowie der Unter-
nehmensinvestitionen erwarten Sie? Wie wirken 
sich die steuerlichen Entlastungen, insbeson-
dere die Senkung der Vermögensteuer und die 
Sonderabschreibungen, auf die Gewinne der Un-
ternehnen, die Unternehmensinvestitionen und 
die Schaffung von Arbeitsplätzen aus? 

4. Welche Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage, der Zahl der Beschäftigten und der 
Zahl der registrierten Arbeitslosen erwarten 
Sie? Wie wirken sich dabei die als Folge der 
beabsichtigten Maßnahmen auftretenden Ver-
änderungen von Konsum, Investition und 
Staatsnachfrage aus? 

5. Wir wirken sich die Maßnahmen auf die Finanz-
kraft der Länder und Kommunen und damit das 
Gesamtvolumen der öffentlichen Investitionen 
aus? 
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6. Wie beurteilen Sie die Haushalts- und die Fi-
nanzpolitik des Bundes unter den Gesichtspunk-
ten 

a) der längerfristigen Förderung der Innova-
tionskraft, 

b) der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, 

c) der Fähigkeit zur Überwindung der Struk-
tur-, Umwelt- und Beschäftigungskrisen? 

7. Wie beurteilen Sie die Auswirkungen von Zins-
verbilligungs- bzw. Ausgaben- und Konjunktur-
programmen, die durch eine höhere Nettokredit-
aufnahme, Verwendung der Bundesbankge-
winne und Steuererhöhungen finanziert wer-
den? 

Die Ergebnisse der Anhörung fanden schließlich in 
den Anträgen der einzelnen Fraktionen im Haus-
haltsausschuß ihren Widerhall. 

Wegen der von den mitberatenden Ausschüssen 
vorgeschlagenen Entschließungsempfehlungen und 
der in den Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 
1984 neu aufgenommenen Artikel wird auf Ab-
schnitt III verwiesen. 

4. 

Die mitberatenden Fachausschüsse haben dem 
Haushaltsausschuß Begründungen zu ihren Ände-
rungsvorschlägen zur Verfügung gestellt. Im einzel-
nen wird dazu auf Abschnitt II verwiesen. Fachlich 
waren zuständig für die Artikel 1 bis 20 b der Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung, für den Arti-
kel 20 c der Verteidigungsausschuß, für die Arti-
kel 21 bis 21 b der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit, für den Artikel 22 der Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft, für die Artikel 23 bis 
25 a der Innenausschuß, für den Artikel 26 der Fi-
nanzausschuß bzw. der Haushaltsausschuß, für den 
Artikel 26 a der Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau. 

Zu dem Berichtsteil II ist festzustellen, daß, soweit 
die Berichte der Fachausschüsse unter der Verant-
wortung der in dem betreffenden Ausschuß einge-
teilten Abgeordneten als Berichterstatter verfaßt 
worden sind, diese vollinhaltlich übernommen wur-
den. Es waren zuständig beim Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung Abg. Jagoda (CDU/CSU), Abg. 
Egert (SPD), Abg. Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP) 
und Abg. Hoss (DIE GRÜNEN) und für den Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu Arti-
kel 21 und Artikel 21 a (neu) Abg. Jaunich (SPD) 
und zu Artikel 21 b (neu) Abg. Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU). 

II. Begründungen der Beschlußempfehlungen 
der Fachausschüsse 

Im einzelnen haben sich geäußert: 

Innenausschuß (4. Ausschuß) 

Der Innenausschuß hat seine Mitarbeit auf die Arti-
kel 23, 24 und 25 beschränkt. Er empfiehlt mehrheit-

lich auf Vorschlag der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP die folgende Entschlie-
ßung: 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
sieht in dem heute verabschiedeten Gesetzentwurf 
einen wirkungsvollen und ausgewogenen Beitrag 
des öffentlichen Dienstes zur Konsolidierung der 
Staatsfinanzen. Der Innenausschuß fordert die Ver-
antwortlichen beim Bund, in den Ländern und in 
den Gemeinden auf, aus Gründen der unbedingt 
notwendigen Gleichbehandlung die jetzt beschlos-
senen Maßnahmen in vollem Umfang auch im Ta-
rifbereich zu verwirklichen. 

Neben einer geänderten Fassung der Artikel 23, 24 
und 25 empfiehlt er mehrheitlich auch die Auf-
nahme eines weiteren Artikels 25 a, der Änderun-
gen des 2. Haushaltsstrukturgesetzes zum Versor-
gungsrecht beinhaltet. 

Im einzelnen begründet der Innenausschuß seine 
Änderungsvorschläge wie folgt: 

Zu Artikel 23 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung der Num-
mer 1 folgt im wesentlichen dem Vorschlag des 
Bundesrates zur Absenkung der Eingangsbesol-
dung; die Vorschrift sieht dabei redaktionelle Klar-
stellungen hinsichtlich der Soldaten und der Mitbe-
rücksichtigung der Beamten zur Anstellung vor. 

Die Vorschrift in Nummer 4 bringt eine zeitliche 
Verschiebung der Absenkung der Eingangsbesol-
dung bzw. der Reduzierung der Anwärterbezüge für 
die Dauer des Grundwehrdienstes bzw. Zivildien-
stes (zuzüglich einer kurzen Übergangszeit) zum 
pauschalen Ausgleich für einen der zuvor geleiste-
ten Gemeinschaftsdienste. Die Beibehaltung der 
bisherigen Regelung wird nur einmal, entweder 
beim Vorbereitungsdienst oder dem Eingangsamt, 
gewährt. 

Zu Artikeln 24 und 25 

Durch die vorgesehene Änderung der Artikel 24 
und 25 soll statt des künftigen Wegfalls der Vor-
schriften über den Anpassungszuschlag lediglich 
eine Aussetzung ihrer Anwendung bis zum 31. De-
zember 1986 vorgenommen werden. 

Zu Artikel 25 a 

Durch diesen Artikel soll die Anrechnung der Ren-
ten auf die beamtenrechtliche Versorgung bei den 
von Artikeln 2 bis 4 des 2. Haushaltsstrukturgeset-
zes Betroffenen abgemildert werden, indem 20 vom 
Hundert der Rente anrechnungsfrei bleiben, minde-
stens sollen 20 vom Hundert der Versorgungsbe-
züge belassen werden. 

Darüber hinaus haben die Mitglieder der Fraktion 
der SPD die folgenden Änderungsanträge gestellt: 
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Zu Artikeln 23 bis 25 

1. Die Artikel 23 bis 25 werden gestrichen. 

2. Folgender Artikel 23 (neu) wird eingefügt: 

„Artikel 23 (neu) 

Zweites Gesetz über die Anpassung von Dienst-  
und Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 
1983 (Bundesbesoldungs- und -versorgungsan-

passungsgesetz 1983) — 2. BBVAnpG 83 — 

Abschnitt I 
Anpassung von Dienst- und 

Versorgungsbezügen in Bund und Ländern 

§1 

(1) An die Stelle der Anlagen IV bis IX des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. November 1980 
(BGBl. I S. 2081), das zuletzt durch Gesetz 
vom ... geändert wurde, treten die Anlagen 1 bis 
6 zu Artikel 11 des Haushaltsbegleitgesetzes 
1983 vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1870) mit 
der Maßgabe, daß die Beträge der Anlagen 1 
bis 5 sowie die Amtszulagen in Anlage 6 um 
1 vom Hundert erhöht werden. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird er-
mächtigt, die Anlagen IV bis IX des Bundesbe-
soldungsgesetzes neu bekanntzugeben. 

§2 

(1) Um 1 vom Hundert werden erhöht: 

1. Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) 
a) in den fortgeltenden Besoldungsordnun-

gen und Besoldungsgruppen der Hoch-
schullehrer, 

b) in Zwischenbesoldungsgruppen der Besol-
dungsordnung der Länder, 

2. a) Zuschüsse zum Grundgehalt nach An-
lage II (Bundesbesoldungsordnung ' C) 
Vorbemerkung Nummer 1 und 2, die in fe-
sten Beträgen festgesetzt sind, 

b) Höchstbeträge für Sondergrundgehälter 
und Zuschüsse zum Grundgehalt sowie 
festgesetzte Sondergrundgehälter und Zu-
schüsse nach fortgeltenden Besoldungs-
ordnungen der Hochschullehrer, 

3. Amtszulagen in Landesbesoldungsordnun-
gen. 

(2) Soweit in landesrechtlichen Vorschriften, 
die nach Maßgabe des Artikels IX des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neurege-
lung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
fortgelten, besondere Grundgehaltssätze (Ge-
haltssätze, einheitliche Gehaltssätze für die 
Wahrnehmung mehrerer Ämter) festgelegt sind, 
werden diese um den in Absatz 1 genannten 
Vomhundertsatz erhöht. Dies gilt auch für die 
Regelungen über Rahmensätze, Höchstbeträge 
und Mittelbeträge oder entsprechende Begren-
zungen sowie für die auf Grund dieser Regelun-
gen festgesetzten Grundgehaltssätze (Gehalts-
sätze). 

(3) Festgehälter, Zuschüsse zum Grundgehalt 
und Amtszulagen werden mit auf volle Pfennige 
aufgerundeten Beträgen festgesetzt. Die Grund-
gehaltssätze (Gehaltssätze) in den Besoldungs-
gruppen für Hochschullehrer, in Zwischenbesol-
dungsgruppen und anderen Besoldungsgruppen 
mit aufsteigenden Gehältern werden in der 
Weise festgesetzt, daß das Endgrundgehalt auf 
volle Pfennigbeträge aufgerundet wird und die 
übrigen Grundgehaltssätze durch den Abzug ei-
nes einheitlichen Unterschiedsbetrages zwi-
schen den Dienstaltersstufen ermittelt werden, 
der um den in Absatz 1 genannten Vomhundert-
satz erhöht und auf volle Pfennigbeträge abge-
rundet worden ist. Soweit für Zwischenbesol-
dungsgruppen mehrere der Höhe nach unter-
schiedliche Unterschiedsbeträge zwischen den 
Dienstaltersstufen bestehen, ist entsprechend zu 
verfahren. 

§3 

(1) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor-
gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungs-
ordnungen des Bundesbesoldungsgesetzes zu-
grunde liegt, treten an die Stelle der bisherigen 
Sätze der Grundgehälter die nach § 1 geänderten 
Sätze. 

(2) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor

-

gungsbezügen ein Grundgehalt (Gehalt) im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der bisherigen Grund-
gehaltssätze (Gehaltssätze) die nach § 2 erhöh-
ten Sätze. 

(3) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor-
gungsbezügen ein Grundgehalt (Gehalt) nach ei-
ner früheren Besoldungsregelung zugrunde 
liegt, werden die Grundgehaltssätze (Gehaltssät-
ze) sowie die ruhegehaltfähigen Zulagen im Ge-
setz über die Amtsbezüge der Richter und 
Staatsanwälte des Landes Hessen vom 4. -März 
1970 (Gesetz- und Verordnungsblatt I  S. 201) in 
der bisherigen Fassung nach Maßgabe des § 1 
geändert: An die Stelle der bisherigen Sätze des 
Ortszuschlages treten die nach § 1 erhöhten Sät

-

ze. 

(4) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor-
gungsbezügen eine Grundvergütung sowie ein 
Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsge-
setz zugrunde liegen, wird die Grundvergütung 
nach Maßgabe des § 1 erhöht. 

(5) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor-
gungsbezügen Amtszulagen nach dem Bundes-
besoldungsgesetz zugrunde liegen, treten an die 
Stelle der bisherigen Sätze der Amtszulagen die 
nach § 1 erhöhten Sätze. Soweit den Versor-
gungsbezügen Amtszulagen zugrunde liegen, die 
nicht in der Anlage IX zum Bundesbesoldungs-
gesetz aufgeführt sind, werden diese nach Maß-
gabe des § 1 erhöht. 

(6) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein 
Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsge-
setz nicht zugrunde liegt, und Versorgungsbezü- 
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ge, die in festen Beträgen festgesetzt werden, 
werden um 0,9 vom Hundert erhöht. 

§ 4 

Der durchschnittliche Hundertsatz der allge-
meinen Erhöhung der Dienstbezüge im Sinne 
des § 70 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
vom 24. August 1976 (BGBl. I S. 2485), das zuletzt 
durch Gesetz vom ... geändert worden ist, wird 
für das Zweite Bundesbesoldungs- und -versor-
gungsanpassungsgesetz 1983 auf 0,9 vom Hun-
dert festgesetzt. 

Abschnitt II 
Schlußvorschriften 

§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im 
Land Berlin. 

§6 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1984 in Kraft." 

Begründung 

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sind zuletzt 
mit Wirkung vom 1. Juli 1983 um 2 vom Hundert 
angehoben worden (Artikel 11 des Haushalts-
begleitgesetzes 1983 vom 20. Dezember 1982 — 
BGBl. I S. 1870). 

Diese Besoldungsanpassung trägt nicht der Ent-
wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse (vgl. § 14 Bundesbe-
soldungsgesetz/§ 70 Beamtenversorgungsgesetz) 
Rechnung. 

Angesichts der abweichenden Lohn- und Ge-
haltsanpassung für Arbeiter und Angestellte des 
öffentlichen Dienstes auf Grund des Tarifvertra-
ges vom 20. Juni 1983 ist der Gleichklang zwi-
schen den Beschäftigtengruppen in Frage ge-
stellt. Während die Bezüge der Beamten ab 
1. Juli 1983 um 2 vom Hundert erhöht wurden, 
werden die Bezüge der Arbeiter und Angestell-
ten des öffentlichen Dienstes 
für die Zeit vom 1. März 1983 
bis zum 30. Juni 1983 	um 3 vom Hundert, 
für die Zeit vom 1. Juli 1983 
bis zum 29. Februar 1984 um 2,5 vom Hundert, 
für die Zeit vom 1. März 1984 an 

um 3 vom Hundert 
angehoben. 

Eine solche Auseinanderentwicklung der Ein-
kommen im öffentlichen Dienst ist nicht vertret-
bar. 

Es ist daher erforderlich, die Auseinanderent-
wicklung der Bezüge im öffentlichen Dienst, die 
sich aus dem Tarifabschluß 1983 und dem Besol-
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1983 
folgt, zu korrigieren. 

Diese Änderungsanträge wurden vom Ausschuß 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (10. Ausschuß) 

Der Ausschuß hat sich nur mit den ihn betreffen-
den Artikeln 10, 11 und 12 des Gesetzentwurfs be-
schäftigt und stimmt ihnen unverändert zu. 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

Allgemeiner Teil 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent-
wurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 ist in der 
20. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. Sep-
tember 1983 u. a. dem Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung zur Mitberatung überwiesen worden. 
Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in insgesamt 
sechs Sitzungen in der Zeit vom 14. September bis 
9. November 1983 behandelt. _ 

Der Ausschuß hat seine Beratungen auf den seinen 
Zuständigkeitsbereich betreffenden sozialpoliti-
schen Teil des Gesetzentwurfs, d. h. die in den Arti-
keln 1 bis 20, 21 Nr. 2 und Artikel 28 des Gesetzent-
wurfs enthaltenen Änderungen von Gesetzen und 
deren Inkrafttreten beschränkt. Darüber hinaus hat 
der Ausschuß die Einfügung von Änderungen wei-
terer Gesetze — Artikel 9 a (Zehntes Buch Sozialge-
setzbuch), Artikel 9 b (Fremdrentengesetz), Arti-
kel 15 a (Handwerksordnung), Artikel 20 a (Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz) und Artikel 20 b 
(Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz) 
— beschlossen. 

Im Zusammenhang mit dem Haushaltsbegleitge-
setz 1984 hat der Ausschuß auch den von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Aufhebung der unmittelbaren Kostenbeteili-
gung der Versicherten an der Krankenhaus- und 
Kurbehandlung (Selbstbeteiligungs-Aufhebungsge-
setz) — Drucksache 10/120 — sowie Artikel 9 des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft und zur Einschränkung von 
steuerlichen Vorteilen (Steuerentlastungsgesetz 
1984) — Drucksachen 10/336, 10/345, 10/348 —, mit 
dem die Vorschriften des Kraftfahrzeugsteuerge-
setzes über die Vergünstigungen für Schwerbehin-
derte geändert werden, und den von der Fraktion 
DIE GRÜNEN eingebrachten Antrag betreffend So-
fortmaßnahme: Erhöhung des Bundeszuschusses 
zur Rentenversicherung — Drucksache 10/205 — 
behandelt. Zum Selbstbeteiligungs-Aufhebungsge-
setz und zum Antrag auf Erhöhung des Bundeszu-
schusses, die der Ausschuß mit Mehrheit abgelehnt 
hat, werden gesonderte Ausschußberichte erstellt. 
Zum Steuerentlastungsgesetz 1984 wird der feder-
führende Finanzausschuß einen eigenen Bericht 
vorlegen. 

Im Rahmen seiner Beratungen hat der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung in öffentlichen Infor- 
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mationssitzungen am 28. und 29. September 1983 
auch Sachverständige zu den genannten Vorlagen 
gehört. Neben den Sozialpartnern und dem Sozial-
beirat waren dies Vertreter der Träger der Renten-, 
Kranken-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung, 
der Behinderten-, Kriegsopfer- und Rentnerverbän-
de, von Verbänden der Krankenhäuser, Rehabilita-
tions- und Kureinrichtungen, aus dem Bereich des 
öffentlichen Personenverkehrs sowie Vertreter der 
Kirchen, der Familienverbände und der Freien Be-
rufe. Die Sachverständigen sind zu den nach den 
Gesetzentwürfen und dem Antrag beabsichtigten 
gesetzlichen Änderungen in den Bereichen der So-
zialversicherung, der Kriegsopferversorgung, der 
Rehabilitation sowie zu den beabsichtigten Ände-
rungen beim Mutterschaftsgeld, der unentgeltli-
chen Beförderung Schwerbehinderter im öffentli-
chen Personenverkehr und zu den Steuerentlastun-
gen gehört worden. Die von den Sachverständigen 
abgegebenen Stellungnahmen sind in die Aus-
schußberatungen einbezogen worden. Hinsichtlich 
der Ausführungen der Sachverständigen wird auf 
die Protokolle Nr. 6 und 7 des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung über die Anhörung sowie 
auf die schriftlich vorgelegten Stellungnahmen ver-
wiesen, die als Ausschußdrucksachen verteilt wur-
den. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
zahlreiche Änderungen zum sozialpolitischen Teil 
des Haushaltsbegleitgesetzes beschlossen. Bei un-
terschiedlichen Stimmverhältnissen zu den Einzel-
vorschriften ist die Stellungnahme zu den Arti-
keln 1 bis 20, 20 a, 20 b, 21 Nr. 2 und Artikel 28 des 
Gesetzentwurfs an den federführenden Haushalts-
ausschuß insgesamt mit der Mehrheit der Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD und der Frak-
tion DIE GRÜNEN beschlossen worden. 

Das Ergebnis der Mitberatung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung zu den genannten sozial-
politischen Bereichen des Entwurfs eines Haus-
haltsbegleitgesetzes 1984 wird im einzelnen in den 
nachstehenden Abschnitten des Berichts darge-
stellt. 

II. Die Beratung im Ausschuß 

1. Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP haben den von der Bun-
desregierung vorgeschlagenen Maßnahmen im 
wesentlichen zugestimmt. Sie sind davon ausge-
gangen, daß zur Sicherung der Systeme der so-
zialen Sicherheit Maßnahmen erforderlich sind, 
die bereits mittelfristig finanzwirksam und dar-
über hinaus geeignet sind, die Strukturen der 
Sozialversicherungssysteme auch langfristig 
nachhaltig zu verbessern. Sie sehen in den Maß-
nahmen dieses Gesetzes eine konsequente Fort-
setzung der mit dem Haushaltsbegleitgesetz 
1983 begonnenen Konsolidierung der Sozialver-
sicherung und der öffentlichen Haushalte mit 
dem Ziel, die Finanzierung der sozialen Sicher-
heit wieder auf tragfähige Grundlagen zu stellen 
und dadurch das Vertrauen in die öffentliche 

Finanzwirtschaft dauerhaft zu festigen. Mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz werden nach Auffassung 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 

— die Stärkung der wirtschaftlichen Auftriebs-
kräfte, 

— die Stabilisierung der Finanzentwicklung der 
Rentenversicherung und 

— die Konsolidierung z. B. der Bundesanstalt 
für Arbeit und der öffentlichen Haushalte in 
Bund, Ländern und Gemeinden 

wesentlich vorangebracht. 

Vorrangiges Ziel in der derzeitigen Situation ist 
es, die Auftriebskräfte in der Wirtschaft zu stär-
ken, um auf diese Weise vor allem auch die Be-
schäftigungssituation in einem überschaubaren 
Zeitraum entscheidend zu verbessern. Um  die 

 Erreichung dieses Zieles nicht zu gefährden, 
müssen nach der Überzeugung der Ausschuß-
mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP die Maßnahmen dieses Gesetzentwurfs 
so angelegt werden, daß die Investitionsfähig-
keit der öffentlichen Haushalte und der Privat-
wirtschaft nicht beeinträchtigt wird. Deshalb 
könne die Konsolidierung der Haushalte der Ge-
bietskörperschaften und der Sozialversiche-
rungsträger nicht über Steuererhöhungen oder 
lineare Beitragserhöhungen erfolgen; vielmehr 
sei eine nachhaltige Dämpfung des Ausgabenan-
stiegs im konsumtiven Bereich erforderlich. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP waren sich bewußt, daß 
die Maßnahmen des Gesetzentwurfs für die Be-
troffenen zum Teil einschneidend sind. Die Fi-
nanzlage der öffentlichen Haushalte erfordere 
aber Opfer von allen. Die Tatsache, daß auf-
grund des vorliegenden Gesetzentwurfs alle Be-
völkerungsgruppen ihren Beitrag zur Entla-
stung der öffentlichen Haushalte und damit zur 
Verbesserung der Voraussetzungen für einen 
wirtschaftlichen Aufschwung leisten müßten, 
mache die Maßnahmen des Gesetzentwurfs 
auch insgesamt sozialpolitisch vertretbar. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP zeigten sich befriedigt 
darüber, daß es gelungen sei, den Regierungs-
entwurf während der Ausschußberatungen in ei-
ner Reihe von Punkten für die Betroffenen we-
sentlich zu verbessern. Sie bezogen sich hierbei 
vor allem auf die Erweiterung der Übergangsre-
gelung zu der Neuregelung der Voraussetzungen 
für die Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit, auf die Beschlüsse zum Mutterschafts-
geld, mit denen eine Kürzung des Bezugszeit-
raums vermieden werden konnte, auf die Be-
schlüsse zum Schlechtwettergeld sowie auf die 
Veränderungen des Regierungsentwurfs zugun-
sten der Betroffenen im Bereich der beruflichen 
Rehabilitation und im Bereich der ergänzenden 
Sozialhilfeleistungen für Personen in Fortbil-
dungs- und Umschulungsmaßnahmen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz. 

Die in der gesetzlichen Rentenversicherung vor

-

gesehenen Maßnahmen betrachten die Aus- 
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schußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP als Bestandteil einer langfristig 
angelegten Konzeption zur Anpassung der Ren-
tenversicherung an die veränderten ökonomi-
schen Rahmenbedingungen und an die Erfor-
dernisse, die sich, beginnend in den neunziger 
Jahren, aus der Veränderung des zahlenmäßi-
gen Verhältnisses von Beitragszahlern zu Rent-
nern ergeben. Sie hoben hervor, daß die Maß-
nahmen sowohl auf der Einnahmenseite als 
auch auf der Ausgabenseite ansetzten, wodurch 
der Wille deutlich werde, die unumgänglichen 
Belastungen, die sich aus der erforderlichen An-
passung der Rentenversicherung ergäben, aus-
gewogen auf Aktive und Rentner zu verteilen. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP gaben ihrer Überzeu-
gung Ausdruck, daß die vorgeschlagenen Maß-
nahmen erforderlich, aber mittelfristig auch 
ausreichend seien, um die Finanzprobleme der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu lösen. Die 

 im Jahre 1984 unterjährig auftretenden Liquidi-
tätsengpässe könnten durch Zusammenwirken 
von Bundesregierung und Selbstverwaltung der 
Rentenversicherung überwunden werden. Dies 
sei von den Vertretern der Rentenversicherung 
bei der Sachverständigenanhörung ausdrücklich 
bestätigt worden. Darüber hinaus leisteten die 
vorgesehenen Maßnahmen mit ihren teilweise 
vor allem langfristig wirksamen Strukturverbes-
serungen auch einen Beitrag zur Bewältigung 
der auf die Rentenversicherung zukommenden 
Belastungen aus den demographischen Verän-
derungen. 
Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP brachten zum Ausdruck, 
daß es zu dem von der Bundesregierung be-
schrittenen Weg zur Konsolidierung der öffentli-
chen Haushalte und der Haushalte der Sozial-
versicherungsträger keine gesamtpolitisch reali-
stischen Alternativen gebe. Solche Alternativen 
seien in der Sachverständigenanhörung auch 
nicht erkennbar geworden. 

Auch die von der SPD-Fraktion vorgelegte Kon-
zeption (vgl. die Ausführungen unter II. 2.) sei 
für sie als Alternative nicht akzeptabel. Diese 
Konzeption sei so angelegt, daß nur die Aktiven 
und die Wirtschaft zusätzlich belastet würden, 
während Leistungseinschränkungen generell 
abgelehnt werden würden. Die SPD setze sich 
damit in Widerspruch zu den von ihr selbst — 
jedenfalls für die künftige Rentenpolitik — ver-
kündeten Zielsetzungen, wonach etwaige künf-
tige Belastungen von Beitragszahlern und Rent-
nern ausgewogen getragen werden sollten. Die 
von der SPD vorgelegte Konzeption enthalte 
nicht einmal Ansatzpunkte für die unumgängli-
che strukturelle Anpassung der Rentenversiche-
rung an die veränderten und sich weiter verän-
dernden Gegebenheiten. 

Die Vorschläge der SPD-Fraktion reißen nach 
Auffassung der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP im Bereich der Bundesanstalt für Ar-
beit und des Bundes Finanzlücken in Milliarden-
höhe auf. Auch bei einer vorgeschlagenen linea

-

ren Beitragserhöhung im Bereich der Bundesan-
stalt sei eine Strukturverbesserung in der Ren-
tenversicherung nicht entbehrlich. Im Bereich 
der Bundesanstalt entstünde aufgrund dieser 
Vorschläge 1984 eine Deckungslücke von knapp 
3 Mrd. DM. Unter Berücksichtigung dieser 
Mehrbelastung der Bundesanstalt komme eine 
Deckungslücke im Bundeshaushalt von rd. 4,2 
Mrd. DM zustande. 

Die Konzeption der von CDU/CSU und FDP ge-
tragenen Bundesregierung biete eine überzeu-
gende Antwort auf die aktuellen Probleme im 
Bereich der sozialen Sicherheit. Alle diese Maß-
nahmen seien Teil der Strukturreform. Bei den 
Vorschlägen der SPD handele es sich um solche, 
die sie entweder während ihrer Regierungszeit 
selbst nicht angewandt habe — doch wohl mit 
guten Gründen, so hinsichtlich der Beitragszah-
lung der Bundesanstalt für Arbeit — oder die sie 
— bei Realisierung — in die Sackgasse geführt 
hätten. 

Positiv werteten die Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP, daß 
trotz mancher Kritik in Einzelpunkten bei der 
Sachverständigenanhörung deutlich geworden 
sei, daß für die notwendige langfristige Konsoli-
dierung des Systems der sozialen Sicherung bei 
zahlreichen Gruppen Verständnis bestehe. 

2. Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion wa-
ren der Auffassung, daß die Vorschläge der Bun-
desregierung nicht geeignet seien, die Beschäfti-
gungssituation zu verbessern und die sozialen 
Sicherungssysteme wirklich zu stabilisieren. Die 
Bundesregierung habe bei ihren Vorschlägen 
die sozial- und verteilungspolitischen Aspekte 
der Konsolidierung vollständig vernachlässigt. 
Insbesondere bemängelten die Ausschußmitglie-
der der SPD-Fraktion, daß die finanziellen La-
sten nahezu ausschließlich von den einkom-
mensschwachen Schichten getragen werden 
müßten. Sie kritisierten ferner, daß Finanzie-
rungslasten in der Größenordnung von rd. 1,7 
Mrd. DM jährlich von den Rentenversicherungs-
trägern auf die Träger der gesetzlichen Kran-
kenversicherung verschoben würden; damit 
werde die Entstehung zukünftiger Finanzie-
rungsprobleme an anderer Stelle vorprogram-
miert. 

Das Argument der Bundesregierung und der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP, die 
Sparmaßnahmen seien zugleich Bestandteile ei-
ner Strukturreform und dienten einer systemati-
scheren Risikoabgrenzung im Recht der gesetz-
lichen Rentenversicherung, wurde von ihnen 
entschieden zurückgewiesen; es handele sich 
vielmehr um eine willkürliche Verschiebung von 
Finanzierungslasten, um ungerechtfertigte Ein-
griffe in individuelle Ansprüche und um ver-
steckte Beitragsbelastungen, die verteilungspoli-
tisch negativ zu beurteilen seien, weil sie einsei-
tig die Bezieher von Einkommen jenseits der 
Beitragsbemessungsgrenzen verschonten und 
zudem spätere Leistungsansprüche auslösten, 
deren Finanzierung ungewiß sei. 
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Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion be-
zweifelten, daß mit den Maßnahmen im Bereich 
der gesetzlichen Rentenversicherung eine lang-
fristig tragfähige Sicherung der Rentenfinanzen 
erreicht werden könne und äußerten die Besorg-
nis, daß schon in naher Zukunft weitere Ein-
schränkungen notwendig werden könnten; ins-
besondere vermißten sie Maßnahmen, die geeig-
net seien, die Rentenfinanzen gegenüber dem 
Risiko wachsender Arbeitslosigkeit besser abzu-
sichern. In ihrem Urteil an dem Gesetzentwurf 
sähen sie sich durch die Kritik bestätigt, die die 
Gewerkschaften, die Behindertenverbände, die 
Sozialversicherungsträger, die Vertreter der 
Freien Wohlfahrtspflege, die Familienverbände 
und teilweise auch die Arbeitgeberverbände in 
der öffentlichen Anhörung am 28./29. September 
1983 vorgebracht hätten. 

Aus diesen Gesichtspunkten heraus haben die 
Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion insbeson-
dere folgende Punkte des Gesetzentwurfs als für 
sie unannehmbar bezeichnet: 

Die Kürzungen des Arbeitslosengeldes und 
der Arbeitslosenhilfe für Kinderlose, 

die Einschränkung der Berufs- und Erwerbs-
fähigkeitsrenten, die Kürzung der Witwen-
rentenabfindung und die Streichung der Kin-
derzuschüsse zu den Renten, 

— die Kürzungen beim Mutterschaftsgeld, 

— die Leistungseinschränkungen im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation, 

— den Ausschluß ergänzender Sozialhilfelei-
stungen bei Maßnahmen der beruflichen Re-
habilitation, 

die Verletzung des Finalprinzips bei den Ein-
schränkungen für die Freifahrtregelung für 
Behinderte, 

— die Minderung der Rentenansprüche für Be-
hinderte in Werkstätten, 

— die Belastung des Krankengeldes mit Ren-
tenversicherungsbeiträgen, 

— die Finanzverschiebung vom Bundeshaus-
halt und von der Rentenversicherung auf die 
Krankenkassen durch Verlagerung der Ko-
sten für die Tbc-Behandlung und die knapp-
schaftliche Rentnerkrankenversicherung, 

— die Heranziehung der Einmalzahlungen zu 
den Sozialversicherungsbeiträgen, da diese 
verwaltungsaufwendig seien und einseitig 
mittlere Arbeitnehmereinkommen belaste-
ten. 

Grundsätzliche Kritik am Konzept der Bundes-
regierung übten die Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion auch insofern, als dieses ihrer 
Aufassung nach keinerlei beschäftigungspoliti-
sche Komponente enthalte. Sie vertraten die 
Auffassung, daß nicht der Sozialstaat, sondern 
die Arbeitslosigkeit zu teuer sei und daß dem-
nach ohne energische Beschäftigungsanstren-
gung des Staates die Finanzierungskrise der öf-
fentlichen Haushalte und der Sozialversiche-
rungsträger nicht überwunden werden könne. 

Hierzu fehle in dem Maßnahmenpaket der Bun-
desregierung jeder Ansatz. Durch beschäfti-
gungspolitische Abstinenz würden Probleme je-
doch nur noch weiter verschärft. Auf die Dauer 
sei aber nichts fiskalisch so teuer wie passiv hin-
genommene Arbeitslosigkeit. 

In Gestalt zahlreicher Änderungsanträge im 
Ausschuß hat die SPD-Fraktion ein eigenes 
Konzept zur Konsolidierung der sozialen Siche-
rungssysteme vorgelegt, das aus folgenden Ele-
menten besteht: 

1. Wiederherstellung voller (nach dem früheren 
Bruttolohn bemessenen) Rentenversiche-
rungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit, 

2. Ablehnung sämtlicher im Entwurf der Bun-
desregierung vorgesehener versteckter Bei-
tragsmehrbelastungen, 

3. offene Beitragssatzerhöhung bei der Bundes-
anstalt für Arbeit anstelle dieser versteckten 
Beitragsmehrbelastungen, und zwar von 
4,6 v.H. auf 5,4 v.H. Darüber hinaus als so-
ziale Flankierung die Erhöhung der Beitrags-
bemessungsgrenze bei der Bundesanstalt für 
Arbeit um 20 v.H. (d. h. für 1984 von 5 200 DM 
auf 6 240 DM monatlich), 

4. Ablehnung sämtlicher Leistungsverschlech-
terungen im Rentenrecht, 

5. Ablehnung der Leistungsverschlechterungen 
außerhalb des Bereichs der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Kürzung des Mutter-
schaftsgeldes, Kürzung des Arbeitslosengel-
des und der Arbeitslosenhilfe, Verschlechte-
rung der Leistungen zur beruflichen Rehabi-
litation, Ausschluß ergänzender Sozialhilfe 
bei Maßnahmen der beruflichen Rehabilita-
tion usw.). 

Die finanziellen Auswirkungen bezifferten die 
Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion für das 
Jahr 1984 wie folgt: 

In der gesetzlichen Rentenversicherung würden 
durch die Wiederherstellung voller Rentenversi-
cherungsbeiträge der Bundesanstalt für Arbeit 
Mehreinnahmen von 5,2 Mrd. DM erzielt, die zu-
sammen mit der Aktualisierung der Rentenan-
passung zur Konsolidierung ausreichten. 

Die Mehrausgaben bei der Bundesanstalt für 
Arbeit würden durch die Erhöhung des Beitrags-
satzes (5,2 Mrd. DM) sowie durch die Erhöhung 
der Beitragsbemessungsgrenze (0,4 Mrd. DM) 
ausgeglichen. Dieser Beitragsmehrbelastung sei 
der Verzicht auf sämtliche versteckten Beitrags-
mehrbelastungen im Gesetzentwurf der Bundes-
regierung mit einem Volumen von 4,9 Mrd. DM 
gegenüberzustellen. Demnach sei nach dem Al-
ternativkonzept der SPD die Belastung der Bei-
tragszahler nur unwesentlich höher, und dieser 
geringfügige Nachteil werde durch die Vorteile 
der langfristigen Stabilisierung mehr als aufge-
wogen. 
Die Mindereinsparungen, die sich im Vergleich 
zum Entwurf der Bundesregierung durch die 
Ablehnung der Kürzungen beim Arbeitslosen-
geld, bei der Arbeitslosenhilfe, bei der berufli- 
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chen Rehabilitation, beim Mutterschaftsgeld 
usw. ergäben, seien nicht innerhalb des Systems 
der sozialen Sicherung auszugleichen; dies 
müsse in erster Linie durch Abbau nicht ge-
rechtfertigter Subventionen und Steuervergün-
stigungen geschehen. 

Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion ha-
ben ihre von der Bundesregierung und von den 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP abwei-
chenden Positionen und Zielsetzungen in einem 
Entschließungsantrag an den Deutschen Bun-
destag zusammengefaßt, mit dem die Bundesre-
gierung aufgefordert werden soll, den Gesetzent-
wurf zurückzuziehen und ein „sozial ausgewoge-
nes und solides . Konzept zur mittel- und langfri-
stigen Konsolidierung der sozialen Sicherungs-
systeme" vorzulegen. Der Entschließungsantrag 
wurde mit den Stimmen der Ausschußmitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP ab-
gelehnt. 

3. Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten alle Regelungen ab, die zu zu-
sätzlichen Belastungen der Beitragszahler oder 
zu Leistungseinschränkungen führen. In ihren 
Augen handelt es sich dabei in erster Linie um 
Maßnahmen, die auf Kosten der Schwächsten in 
der Gesellschaft gehen. Die Sozialpolitik der 
Bundesregierung und der sie tragenden Koali-
tionsfraktionen laufe Gefahr, zum bloßen 
„Wurmfortsatz" der Wirtschaftspolitik zu wer-
den. Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN betonten, es wäre sinnlos, Wachstum 
in der Wirtschaft, Senkung der Staatsverschul-
dung und Beseitigung der Massenarbeitslosig-
keit durch Abbau im sozialen Bereich erreichen 
zu wollen. Vielmehr sei ein Umbau unserer Wirt-
schaft in Richtung einer ökologisch orientierten 
arbeitsplatzschaffenden, dezentralen Wirtschaft 
vonnöten. 

Mit besonderem Nachdruck lehnten die Aus-
schußmitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN die 
Kürzung des Mutterschaftsgeldes, die Lei-
stungskürzungen im Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit und die Minderung der Beitragszah-
lung für die Behinderten in geschützten Werk-
stätten ab. Sie verwiesen in diesem Zusammen-
hang auf ihre Änderungsanträge zum Bundes-
haushalt 1984. 

Außerdem hätten sie eine Erhöhung des Bun-
deszuschusses zur Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten um 19 Mrd. DM be-
antragt. Bei Annahme dieses Antrags sei die ge-
setzliche Rentenversicherung aller finanziellen 
Sorgen ledig, so daß die einschränkenden Maß-
nahmen des Gesetzentwurfs entbehrlich wür-
den. Der Bund könnte die beantragte Erhöhung 
des Bundeszuschusses bei entsprechenden Um-
schichtungen im Haushalt finanziell leisten. 
Vorschläge für solche Umschichtungen habe die 
Fraktion DIE GRÜNEN gemacht; zu verweisen 
sei in diesem Zusammenhang insbesondere auf 
ihre Vorschläge zum Haushalt des Bundesmini-
sters der Verteidigung. 

III. Zu den Maßnahmen im einzelnen 

A. Rentenversicherung 

1. Aktualisierung der Rentenanpassung und Fest-
legung des Grundsatzes einer gleichgewichtigen 
Entwicklung von Renten und verfügbaren Ar-
beitnehmereinkommen 

Die diesbezüglichen Regelungen im Gesetzentwurf 
wurden von der Ausschußmehrheit unverändert be-
schlossen. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP stellten dabei heraus, 
daß die"  Aktualisierung der Rentenanpassung 
mittelfristig zu geringeren Anpassungssätzen 
führe, als dies bei Fortsetzung des bisherigen 
Anpassungsverfahrens der Fall wäre. Auf die 
damit verbundenen Einsparungen könne jedoch 
nicht verzichtet werden. Unter sozialpolitischen 
Aspekten sei jedoch bedeutsam, daß auch bei 
der vorgesehenen Aktualisierung der Rentenan-
passung das Nettorentenniveau und damit die 
Stellung der Rentner im Einkommensgefüge, so-
weit man das vorausschauend abschätzen kön-
ne, im wesentlichen erhalten blieben. Dies habe 
auch die Sachverständigenanhörung ergeben. 

Die langfristigen Vorteile der Aktualisierung der 
Rentenanpassung sehen die Ausschußmitglie-
der der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
vor allem darin, daß 

— die Voraussetzungen für die gleichgewichtige 
Entwicklung von Renten und verfügbaren 
Arbeitnehmereinkommen verbessert wer-
den, 

— die bisher möglichen starken Schwankungen 
beim Rentenniveau minimiert werden, 

die Finanzentwicklung der Rentenversiche-
rung stabilisiert wird, da Lohn- und Beitrags-
entwicklung mit den Rentenanpassungen 
zeitlich enger verzahnt sind, 

— der Gedanke des Generationenvertrages und 
der Solidarität zwischen Rentnern und Akti-
ven dadurch gestärkt wird, daß die Einkom-
mensentwicklung bei Aktiven und Rentnern 
künftig näher zueinander gebracht wird. 

Die Grundsatzentscheidung für eine gleichge-
wichtige Entwicklung von Renten und verfügba-
ren Arbeitnehmereinkommen werteten die Aus-
schußmitglieder der Koalitionsfraktionen als 
eine sowohl verteilungspolitisch sachgerechte 
als auch finanzpolitisch sinnvolle Weichenstel-
lung für die Zukunft. Dadurch, daß dieser 
Grundsatz schon jetzt in den Rentengesetzen 
verankert wird, werde das Vertrauen der Rent-
ner darin bestärkt, daß sie auch künftig an der 
allgemeinen Einkommensentwicklung teilneh-
men werden. 

b) Eine Minderheit der Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion hat die Aktualisierung der Ren-
tenanpassung zum jetzigen Zeitpunkt abgelehnt, 
weil dadurch den Rentnern die relativ höheren 
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Einkommenszuwächse in den zurückliegenden 
Jahren, die ihnen aufgrund der geltenden Ren-
tenformel zustünden, vorenthalten würden. 
Diese Ausschußmitglieder waren auch der Auf-
fassung, daß bei  Verwirklichung ihres Vor-
schlags zur Beitragszahlung der Bundesanstalt 
für Arbeit zur Rentenversicherung auf die mit-
telfristigen Einsparungen aus der Aktualisie-
rung verzichtet werden könne. Schließlich wirke 
sich die damit verbundene Verlangsamung des 
Einkommenszuwachses bei den Rentnern auch 
nachteilig auf die Nachfrage aus und beeinträch-
tige damit die Chancen einer Wirtschaftsbele-
bung. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD 
haben die gesetzliche Festschreibung des 
Grundsatzes einer gleichgewichtigen Entwick-
lung von Renten und verfügbaren Arbeitneh-
mereinkommen und die damit verbundene 
Streichung der bisherigen sogenannten Renten-
niveausicherungsklausel abgelehnt. Dem Grund-
satz, daß die verfügbaren Renten und Arbeits-
einkommen sich gleichmäßig entwickeln sollen, 
sei zwar zuzustimmen. Die Normierung eines 
solchen Grundsatzes sei jedoch nur dann sinn-
voll, wenn im Gesetz klar präzisiert werde, auf 
welche Weise diesem Grundsatz Rechnung ge-
tragen werden soll. Ohne eine solche Präzisie-
rung führe die Änderung der Vorschriften über 
die Rentenanpassungen zur Verunsicherung der 
Rentner und Beitragszahler und schaffe darüber 
hinaus Vorwände für politisch willkürliche Ein-
griffe in die Rentenanpassungen. 

Ein entsprechender Änderungsantrag der Aus-
schußmitglieder der SPD-Fraktion wurde mit 
den Stimmen der Ausschußmitglieder der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP abgelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN haben die Regelungen abgelehnt. Bei 
Annahme ihres Vorschlags zur Erhöhung des 
Bundeszuschusses seien die Regelungen finan-
ziell nicht erforderlich. Im übrigen seien die 
Auswirkungen auf die Einkommensentwicklung 
bei den Rentnern sozialpolitisch nicht vertret-
bar. 

2. Volle Einbeziehung des Krankengeldes in die 
Beitragspflicht 

Die Regelungen zur vollen Einbeziehung des Kran-
kengeldes in die Beitragspflicht zur Rentenversi-
cherung und zur Bundesanstalt für Arbeit wurden 
von der Ausschußmehrheit gegen die Stimmen der 
Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP sahen in diesen Rege-
lungen die folgerichtige Fortsetzung der mit 
dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 getroffenen 
Regelungen über die Beitragszahlung für Emp-
fänger von Lohnersatzleistungen der Bundesan-
stalt für Arbeit und eine Konsequenz aus der in 
dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 enthaltenen 
diesbezüglichen Vorgriffsregelung. Nach ihrer 

Auffassung ist die Beitragszahlung für Lohner-
satzleistungen ein sachgerechtes Ordnungskri-
terium für die Abgrenzung des Risikos der ein-
zelnen Sozialleistungsbereiche; sie trage auch 
der Einkommensbezogenheit der Renten Rech-
nung. Die mit den Regelungen faktisch verbun-
dene Minderung des verfügbaren Krankengel-
des sei im Hinblick auf die bisherige Höhe des 
Krankengeldes sozialpolitisch vertretbar. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion lehn-
ten die Regelungen ab. Nach ihrer Auffassung 
handele es sich hierbei um eine zur dauerhaften 
Rentensanierung untaugliche Finanzverschie-
bung zwischen den Sozialversicherungsträgern. 
Auf die Einnahmen aus der Beitragszahlung sei 
die Rentenversicherung bei Annahme ihres An-
trags zur Beitragszahlung der Bundesanstalt für 
Arbeit für ihre Leistungsempfänger an die Ren-
tenversicherung nicht angewiesen. Die Maß-
nahme sei auch verteilungspolitisch bedenklich, 
weil Angehörige der Solidargemeinschaft der 
Rentenversicherung, die nicht Mitglieder der ge-
setzlichen Krankenversicherung sind, von den 
Belastungen aus dieser Maßnahme nicht betrof-
fen würden. Es sei auch nicht vertretbar, daß die 
Leistungen zur wirtschaftlichen Sicherung der 
Kranken um insgesamt 11,55 v. H. gemindert 
würden. Schließlich wiesen die Ausschußmitglie-
der der SPD-Fraktion auch auf die Probleme 
hin, die sich daraus ergeben, daß die Zeiten des 
Krankengeldbezugs bei der Rentenberechnung 
trotz Beitragszahlung auch künftig als Ausfall-
zeiten berücksichtigt werden sollen. 
Ein entsprechender Änderungsantrag der Aus-
schußmitglieder der SPD-Fraktion wurde mit 
den Stimmen der Ausschußmitglieder der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP abgelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die Regelung ebenfalls ab. 
Diese nach ihrer Auffassung mit ihren Auswir-
kungen auf die Einkommenssituation der Kran-
ken unvertretbare Maßnahme sei bei Verwirkli-
chung ihres Vorschlags zur Anhebung des Bun-
deszuschusses zur Rentenversicherung entbehr-
lich. 

3. Beitragszahlung der Bundesanstalt für Arbeit 

a) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion ha-
ben einen Antrag eingebracht, wonach die Bun-
desanstalt für Arbeit für ihre Leistungsempfän-
ger vom 1. Januar 1984 an wieder — wie bis 1982 
— Beiträge zur Rentenversicherung zahlen sol-
le, die auf der Grundlage der Bruttoarbeitsent-
gelte berechnet sind, die den Lohnersatzleistun-
gen zugrunde liegen. Es entspreche dem Prinzip 
einer klaren Risikozuweisung, daß die Kosten 
der sozialen Sicherung in demjenigen System 
offen ausgewiesen werden, in dem sie entstan-
den sind. Der Vorschlag habe darüber hinaus 
den Vorteil, daß die Finanzen der Rentenversi-
cherung vorbeugend strukturell stabilisiert wür-
den, d. h. ihre Abhängigkeit von der Arbeits-
marktsituation werde entscheidend vermindert 
und für den _Rest des Jahrzehnts zuverlässiger 
gesichert, als dies mit den Maßnahmen der Bun- 
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desregierung der Fall sei. Mit ihrem Vorschlag 
seien auch die Liquiditätsprobleme des Jahres 
1984 auf einfache Weise gelöst. Die Rentenversi-
cherungsträger erhielten bei Annahme ihres An-
trags im Jahre 1984 Beitragsmehreinnahmen in 
Höhe von rd. 5,2 Mrd. DM. Die Ursache für die 
gegenwärtigen finanziellen Probleme der Ren-
tenversicherung sei nämlich nahezu ausschließ-
lich in der hohen Arbeitslosigkeit, nicht aber in 
einem Anstieg des Rentenniveaus oder einer 
Änderung der Altersstruktur der Bevölkerung 
zu sehen. 
Die bei der Bundesanstalt für Arbeit dadurch 
entstehenden Mehrausgaben sollen nach dem 
Willen der Ausschußmitglieder der SPD-Frak-
tion weitgehend durch eine Beitragserhöhung 
im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit um ins-
gesamt 0,8 Prozentpunkte auf insgesamt 5,4 v. H. 
und durch eine Anhebung der Beitragsbemes-
sungsgrenze um 20. v. H. ausgeglichen werden; 
die Bundesanstalt für Arbeit erhalte hierdurch 
im Jahre 1984 Mehreinnahmen in Höhe von rd. 
5,6 Mrd. DM. Durch diese offene Beitragserhö-
hung würden die zahlreichen verdeckten Bei-
tragserhöhungen in allen drei Zweigen der Sozi-
alversicherung, die Rentenverschlechterungen 
und Verschiebungen zwischen den einzelnen So-
zialleistungenssystemen entbehrlich. 

b) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP wiesen demgegenüber 
darauf hin, daß die zurückliegenden Jahre ge-
zeigt hätten, daß eine Beitragszahlung der Bun-
desanstalt für Arbeit auf der Grundlage der 
Bruttoarbeitsentgelte in Zeiten mit anhaltend 
hoher Arbeitslosigkeit nicht durchhaltbar sei. 
Dies habe die SPD, als sie noch Regierungsver-
antwortung getragen habe, eingestehen müssen 
und eine verringerte Beitragszahlung der Bun-
desanstalt selbst vorgeschlagen. Wenn aber eine 
Beitragszahlung auf der Grundlage der Brutto-
arbeitsentgelte gegenüber der Bundesanstalt für 
Arbeit und insbesondere auch gegenüber dem 
Bund nicht durchsetzbar sei, dann sei die seit 
Anfang 1983 geltende Beitragszahlung auf der 
Grundlage der Lohnersatzleistung selbst die ein-
zig begründbare Alternative. 

Die von der SPD vorgeschlagene Beitragssatzer-
höhung im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit 
lehnten die Ausschußmitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP ab, einmal wegen 
der damit für die Arbeitnehmer und für die Wirt-
schaft verbundenen zusätzlichen Belastung, 
zum anderen aber auch deshalb, weil dieser Vor-
schlag — anders als ihre eigenen Vorschläge — 
zur Belastung auch von Arbeitnehmern mit 
niedrigen Arbeitsverdiensten führen würde. 

Im übrigen gehe die Einnahmen- und Ausgaben-
rechnung der SPD nicht auf. Im Bereich der 
Bundesanstalt für Arbeit und beim Bund ergä-
ben sich unter Berücksichtigung der weiteren 
Vorschläge der SPD-Fraktion Finanzierungslük-
ken in Höhe von mehreren Milliarden DM. 

c) Die Änderungsanträge der SPD-Fraktion wur-
den mit den Stimmen der Ausschußmitglieder 

der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP bei 
Stimmenthaltung der Ausschußmitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

4. Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Der Ausschuß stimmte den im Regierungsentwurf 
vorgeschlagenen Neuregelungen mit einigen Klar-
stellungen und Verdeutlichungen und mit erweiter-
ten Übergangsregelungen mit Mehrheit zu. Für die 
Regelungen stimmten die Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP; die Aus-
schußmitglieder der SPD-Fraktion und der Frak-
tion DIE GRÜNEN lehnten die Regelungen ab. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP bezogen sich dabei in 
vollem Umfang auf die Begründung des Regie-
rungsentwurfs. Sie waren mit der Bundesregie-
rung der Auffassung, daß die Entwicklung im 
Bereich der Renten wegen Berufsunfähigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit in den letzten Jahren 
deutlich gemacht habe, daß Einschränkungen 
unumgänglich seien. Wenn im Jahre 1982 mehr 
als die Hälfte der Zugänge an Versichertenren-
ten Renten wegen Berufsunfähigkeit oder Er-
werbsunfähigkeit gewesen seien, so deute dies 
darauf hin, daß diese Rentenformen ein vom Ge-
setzgeber nicht gewolltes vorgezogenes Alters-
ruhegeld darstellen. Dadurch würden die beste-
henden Altersgrenzen unterlaufen. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP brachten zum Ausdruck, 
daß sie sich der einschneidenden Bedeutung der 
vorgeschlagenen Maßnahme durchaus bewußt 
seien. Andere Regelungen seien ebenfalls erwo-
gen worden; sie hätten weder den strukturellen 
noch den finanziellen Erfordernissen entspro-
chen. 
Auf Antrag der Ausschußmitglieder der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP hat der Aus-
schuß mit Mehrheit eine Änderung und Ergän-
zung der Übergangsregelung beschlossen. Da-
nach soll jeder Versicherte, der bis zum Inkraft-
treten der Neuregelung, d. h. bis zum 31. Dezem-
ber 1983, die Wartezeit von 60 Monaten für eine 
Rente wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbs-
unfähigkeit erfüllt hat, den Invaliditätsschutz in 
der Rentenversicherung durch regelmäßige frei-
willige Beitragszahlung ab 1984 aufrechterhal-
ten können; auch die gesetzlichen Mindestbei-
träge sollen dafür ausreichend sein. 

Außerdem sollen selbständig Erwerbstätige, die 
noch nicht die Wartezeit von 60 Monaten erfül-
len, aber auch wegen Fristablaufs nicht mehr 
die Pflichtversicherung beantragen können, 
hierzu bis zum 30. Juni 1984 noch einmal die 
Möglichkeit erhalten. Die Ausschußmitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP ha-
ben diese Änderungen und Ergänzungen der 
Übergangsregelung vor allem mit sozialpoliti-
schen Erwägungen begründet. Sie haben aber 
auch zum Ausdruck gebracht, daß verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen die Neuregelung, so-
fern sie überhaupt jemals begründet gewesen 
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seien, jedenfalls mit diesen Übergangsregelun-
gen ausgeräumt seien. Weitergehende Sonder-
und Ausnahmeregelungen für bestimmte Perso-
nengruppen lehnten die Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP als mit 
den Grundsätzen der Neuregelung unvereinbar 
ab. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion lehn-
ten die Neuregelung auch unter Berücksichti-
gung der von den Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP vorgeschlagenen Änderungen und Er-
gänzungen ab. Nach ihrer Auffassung sei die 
vorgesehene Einschränkung der Voraussetzun-
gen für die Renten wegen Berufsunfähigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit sozialpolitisch nicht 
vertretbar und verletze den Grundsatz des Ei-
gentums- und Vertrauensschutzes. Sie wiesen 
bei der Beratung auf die Auswirkung der Neure-
gelung auf einzelne Personengruppen hin und 
gaben ihrer Befürchtung Ausdruck, daß viele 
Hausfrauen finanziell nicht in der Lage sein 
könnten, die Beiträge für eine Aufrechterhal-
tung des Invaliditätsschutzes in der Rentenver-
sicherung aufzubringen. 
Auf den Eingriff in das Auslandsrentenrecht in 
bezug auf Israel wurde ebenfalls von SPD-Aus-
schußmitgliedern aufmerksam gemacht; auch 
diese Personen hätten auf ihren Anspruch ver-
traut. Die neue Regelung enthalte insoweit auch 
einen Eingriff in das Wiedergutmachungsrecht. 
Es wurde angeregt zu überlegen, ob nicht im 
Wege eines Sozialversicherungsabkommens Ab-
hilfe möglich sei. Darüber hinaus wurde auf die 
Auswirkungen der Änderungen des Erwerbs-
und Berufsunfähigkeitsrechts auf Personen, die 
noch im späten Lebensalter Beamte geworden 
seien, verwiesen, ferner auf die Gruppe der Selb-
ständigen. 

Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion ga-
ben zu erkennen, daß sie sich der Notwendigkeit 
zu Neuregelungen im Bereich der Renten wegen 
vorzeitiger Invalidität nicht grundsätzlich und 
von vornherein verschließen wollten. Solche 
Neuregelungen müßten jedoch sorgfältig vorbe-
reitet werden; ein Haushaltsbegleitgesetz, noch 
dazu, wenn es unter starkem Zeitdruck verab-
schiedet werden müsse, sei kein geeignetes Ge-
setz zur Verwirklichung derartiger Neuregelun-
gen. Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion 
ließen auch ihre Bereitschaft erkennen, zusam-
men mit den Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP und der Bundesregierung über Lösungs-
möglichkeiten nachzudenken. Zum Ausgangs-
punkt für solche Überlegungen könnten die Re-
formvorschläge gemacht werden, die die Sach-
verständigenkommission für das Sozialgesetz-
buch gemacht habe. 
Ein Antrag der SPD-Fraktion, die Regelungen 
zur Änderung der Voraussetzungen für die Ren-
ten wegen Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfä-
higkeit zu streichen, wurde mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP ab-
gelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die Neuregelung der Voraus

-

setzungen für die Renten wegen Berufsunfähig-
keit und Erwerbsunfähigkeit ebenfalls ab. Sie 
hielten diese Regelungen für sozialpolitisch 
nicht vertretbar. Bei Annahme ihres Vorschlags 
zur Erhöhung des Bundeszuschusses sei die 
Neuregelung auch aus finanziellen Gründen 
nicht erforderlich. 

d) Unter Berücksichtigung der vom Ausschuß an-
genommenen Änderungsanträge der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP ergeben sich gegen-
über den Finanzansätzen im Entwurf des Haus-
haltsbegleitgesetzes 1984 für die Rentenversi-
cherung der Arbeiter und der Angestellten fol-
gende Mehrausgaben (Verringerung der Einspa-
rungen): 

1984: 	100 Mio. DM, 
1984 bis 1987: 	1 155 Mio. DM. 

Auf die langfristigen Finanzwirkungen der Maß-
nahme haben die vom Ausschuß beschlossenen 
Änderungen der Regierungsvorlage nach Aus-
kunft der Vertreter der Bundesregierung keinen 
Einfluß. 

5. Ersetzung von Kinderzulage und Kinderzuschuß 
durch das Kindergeld 

a) Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Aus-
schußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP den Regelungen, wonach für künf-
tige Versicherungsfälle die Kinderzulage der ge-
setzlichen Unfallversicherung und der Kinder-
zuschuß der gesetzlichen Rentenversicherung 
durch das Kindergeld nach dem Bundeskinder-
geldgesetz ersetzt werden sollen, mit einer klar-
stellenden Ergänzung zugestimmt. Die Aus-
schußmitglieder der SPD-Fraktion und der 
Fraktion DIE GRÜNEN haben diese Regelung 
abgelehnt. 

b) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP haben sich die Begrün-
dung des Regierungsentwurfs voll zu eigen ge-
macht. 

c) Demgegenüber waren die Ausschußmitglieder 
der SPD-Fraktion der Auffassung, daß die Maß-
nahme sozialpolitisch nicht vertretbar sei. Sie 
betreffe in besonderem Maße Berufs- und Er-
werbsunfähigkeitsrentner, die in der Regel nied-
rigere Rentenansprüche zu erwarten hätten. Ein 
entsprechender Änderungsantrag der SPD-
Fraktion wurde mit den Stimmen der Ausschuß-
mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP abgelehnt. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN haben die Regelung ebenfalls abge-
lehnt. 

6. Herabsetzung der Witwen- und Witwerrentenab-
findung 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Ausschuß-
mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP und gegen die Stimmen der Ausschußmitglie-
der der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE 
GRÜNEN die Regelungen beschlossen, wonach bei 
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Wiederverheiratungsfällen ab 1. Januar 1984 die 
Abfindung von Witwen- und Witwerrenten in der 
gesetzlichen Unfallversicherung und in der gesetzli-
chen Rentenversicherung nicht mehr in Höhe des 
fünffachen, sondern nur noch in Höhe des zweifa-
chen Jahresrentenbetrages erfolgen soll. 

a) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion be-
fürchteten, daß die Witwen durch die Neurege-
lung von einer Wiederverheiratung abgehalten 
werden könnten und daß dadurch infolge der 
Weiterzahlung der, Witwenrenten die Versicher-
tengemeinschaft finanziell eher stärker belastet 
als entlastet würde. 

b) Die Ausschußmitglieder der Koalitionsfraktio-
nen teilten diese Befürchtung nicht. Sie hielten 
die Gründe der Bundesregierung für ihren Vor-
schlag für überzeugend. Demgemäß lehnten sie 
einen Änderungsantrag der SPD-Fraktion, der 
eine Streichung der Neuregelung zum Ziele hat-
te, mit ihrer Mehrheit ab. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE GRÜ-
NEN lehnten die Herabsetzung der Witwen- und 
Witwerrentenabfindung in der Renten- und Un-
fallversicherung ab. 

7. Stärkere Einbeziehung von Zuwendungen (ein

-

malig gezahltem Arbeitsentgelt) in die Beitrags-
pflicht 

Den Regelungen über eine stärkere Einbeziehung 
von Zuwendungen in die Beitragspflicht hat der 
Ausschuß in einer gegenüber dem Regierungsent-
wurf sprachlich verbesserten Neufassung mit den 
Stimmen der Ausschußmitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP und gegen die Stimmen 
der Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion und der 
Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP waren der Auffassung, 
daß die Neuregelung im Vergleich zum gelten-
den Recht sozial ausgewogener und gerechter 
sei. Anders als bei der von der SPD-Fraktion in 
ihrer Alternativkonzeption angebotenen Bei-
tragssatzanhebung im Bereich der Bundesan-
stalt für Arbeit führe sie nicht zu einer Beitrags-
mehrbelastung der Arbeitnehmer mit niedrigem 
Einkommen. Die Neuregelung bringe mehr Bei-
tragsgerechtigkeit, weil das Arbeitsentgelt unab-
hängig von der Aufteilung in laufendes und ein-
malig gezahltes Arbeitsentgelt bis zur anteili-
gen Jahresbeitragsbemessungsgrenze beitrags-
pflichtig werde. Die Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP wiesen 
darauf hin, daß die stärkere Beitragszahlung 
sich in der Rentenversicherung systemgerecht 
in höheren Renten niederschlage. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion lehn-
ten die Regelung ab. Sie sehen darin eine ver-
deckte Beitragserhöhung. Nach ihrer Auffas-
sung ist eine offene Beitragssatzanhebung, sei 
es in der Rentenversicherung, sei es — wie von 
der SPD vorgeschlagen — im Bereich der Bun-
desanstalt für Arbeit, der bessere Weg zur Sa

-

nierung der Rentenfinanzen; denn die höheren 
Renten, die aus den höheren Rentenversiche-
rungsbeiträgen resultierten, würden die Renten-
versicherung gerade in der Phase, in der die 
demographischen Probleme beginnen, zuneh-
mend belasten. Die Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion wiesen darauf hin, daß in den Be-
reichen Krankenversicherung und Arbeitslosen-
versicherung — ebenso wie bei einer Beitrags-
satzanhebung — aus der stärkeren Beitragsbe-
lastung keine Leistungsverbesserungen resul-
tierten. Bei einer Beitragssatzerhöhung könnte 
auch der mit der Neuregelung im Sinne des Re-
gierungsvorschlags verbundene Verwaltungs-
aufwand vermieden werden. 

Ein Antrag der SPD-Fraktion, die Regelungen 
über die stärkere Einbeziehung von Zuwendun-
gen in die Beitragspflicht zu streichen, wurde 
mit den Stimmen der Ausschußmitglieder der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

c) Auch die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die vorgesehenen Regelungen 
ab. Sie hielten die damit verbundenen Belastun-
gen insbesondere für die Arbeitnehmer nicht für 
sozial vertretbar. Im übrigen sei die Maßnahme 
finanziell nicht erforderlich, wenn man ihrem 
Vorschlag zur Erhöhung des Bundeszuschusses 
folge. 

8. Senkung der Mindesberechnungsgrundlage für 
die Rentenversicherungsbeiträge der in ge-
schützten Einrichtungen beschäftigten Behinder-
ten 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Sen-
kung der Mindestberechnungsgrundlage für die 
Rentenversicherungsbeiträge der in geschützten 
Einrichtungen beschäftigten Behinderten wurde 
nach eingehender Erörterung mit den Stimmen der 
Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP gegen die Stimmen der Ausschußmit-
glieder der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE 
GRÜNEN beschlossen. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP hielten die vorgesehene 
Senkung der Bemessungsgrundlage bei den 
Rentenversicherungsbeiträgen für vertretbar. 
Auch nach Herabsetzung der Beitragsberech-
nungsgrundlage von 90 v. H. auf 70 v. H. der 
maßgeblichen Versichertenentgelte werde der 
Beitragsberechnung ein Entgelt zugrunde ge-
legt, welches von einem beachtlichen Teil von 
Vollzeitbeschäftigten nicht erreicht werde. Die 
geltende Regelung gehe . im Ergebnis seit eini-
gen Jahren deutlich über das hinaus, was der 
Gesetzgeber Mitte der siebziger Jahre bei der 
Verabschiedung des Gesetzes über die Sozial-
versicherung Behinderter in geschützten Ein-
richtungen beabsichtigt habe. Die Behauptung 
der Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion, daß 
sich nach der vorgesehenen Senkung der Bei-
tragsbemessungsgrundlage Renten ergeben 
würden, die den Regelsatz der Sozialhilfe unter-
schritten, würden durch die von der Bundesre- 
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gierung vorgelegten Modellrechnungen, bei de-
nen die besondere Bewertung der Pflichtbei-
träge in den ersten fünf Jahren und die Einbe-
ziehung einer Zurechnungszeit berücksichtigt 
worden seien, eindeutig widerlegt. Am Prinzip, 
daß Bund und Länder im wesentlichen die Bei-
tragsaufwendungen für Behinderte in aner-
kannten Werkstätten tragen, ändere sich auch 
künftig nichts. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion wa-
ren dagegen der Auffassung, daß die Kürzung 
der Rentenversicherungsbeiträge für die in ge-
schützten Einrichtungen beschäftigten Behin-
derten sozialpolitisch unvertretbar sei. Die Maß-
nahme widerspreche dem Zweck des Gesetzes 
über die Sozialversicherung Behinderter in ge-
schützten Einrichtungen, weil auch nach langer 
Versicherungsdauer kein Rentenanspruch mehr 
erworben werde, der das Sozialhilfeniveau errei-
che. Insbesondere seien diese erheblichen 
Rechtsverschlechterungen für diesen besonders 
benachteiligten und vom Schicksal besonders 
betroffenen Personenkreis unvertretbar auf 
dem Hintergrund, daß in dem Gesetzentwurf an-
dererseits Besserverdienende weitgehend ver-
schont würden und sogar durch Vermögensteu-
ersenkung begünstigt werden sollten. 

Ein Antrag der SPD-Fraktion, die diesbezügli-
chen Regelungen im Regierungsentwurf zu 
streichen, wurde mit den Stimmen der Aus

-

schußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP abgelehnt. 

B. Krankenversicherung 

1. Zuordnung der Tbc-Heilbehandlungsmaßnah-
men zur Krankenversicherung 

Den Regelungen über die Zuordnung der Tbc-Heil-
behandlungsmaßnahmen zur Krankenversicherung 
im Regierungsentwurf hat der Ausschuß nach aus-
führlicher Erörterung im Grundsatz und mit einer 
veränderten Übergangsregelung mit den Stimmen 
der Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP und gegen die Stimmen der Aus-
schußmitglieder der SPD-Fraktion und der Frak-
tion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP hielten den Zuständig-
keitswechsel für sachlich geboten, weil die Tu-
berkulose ihren Charakter als Volksseuche 
längst verloren habe und sich sowohl hinsicht-
lich ihrer Ansteckungsfähigkeit als auch des Be-
handlungserfolges nicht von anderen Infektions-
krankheiten unterscheide. Sie sahen deshalb 
auch keinen Grund, die Sonderzuständigkeit der 
Rentenversicherungsträger zur Behandlung die-
ser Krankheit bei Versicherten und Rentnern 
sowie deren Angehörigen aufrechtzuerhalten. 

Bedenken wurden jedoch gegen den von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Ausschluß 
von Rehabilitationsmaßnahmen bei Erkrankun-
gen an Tuberkulose erhoben. Auch bei einem 

Zuständigkeitswechsel müsse die Tbc-Erkran-
kung rehabilitationsmäßig wie jede andere Er-
krankung behandelt werden. Nach der künftig 
von den Krankenversicherungsträgern durchzu-
führenden Tbc-Krankenbehandlung ist nach ih-
rer Auffassung die Rehabilitation des Erkrank-
ten wie bisher nach den allgemeinen Vorschrif-
ten von den Rentenversicherungsträgern durch-
zuführen. Dieser Auffassung waren auch die 
Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion. Ein ent-
sprechender Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, der FDP und der SPD, der dieses 
Ergebnis sicherstellt, wurde bei Stimmenthal-
tung der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Mit Rücksicht auf die zahlreichen und verschie-
denartigen Bedenken, vor allem auch in der 
Stellungnahme des Bundesrates, gegen die im 
Regierungsentwurf vorgesehene Übertragung 
von rentenversicherungseigenen Tbc-Rehabili-
tationseinrichtungen auf die Träger der Kran-
kenversicherung haben die Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP einen Änderungsantrag 
eingebracht, der den unterschiedlichen Interes-
sen, aber auch den gegebenen Sachzwängen 
Rechnung tragen soll. Danach sollen die Renten-
versicherungsträger noch bis zum 31. Dezember 
1985 die Tbc-Behandlung wie bisher nach dem 
Rentenversicherungsrecht zu Lasten der Kran-
kenversicherung durchführen und auch ihre 
Tbc-Einrichtungen weiterbetreiben können. 
Nach diesem Zeitpunkt sollen sie nur noch sol-
che Tbc-Einrichtungen weiterführen können, in 
denen nicht überwiegend Tbc-Heilbehandlungen 
durchgeführt worden sind. Die Weiterbetreibung 
dieser Einrichtungen erfolgt zur bedarfsgerech-
ten Versorgung der Bevölkerung und hat in Ab-
stimmung mit der Krankenhausbedarfsplanung 
des Landes zu erfolgen. Der Antrag wurde vom 
Ausschuß mit Mehrheit angenommen. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion be-
fürchteten demgegenüber, daß eine Änderung 
des geltenden Rechts einerseits zu Schließungen 
von Tbc-Einrichtungen der Rentenversiche-
rungsträger und andererseits zu einem erhöhten 
Tbc-Bedarf in Krankenhäusern führen werde, 
weil sie die Übernahme der Tbc-Behandlungen 
durch die Träger der Krankenversicherung 
nicht mit den gegenwärtigen Kapazitäten auf-
fangen könnten. Im übrigen hielten sie es für 
generell unangemessen, die Finanzierungspro-
bleme der gesetzlichen Rentenversicherung und 
des Bundes durch Kostenverlagerungen auf die 
gesetzliche Krankenversicherung lösen zu wol-
len. 
Ein Antrag der SPD-Fraktion, die Regelungen 
über die Zuordnung der Tbc-Heilbehandlungs-
maßnahmen zur Krankenversicherung zu strei-
chen, wurde mit den Stimmen der Ausschuß-
mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP abgelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die Regelungen über die Zu-
ordnung der Tbc-Heilbehandlungsmaßnahmen 
zur Krankenversicherung ebenfalls ab. 
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2. Anpassung der knappschaftlichen Krankenversi-
cherung der Rentner an die allgemeine Finanzie-
rung der Krankenversicherung der Rentner 

Der Ausschuß hat den Regelungen zur Anpassung 
der knappschaftlichen Krankenversicherung der 
Rentner an die Finanzierung der Krankenversiche-
rung der Rentner (KVdR) mit den Stimmen der 
Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP und gegen die Stimmen der Ausschuß-
mitglieder der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE 
GRÜNEN zugestimmt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP hielten in Übereinstim-
mung mit der Bundesregierung die Einbezie-
hung der knappschaftlichen Krankenversiche-
rung der Rentner in den allgemeinen KVdR-
Belastungsausgleich für notwendig und system-
gerecht, weil auf diese Weise langfristig auch in 
der Knappschaft die aktiven Versicherten der 
knappschaftlichen Krankenversicherung an den 
erheblichen Kosten für die Knappschaftsrentner 
beteiligt werden. Es sei auch gerechtfertigt, daß 
die Versichertengemeinschaften der anderen 
Kassenarten die Aufwendungen für die knapp-
schaftliche KVdR mittrügen. Etwa 80 v. H. der 
Bezieher einer knappschaftlichen Rente seien 
Wanderversicherte, die in ihrem Erwerbsleben 
zum großen Teil mit ihren Krankenversiche-
rungsbeiträgen die Solidargemeinschaft der all-
gemeinen KVdR mitgetragen hätten. Die Einbe-
ziehung der knappschaftlichen KVdR in den all-
gemeinen Belastungsausgleich entspreche im 
übrigen dem Bestreben, das Recht in der gesetz-
lichen Krankenversicherung anzugleichen, wie 
es auch der Bundesrechnungshof gefordert 
habe. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP haben ferner darauf hin-
gewiesen, daß durch die weiteren Maßnahmen 
dieses Gesetzentwurfs (insbesondere durch die 
stärkere Einbeziehung einmalig gezahlten Ar-
beitsentgelts in die Beitragspflicht) Belastungen, 
die den anderen Krankenkassen aus der Finan-
zierung der knappschaftlichen KVdR entstän-
den, ausgeglichen würden. Beitragssatzerhöhun-
gen seien daher nicht notwendig. Die Beitrags-
satzstabilität sei nicht gefährdet. Außerdem 
solle die Bundesknappschaft als Träger der Ren-
tenversicherung weiterhin die Verwaltungsko-
sten und die Sterbegeldmehrleistungen erstat-
ten und in den nächsten fünf Jahren zusätzlich 
jeweils 100 Mio. DM an die knappschaftliche 
Krankenversicherung zahlen. Der Betrag werde 
dem Träger der knappschaftlichen Rentenversi-
cherung von den Trägern der Rentenversiche-
rung der Arbeiter zu 84 v. H. und von der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte zu 16 
v. H. erstattet. 

b) Die SPD-Fraktion hat gefordert, von der Einbe-
ziehung der knappschaftlichen Krankenversi-
cherung der Rentner in den allgemeinen KVdR-
Belastungsausgleich abzusehen, da durch diese 
Maßnahme die Krankenversicherung belastet 
und der Bundeshaushalt entlastet werde; hier- 

durch würden die Bemühungen um Kostenstabi-
lisierung in der Krankenversicherung er-
schwert. Ein entsprechender Streichungsantrag 
der SPD-Fraktion wurde vom Ausschuß mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP abgelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN haben die vorliegenden Regelungen 
ebenfalls abgelehnt. 

3. Krankenversicherungsschutz für arbeitslose Ju-
gendliche 

a) Die Fraktion der SPD hat den Antrag gestellt, 
die Altersgrenze beim Anspruch auf Familien-
hilfe für arbeitslose Jugendliche vom 19. auf das 
vollendete 23. Lebensjahr anzuheben. Zur Be-
gründung hat sie ausgeführt, daß diese Jugendli-
chen nach geltendem Recht gezwungen seien, 
sich selbst freiwillig in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung zu versichern und dafür Bei-
träge zu zahlen. 

b) Demgegenüber haben die Ausschußmitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP dar-
auf hingewiesen, daß sich aus der Ausweitung 
des Anspruchs auf Familienhilfe eine finanzielle 
Mehrbelastung der Krankenkassen in Höhe von 
mindestens 60 Mio. DM ergeben würde. Außer-
dem würde der Antrag der SPD-Fraktion dazu 
führen, daß sich viele Jugendliche nur deshalb 
arbeitslos meldeten, um in den für sie beitrags-
freien Schutz der gesetzlichen Krankenversiche-
rung zu kommen; das würde aber zu einer Ver-
fälschung der Arbeitslosenzahlen führen. Die 
Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP haben sich deshalb derzeit 
nicht in der Lage gesehen, dem Antrag zuzu-
stimmen, aber darauf hingewiesen, daß weitere 
Überlegungen zu dieser Frage nicht ausge-
schlossen würden. 

Der Antrag der SPD-Fraktion wurde vom Aus-
schuß mit den Stimmen der Ausschußmitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP ab-
gelehnt. 

C. Bundesanstalt für Arbeit 

Zu den im Gesetzentwurf der Bundesregierung vor-
gesehenen Änderungen des Arbeitsförderungsge-
setzes bestanden im Ausschuß überwiegend unter-
schiedliche Ansichten. Während die Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP die Änderungen im wesent-
lichen für erforderlich hielten, lehnten die Fraktion 
der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN die Mehr-
zahl der vorgesehenen Änderungen ab. Der Aus-
schuß befaßte sich insbesondere mit folgenden Fra-
gen: 

1. Übertragung weiterer Aufgaben 

Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP beschloß der Ausschuß, gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion und bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN klarzustellen, daß die Bun-
desregierung der Bundesanstalt für Arbeit die 
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Durchführung befristeter Arbeitsmarktprogramme 
durch Verwaltungsvereinbarung übertragen kann. 
Die Klarstellung war erforderlich, nachdem gegen 
die entsprechende langjährige Praxis der Bundes-
regierung Bedenken erhoben worden waren. 

2. Förderung der beruflichen Bildung 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit die im Gesetz-
entwurf vorgesehenen Änderungen. 

a) Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP hiel-
ten die Kürzungen des Unterhaltsgeldes bei 
Teilnahme an einer arbeitsmarktlich notwendi-
gen Maßnahme, die Umwandlung des Unter-
haltsgeldes bei Teilnahme an einer arbeits-
marktlich (nur) zweckmäßigen Maßnahme in 
eine Kann-Leistung und die Beschränkung beim 
Einarbeitungszuschuß im Hinblick auf die Fi-
nanzlage des Bundes und der Bundesanstalt für 
Arbeit für notwendig und für sozial vertretbar. 

b) Die Fraktion der SPD beantragte, die vorgesehe-
nen Änderungen zu streichen. Die Senkung des 
Unterhaltsgeldes sei nicht zumutbar. Eine aus-
reichende Förderung der beruflichen Bildung 
einschließlich der Einarbeitung sei gerade in 
wirtschaftlich schwieriger Zeit notwendig. Die 
Anträge wurden von der Ausschußmehrheit aus 
den oben dargelegten Gründen abgelehnt. 

3. Kurzarbeitergeld 

a) Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit die im Ge-
setzentwurf und in Änderungsanträgen der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FPD enthalte-
nen Regelungen zum Kurzarbeitergeld. 

Im Interesse der Beseitigung von Ausbildungs-
hemmnissen folgte der Ausschuß dem Regie-
rungsvorschlag, daß künftig Auszubildende bei 
der Berechnung des Mindestumfanges des Ar-
beitsausfalles als Voraussetzung für die Zahlung 
von Kurzarbeitergeld nicht mehr mitgezählt 
werden sollen. Insbesondere bei mittelständi-
schen und handwerklichen Betrieben hatte de-
ren Berücksichtigung zu Schwierigkeiten ge-
führt, weil Arbeitsausfall im Betrieb vielfach 
keine Ausbildungszeitverkürzung für die Auszu-
bildenden des Betriebes bedeutet. 

Die durch das Arbeitsförderungs-Konsolidie-
rungsgesetz eingeführte zusätzliche Schwelle 
von mindestens 3 v. H. Ausfall der Gesamtar-
beitszeit des Betriebes als Voraussetzung für die 
Zahlung von Kurzarbeitergeld soll aufgehoben 
werden, weil diese Regelung einen unverhältnis-
mäßig hohen Verwaltungsaufwand verursacht, 
ohne die erwartete Einsparung beim Kurzarbei-
tergeld zu bringen. 

b) Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD, die 
Verlängerung der Höchstbezugsfrist für das 
Kurzarbeitergeld bis zu 36 Monaten allgemein 
und nicht nur befristet bis Ende 1984 für Be-
triebe der Stahlindustrie zuzulassen, fand im 
Ausschuß keine Mehrheit. Nach Ansicht der 
Fraktion der SPD hat sich die Bezugsfrist für 

das Kurzarbeitergeld bei außergewöhnlichen 
Arbeitsmarktverhältnissen nicht nur in der 
Stahlindustrie, sondern auch in anderen Wirt-
schaftsbereichen als zu kurz erwiesen. Die Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP hielten diese 
Ausweitung für nicht vereinbar mit dem Grund-
gedanken der Kurzarbeitergeldregelung, vor-
übergehenden Arbeitsausfall zu überbrücken, 
notwendige strukturelle Anpassungen aber 
nicht zu verzögern. 

4. Schlechtwettergeld 

Nach eingehender Erörterung beschloß der Aus-
schuß auf Antrag der Koalitionsfraktionen von 
CDU/CSU und FDP sowie der Fraktion der SPD 
einstimmig, die im Gesetzentwurf vorgeschlagene 
Übertragung der Lasten des Schlechtwettergeldes 
für die ersten acht Ausfallstunden eines jeden Bau-
arbeiters in jedem Monat der Schlechtwetterzeit 
auf die Bauarbeitgeber abzulehnen, weil die er-
höhte finanzielle Belastung der Baubetriebe zu ei-
ner vermehrten Entlassung von Bauarbeitern ge-
führt hätte. Die Regelung hätte sich zu Lasten der 
Bauarbeitnehmer ausgewirkt und zu einer Erhö-
hung der Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeits-
losengeld geführt. 

Die vom Ausschuß beschlossene Änderung führt ge-
genüber dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zu Mindereinsparungen in Höhe von 100 Mio. DM. 
Ein gleich hoher Einsparungsbetrag soll dadurch 
erreicht werden, daß die Förderungssätze des 
Mehrkostenzuschusses der Produktiven Winterbau-
förderung um 35 v. H. gesenkt werden. Der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung wird die ent-
sprechende Änderungs-Verordnung erlassen. 

5. Senkung der Lohnersatzleistungen 

Der Ausschuß hat die von der Bundesregierung vor-
geschlagenen Regelungen zur Senkung der Lohner-
satzleistungen des Arbeitsförderungsgesetzes mit 
den Stimmen der Ausschußmehrheit gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN angenommen. 

a) Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP teil-
ten die Auffassung der Bundesregierung, daß 
eine Senkung dieser Leistungen unumgänglich 
sei. Nur auf diese Weise könnten die politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten des Bundeshaushalts 
und die eigenständige Leistungsfähigkeit der 
Arbeitslosenversicherung gestärkt werden. Die 
Kürzung der Lohnersatzleistungen hätte sich 
auch nach Auffassung der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP nur durch eine weitere erheb-
liche Anhebung der Beiträge zur Bundesanstalt 
für Arbeit vermeiden lassen. Eine solche Anhe-
bung würde jedoch die Abgabenlast der Arbeit-
nehmer und der Arbeitgeber unvertretbar erhö-
hen sowie die Investitionsbereitschaft der Un-
ternehmer schwächen und damit die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze behindern. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP be-
grüßten den Vorschlag der Bundesregierung, 
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Leistungsbezieher mit Kindern von der Sen-
kung der Sätze für Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
senhilfe, Kurzarbeitergeld und Schlechtwetter-
geld auszunehmen. Damit werde dem sozialen 
Ausgleich Rechnung getragen. 

b) Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die im Gesetzentwurf vorge-
sehenen Regelungen zur Senkung der Lohner-
satzleistungen des AFG ab. Die Senkung dieser 
Leistungen belaste die Arbeitnehmer, die ohne-
hin die Hauptlast der Rezession zu tragen hät-
ten, in unzumutbarer Weise. Bereits nach gelten-
dem Recht sicherten diese Leistungen kaum 
mehr als das Existenzminimum. Das gelte in be-
sonderem Maße für längerfristig Arbeitslose, die 
nach Erschöpfung ihres Anspruches auf Arbeits-
losengeld nur noch die um zehn Prozentpunkte 
niedrigere Arbeitslosenhilfe beanspruchen 
könnten. Ein beträchtlicher Teil dieser Arbeits-
losen würde nach dem Vorschlag der Bundesre-
gierung auf ergänzende Leistungen der Sozial-
hilfe angewiesen sein. Dies sei für Arbeitneh-
mer, die oft jahrelang im Arbeitsleben gestan-
den hätten und vielfach nur wegen ihres Alters 
keinen Arbeitsplatz mehr fänden, unzumutbar. 
Der Antrag der SPD-Fraktion wurde mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP abgelehnt. Beide Fraktionen hoben hervor, 
daß Bezieher von Lohnersatzleistungen nach 
dem AFG auch nach der Senkung in der Regel 
keine ergänzenden Leistungen der Sozialhilfe in 
Anspruch zu nehmen brauchten, da die Leistun-
gen für Arbeitslose mit Kindern, die durch eine 
Kürzung in besonderem Maße belastet worden 
wären, von der Senkung ausgenommen seien. 

6. Arbeitslosengeld für Saisonarbeitnehmer 

a) Die Fraktion der SPD beantragte, bei „Saisonar-
beitnehmern" die Anwartschaftszeit für den An-
spruch auf Arbeitslosengeld von acht Monaten 
auf sechs Monate zu verkürzen, um Arbeitneh-
mer, die auf witterungsabhängigen Arbeitsplät-
zen in Gebieten mit besonderen Witterungspro-
blemen beschäftigt sind, ausreichend gegen die 
Folgen von Arbeitslosigkeit zu sichern. 

b) Diesen Antrag lehnte die Ausschußmehrheit ab, 
weil er zu einer unausgewogenen Begünstigung 
der Saisonarbeitnehmer führe. Nach dem An-
trag der Fraktion der SPD stünde nach einer 
Beschäftigungszeit von sechs Monaten ein An-
spruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer von 
drei Monaten zu, während die sonstigen Arbeit-
nehmer Arbeitslosengeld erst nach einer Be-
schäftigungszeit von zwölf Monaten für die 
Dauer von nur vier Monaten beanspruchen 
könnten. Bei ihrer Ablehnung ist die Ausschuß-
mehrheit jedoch davon ausgegangen, daß die 
Bundesregierung prüfen wird, ob eine gesetzli-
che Regelung gefunden werden kann, die Här-
ten für Saisonarbeitnehmer auf witterungsab-
hängigen Arbeitsplätzen in Gebieten mit beson-
deren Witterungsproblemen vermeidet, zugleich 
aber gewährleistet, daß der Gleichbehandlungs-
grundsatz gewahrt und die mißbräuchliche Aus

-

nutzung der allein im Interesse der Saisonar-
beitnehmer getroffenen Regelung weitgehend 
vermieden wird. 

7. Aufhebung von § 128 AFG (Erstattungspflicht bei 
Entlassung älterer Arbeitnehmer) 

a) Die Fraktion der SPD beantragte, § 128 AFG auf-
zuheben. Nach dieser Bestimmung haben die 
Arbeitgeber, die sich von langjährig beschäftig-
ten älteren — insbesondere 59jährigen — Ar-
beitnehmern trennen, der Bundesanstalt für Ar-
beit die Aufwendungen für Lohnersatzleistun-
gen und Sozialversicherungsbeiträge grundsätz-
lich zu erstatten. Nach Auffassung der Fraktion 
der SPD hat die Regelung des § 128 AFG zur Fol-
ge, daß in zunehmendem Maße jüngere Arbeit-
nehmer anstelle der älteren Arbeitnehmer ent-
lassen werden. Dies sei arbeitsmarktpolitisch 
nicht vertretbar. 

b) Die Ausschußmehrheit lehnte den Antrag der 
Fraktion der SPD ab. Die Regelung des § 128 
AFG, die dem Schutz der Arbeitslosenversiche-
rung und der gesetzlichen Rentenversicherung 
vor mißbräuchlicher Inanspruchnahme diene, 
sei erst seit dem 1. Januar 1982 in Kraft. Dieser 
Zeitraum reiche nicht aus, um die Auswirkun-
gen der gesetzlichen Regelung vor allem für den 
Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
abschließend beurteilen zu können. 

8. Erhöhung des Beitrags 

a) Die Fraktion der SPD beantragte, den Beitrags-
satz zur Bundesanstalt für Arbeit für Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer von jeweils 2,3 v.H. auf 
2,7 v.H. zu erhöhen. Durch diese Beitragserhö-
hung sollten die Mehraufwendungen finanziert 
werden, die sich insbesondere aus der von ihr 
vorgeschlagenen Änderung der Bemessungs-
grundlage für die Beiträge zur Rentenversiche-
rung der Empfänger von Geldleistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz ergäben. 

b) Die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
lehnten eine Erhöhung des Beitragssatzes ab. 
Die dringend erforderlichen zusätzlichen Ar-
beitsplätze könnten nur geschaffen werden, 
wenn die Unternehmen nicht weiter belastet 
werden. Im übrigen seien die Beiträge bereits 
zum 1. Januar 1983 für Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer von jeweils 2,0 v. H. auf 2,3 v. H. erhöht 
worden, wodurch Unternehmen und Arbeitneh-
mer bereits in diesem Jahr 3,6 Mrd. DM zusätz-
lich aufzubringen hätten. 

9. Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenze 

a) Die Fraktion der SPD beantragte, die Leistungs-  
und Beitragsbemessungsgrenze der Arbeitslo-
senversicherung auf 120% der Bemessungsgren-
zen der gesetzlichen Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten anzuheben. Dies 
diene sowohl der sozialen Flankierung der nach 
Auffassung der SPD notwendigen Beitragssatz-
erhöhung bei der Bundesanstalt für Arbeit als 
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auch dem besseren Schutz gutverdienender Ar-
beitnehmer bei Arbeitslosigkeit. 

b) Die Ausschußmehrheit lehnte diesen Antrag ab. 
Es sei sozialpolitisch nicht gerechtfertigt, in der 
Arbeitslosenversicherung eine höhere Beitrags-  
und Leistungsbemessungsgrenze als in der ge-
setzlichen Rentenversicherung zugrunde zu le-
gen. 

10. Übergangsvorschriften 

a) Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP beschloß der Ausschuß mit Mehrheit, 
das Unterhaltsgeld und das Übergangsgeld auch 
in den Fällen nur um fünf Prozentpunkte zu sen-
ken, in denen bislang aufgrund von Übergangs-
vorschriften eine gegenüber dem sonst gelten-
den Recht höhere Leistung gezahlt wird. Damit 
soll vermieden werden, daß die Neufestlegung 
der Vomhundertsätze für das Unterhaltsgeld 
und das Übergangsgeld in diesen Fällen zu einer 
Verminderung der Leistung um bis zu 35 Pro-
zentpunkte führt. 

b) Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE 
GRÜNEN sprachen sich gegen die Übergangsre-
gelung aus und verlangten die ersatzlose Strei-
chung der im Gesetzentwurf vorgesehenen Neu-
festlegung der Vomhundertsätze für das Unter-
haltsgeld und das Übergangsgeld. Ein entspre-
chender Antrag der SPD-Fraktion wurde mit 
den Stimmen der Mehrheit der Ausschußmit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP abgelehnt. 

11. Entschließung 

Der Ausschuß hat aufgrund eines interfraktionellen 
Antrages einstimmig beschlossen, dem federfüh-
renden Haushaltsausschuß zu empfehlen, daß der 
Deutsche Bundestag bei der Verabschiedung des 
Haushaltsbegleitgesetzes 1984 die Bundesregierung 
auffordert, im Frühjahr 1985 über die Auswirkun-
gen zu berichten, die sich aus den Einschränkungen 
im § 44 AFG durch das Arbeitsförderungs-Konsoli-
dierungsgesetz und das Haushaltsbegleitgesetz 
1984 ergeben haben. 

D. Unfallversicherung 

Rentenanpassung in der Unfallversicherung 

Die Regelungen über die künftigen Anpassungen 
der Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
wurden von der Ausschußmehrheit gegen die Stim-
men der Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD 
und der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP folgten dem Regierungs-
vorschlag, nach dem die Anpassung in der Un-
fallversicherung künftig aktualisiert und harmo-
nisiert werden soll, so daß die Unfallrenten — im 
Ergebnis — genauso steigen wie die Renten aus 
der Rentenversicherung und aus der Kriegsop

-

ferversorgung. Nach Auffassung der Ausschuß-
mehrheit gibt es keine Gründe, die für die Un-
fallrenten eine Ausnahme von dem Grundsatz 
rechtfertigen, daß sich künftig Renten und Ar-
beitnehmereinkommen gleichgewichtig entwik-
keln sollen. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion lehn-
ten die Regelungen ab. Sie sprachen sich dafür 
aus, an dem bisherigen Anpassungsverfahren 
festzuhalten. Die Verminderung des Anpas-
sungssatzes durch den Krankenversicherungs-
beitrag der Rentner sei sachfremd und system-
widrig. Ein Antrag der Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion, die Unfallrenten weiter wie bis-
her anzupassen, und ein Hilfsantrag der SPD-
Fraktion, bei der Anpassung der Unfallrenten 
jedenfalls den Krankenversicherungsbeitrag 
der Rentner der Rentenversicherung unberück-
sichtigt zu lassen, wurde mit den Stimmen der 
Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und der FDP abgelehnt. 

c) Die Ausschußmitglieder der Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnten die Regelungen ebenfalls ab. 
Bei Annahme ihres Vorschlags zur Erhöhung 
des Bundeszuschusses in der Rentenversiche-
rung entfalle die Notwendigkeit von Kürzungen 
in der Rentenversicherung und damit auch in 
der Unfallversicherung. 

E. Altershilfe für Landwirte 

Einführung eines Beitragszuschusses für kleine und 
mittlere landwirtschaftliche Betriebe in der Alters-
hilfe für Landwirte 

Ein Antrag der Fraktion der SPD auf Einführung 
eines Beitragszuschusses für kleine und mittlere 
landwirtschaftliche Betriebe in der Altershilfe für 
Landwirte wurde mit den Stimmen der Ausschuß-
mehrheit bei einer Stimmenthaltung abgelehnt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD 
hielten es in Übereinstimmung mit dem Regie-
rungsentwurf für notwendig und vertretbar, den 
Finanzierungsanteil des Bundes in der Alters-
hilfe für Landwirte auf 75 v. H. der Rentenauf-
wendungen herabzusetzen. Sie betrachteten 
aber eine finanzielle Entlastung der kleinen und 
mittleren landwirtschaftlichen Betriebe als un-
bedingt erforderlich und stellten deshalb den 
Antrag, eine Beitragsermäßigung ab 1985 einzu-
führen. Als Maßstab für die Ermittlung der Er-
tragskraft der Betriebe solle der Flächenwert 
dienen; außerlandwirtschaftliches Einkommen 
werde innerhalb bestimmter Größen berücksich-
tigt. Zugleich solle das Beitragssystem in der Al-
tershilfe für Landwirte in Anlehnung an die ge-
setzliche Rentenversicherung neu geregelt wer-
den, indem der Beitrag aus dem für die Arbeiter-
rentenversicherung geltenden Beitragssatz und 
einem vergleichbaren fiktiven Erwerbseinkom-
men errechnet werde. 

b) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP lehnten diese Konzep- 
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tion ab. Sie seien sich ihrer besonderen Verant-
wortung in dieser sozialpolitischen Aufgabe be-
wußt und hielten deshalb in Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung eine enge Abstim-
mung mit den Beteiligten für zweckmäßig und 
unerläßlich. Vorgespräche hätten bereits stattge-
funden. Die Bundesregierung sei außerdem auf-
grund einer Entschließung des Deutschen Bun-
destages vom 16. Dezember 1982 aufgefordert, 
im Laufe der Jahre 1983/84 einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der eine sozial gerechtere Verteilung 
der Bundesmittel in der Altershilfe für Land-
wirte unter Berücksichtigung der Einkommens-
situation vorsehe. Eine entsprechende Prüfungs-
bitte des Bundesrates in  seiner  Stellungnahme 
zum Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 
unterstreiche diese parlamentarische Aufforde-
rung. Deshalb solle nach derzeitigen Zeitvorstel-
lungen des Bundesministers für Arbeit und So-
zialordnung Anfang 1984 ein Referentenentwurf 
vorgelegt werden. 

F. Rehabilitation 

Den Regelungen im Bereich der beruflichen Reha-
bilitation hat der Ausschuß mit einigen Änderun-
gen mit den Stimmen der Ausschußmitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP und gegen 
die Stimmen der Ausschußmitglieder der SPD-
Fraktion und der Fraktion DIE GRÜNEN zuge-
stimmt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP teilten die Auffassung 
der Bundesregierung, daß im Interesse einer 
langfristigen Konsolidierung der öffentlichen 
Haushalte und im Hinblick auf die Ausgaben-
entwicklung bei den Rehabilitationsträgern der 
Bereich der beruflichen Rehabilitation von Spar-
maßnahmen nicht ausgenommen werden kann. 
Daher billigten sie die vorgesehene erneute Ab-
senkung der Bemessungssätze für das Über-
gangsgeld um fünf Prozentpunkte (von 80/ 
70 v. H. auf 75/65 v. H. des Nettoentgelts) bei 
Teilnehmern an Maßnahmen der beruflichen 
Rehabilitation. Auf ihren Antrag hat der Aus-
schuß jedoch eine Änderung der Übergangsvor-
schriften beschlossen, so daß die Absenkung der 
Übergangsleistungen auch in Altfällen auf fünf 
Prozentpunkte beschränkt bleibt; damit soll ver-
mieden werden, daß Rehabilitationsmaßnahmen 
aus finanziellen Gründen abgebrochen werden. 

Die im Regierungsentwurf zusätzlich vorgese-
hene Beteiligung an den Verpflegungskosten bei 
internatsmäßiger Unterbringung in Einrichtun-
gen der beruflichen Rehabilitation (im Betrag 
von 120/180 DM monatlich) fand dagegen nicht 
die Billigung des Ausschusses, da sie besonders 
stark die Bezieher verhältnismäßig niedriger 
Übergangsleistungen belastet; die entsprechen-
den Regelungen wurden auf Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP gestrichen. Die 
Mindereinsparung von 18 Mio. DM jährlich bei 
der Bundesanstalt für Arbeit (und in geringerem 
Umfang bei den anderen Trägern der berufli

-

chen Rehabilitation) kann durch entsprechend 
höhere Einsparungen aufgrund der Neuordnung 
des Rechts der unentgeltlichen Beförderung 
ausgeglichen werden. 

Gebilligt wurden vom Ausschuß mit den Stim-
men der Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP die Regelungen, die 
dazu beitragen sollen, auch im Bereich der Maß-
nahmekosten (insbesondere bei den Kosten der 
überbetrieblichen Maßnahmen zur beruflichen 
Rehabilitation) alle Einsparungsmöglichkeiten 
auszuschöpfen, ohne den für eine erfolgreiche 
Rehabilitation notwendigen Qualitätsstandard 
zu beeinträchtigen. 

b) Demgegenüber wandten sich die Fraktion der 
SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN nicht nur 
gegen die Beteiligung an den Verpflegungsko-
sten, sondern auch gegen die erneute Absen-
kung der Übergangsgeldsätze, da dies — insbe-
sondere in Verbindung mit dem Verzicht auf 
vollen Besitzstandsschutz — zu unvertretbaren 
Belastungen Behinderter und ihrer Familien 
und der Gefahr führe, die zu ihrer Wiederein-
gliederung unerläßlichen Maßnahmen abbre-
chen zu müssen; sie wiesen hierbei auch auf die 
Kumulationswirkungen durch Leistungskürzun-
gen in anderen Sozialleistungsbereichen hin. 
Insgesamt erschienen diesen Fraktionen die 
vorgesehenen Änderungen geeignet, die berufli-
che Rehabilitation quantitativ und qualitativ er-
heblich zu beschneiden; mittel- und langfristig 
werde für diesen Personenkreis in erheblichem 
Umfang ein Abgleiten in die Sozialhilfebedürfig-
keit befürchtet. 

Dem hielten die Ausschußmitglieder der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP entgegen, daß 
die Sätze der Übergangsgeldleistungen trotz der 
Kürzungen weiter über den Leistungen für 
nichtbehinderte Teilnehmer an Bildungsmaß-
nahmen lägen und daß die Rehabilitanden auch 
in Zukunft weitere zusätzliche Leistungen er-
hielten; einen vollen Besitzstandsschutz hielten 
sie aus finanziellen Gründen nicht für möglich. 

Ein Antrag der Ausschußmitglieder der SPD-
Fraktion, die einschränkenden Regelungen im 
Bereich der beruflichen Rehabilitation zu strei-
chen, wurde vom Ausschuß mit den Stimmen 
der Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP abgelehnt. 

G. Unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter 
im öffentlichen Personenverkehr 

Den Regelungen über die unentgeltliche Beförde-
rung Schwerbehinderter im öffentlichen Personen-
nahverkehr hat der Ausschuß mit den Stimmen der 
Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP und gegen die Stimmen der Ausschuß-
mitglieder der SPD-Fraktion und der Fraktion DIE 
GRÜNEN mit zwei geringfügigen Änderungen zu-
gestimmt. 

a) Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP waren der Auffassung, 
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daß die vorgesehenen Einschränkungen bei der 
unentgeltlichen Beförderung Schwerbehinder-
ter vertretbar seien und unter Berücksichtigung 
der Haushaltssituation so bald wie möglich 
durchgeführt werden müßten. Durch die vorge-
schlagene Regelung werde dem ursprünglichen 
Zweck der Vorschriften besser Rechnung getra-
gen, Nachteile auszugleichen, die Schwerbehin-
derten durch eine erhebliche Beeinträchtigung 
der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr ent-
stünden. 

b) Die Ausschußmitglieder der Fraktion der SPD 
hatten sich demgegenüber für eine Streichung 
der vorliegenden Regelungen ausgesprochen; ih-
rer Auffassung nach sollten zunächst die Ergeb-
nisse der angekündigten Überprüfung des ge-
samten Schwerbehindertenrechts — unter Ein-
beziehung der Diskussionsbeiträge insbeson-
dere der Verbände der Betroffenen — abgewar-
tet werden. Ein entsprechender Antrag wurde 
jedoch vom Ausschuß mit den Stimmen der Aus-
schußmitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP abgelehnt. 

Auch die alternativ gestellten Änderungsan-
träge der SPD-Fraktion, die darauf zielten, die 
unentgeltliche Beförderung im Schienenverkehr 
— allgemein oder wenigstens innerhalb der Ver-
kehrsverbände — beizubehalten, wurden vom 
Ausschuß mit den Stimmen der Ausschußmit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP mit der Begründung abgelehnt, daß der Ei-
senbahnverkehr typischerweise der Beförde-
rung auf längeren Strecken diene, die auch von 
Personen, die in ihrer Bewegungsfähigkeit im 
Straßenverkehr nicht beeinträchtigt seien, zu 
Fuß nicht zurückgelegt werden können. 

Die weiteren Anträge der SPD-Fraktion, die auf 
die Einbeziehung der Gehörlosen in den berech-
tigten Personenkreis und die unentgeltliche Ab-
gabe der Wertmarke auch an außergewöhnlich 
Gehbehinderte gerichtet waren, wurden vom 
Ausschuß mit dem gleichen Stimmenverhältnis 
ebenfalls abgelehnt. 

H. Mutterschaftsurlaub 

Den Regelungen über den Mutterschaftsurlaub hat 
der Ausschuß mit den Stimmen der Ausschußmit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
und gegen die Stimmen der Ausschußmitglieder der 
SPD-Fraktion und der Fraktion DIE GRÜNEN in 
Abänderung der Regierungsvorlage mit der Maß-
gabe zugestimmt, daß es gegenüber dem geltenden 
Recht unverändert bei einem bezahlten Mutter-
schaftsurlaub von vier Monaten bleibt und daß das 
kalendertägliche Mutterschaftsgeld von 25 DM auf 
17 DM herabgesetzt wird. 

a) Angesichts der Notwendigkeit der Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen und der damit verbun-
denen Einkommenseinbußen vieler Bevölke-
rungsgruppen erschien es den Ausschußmitglie-
dern der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
unvermeidbar, die finanziellen Leistungen des 

Bundes auch für das Mutterschaftsgeld in dem 
von der Bundesregierung . vorgeschlagenen Ge-
samtumfang zu kürzen, zumal die erzielte Ein-
sparung mit dazu dienen solle, das Mutter-
schaftsgeld auf dem neuen Niveau ab 1. Januar 
1987 allen Müttern zu zahlen, auch denen, die 
seit der Einführung des Mutterschaftsgeldes im 
Jahre 1979 benachteiligt würden. Sie waren al-
lerdings der Auffassung, daß den im Arbeitsver-
hältnis stehenden Müttern weiterhin vier be-
zahlte Mutterschaftsurlaubsmonate erhalten 
bleiben sollten. Die Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP haben daher eine Änderung der 
Regierungsvorlage beantragt, wonach es bei der 
geltenden Leistungsdauer für das Mutter-
schaftsgeld von vier Monaten bleiben soll und 
das Mutterschaftsgeld kalendertäglich 17 DM, 
d. h. 510 DM im Monat betragen soll. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Aus-
schußmehrheit angenommen. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion und 
der Fraktion DIE GRÜNEN haben jede Kürzung 
des Mutterschaftsgeldes während des Mutter-
schaftsurlaubs als sozialpolitisch nicht vertret-
bar abgelehnt. Je niedriger das Mutterschafts-
geld sei, um so unmöglicher werde es für Mütter 
mit niedrigen Familieneinkommen, den Mutter-
schaftsurlaub in Anspruch zu nehmen. Die Kür-
zung des Mutterschaftsgeldes sei auch kein ge-
eigneter Beitrag zur Kosteneinsparung. Was an 
Mutterschaftsgeld gespart werde, werde durch 
höhere Ausgaben beim Arbeitslosengeld, bei der 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe überkompen-
siert. Die Erklärung, das reduzierte Mutter-
schaftsgeld ab 1. Januar 1987 allen Müttern zah-
len zu wollen, sei eine bloße Absichtserklärung. 

J. Finanzierung der Ausbildungsstätten an Kran-
kenhäusern 

Der Ausschuß beschloß mit Mehrheit gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP-Fraktion 
und einiger Abgeordneter der CDU/CSU-Fraktion 
die Einfügung eines Artikels 20 a, mit dem klarge-
stellt wird, welche Ausbildungsstätten im Sinne des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes mit den Kran-
kenhäusern notwendigerweise verbunden sind (§ 2 
Nr. 1 a KHG). 

a) Nach Auffassung der Mehrheit der Ausschuß-
mitglieder der CDU/CSU-Fraktion ist der Kata-
log erforderlich, um sämtliche mit den Kranken-
häusern notwendigerweise verbundenen Ausbil-
dungsstätten in einer rechtlich umstrittenen und 
deshalb finanziell ungewissen Situation, die 
Ausbildungsplätze an Krankenhäusern gefähr-
de, finanziell zu sichern. Es sei immer noch strei-
tig, welche Ausbildungsstätten unter die seit 
1. Januar 1982 geltende KHG-Regelung fielen. 
Die Anwendung sei von Bundesland zu Bundes-
land teilweise sehr unterschiedlich, ebenso der 
Umfang der außerhalb des KHG gewährten 
Landeszuschüsse. Die Krankenkassen akzep- 
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tierten die Finanzierung über den Pflegesatz 
bisher meist nur bei Ausbildungsstätten für die 
Krankenpflegeberufe und für Hebammen. Ei-
nige Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion be-
fürchteten, daß der Katalog zu weit gehe, in eini-
gen Berufen zu einer Ausbildung über den Be-
darf hinaus führen und früher oder später zu 
Lasten der Krankenkassen noch weiter ausge-
dehnt werden könnte. Sie gaben deshalb zu er-
wägen, die Regelung zeitlich, etwa bis Ende 1988, 
zu begrenzen. Es wurde auch bezweifelt, ob mit 
der Regelung alle Auslegungsschwierigkeiten, 
insbesondere hinsichtlich der Trägeridentität 
von Krankenhaus und Ausbildungsstätte, ausge-
räumt seien. Die Regelung solle daher im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren noch einmal über-
prüft werden. Die Mitglieder der FDP-Fraktion 
hielten die Regelung aus diesen Gründen eben-
falls für überprüfungsbedürftig. Die Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP gaben ihrer Hoff-
nung Ausdruck, daß die Kostendämpfungsbemü-
hungen der Krankenkassen hierdurch nicht ge-
fährdet werden. 

b) Die Ausschußmitglieder der SPD-Fraktion 
wandten sich aus grundsätzlichen Erwägungen 
gegen die Finanzierung von Unterrichtskosten 
über den Pflegesatz. Die am Krankenhaus 
durchzuführende praktische Ausbildung müsse 
dagegen auch dann pflegesatzfähig sein, wenn 
Ausbildungsstätte und Krankenhaus nicht den-
selben Träger hätten. Sie befürchteten außer-
dem, daß die Länder die Klarstellung zum Anlaß 
nehmen könnten, ihre bisher gewährten Ausbil-
dungskostenzuschüsse zu kürzen oder zu strei-
chen, wodurch sich die Belastung der Kranken-
kassen als Hauptkostenträger erheblich erhö-
hen würde. Es sei auch zu bezweifeln, ob die 
Anschlußfinanzierung der heute noch ganz über-
wiegend im Pflegesatz enthaltenen Unterrichts-
kosten durch die Länder ab 1. Januar 1989 si-
chergestellt sei. Im übrigen teilten sie die von 
Mitgliedern der CDU/CSU-Fraktion vorgebrach-
ten Bedenken. 

c) Artikel 20 a führt nach Darlegung der Bundesre-
gierung je nach der bisherigen Praxis in den ein-
zelnen Bundesländern zu unterschiedlichen fi-
nanziellen Auswirkungen. Die Belastung der öf-
fentlichen Hand durch die Investitionsfinanzie-
rung im Rahmen des KHG dürfte sich bundes

-

weit im Ergebnis um etwa 5 Mio. DM jährlich 
erhöhen. Sie wird damit die durch das Kranken-
haus-Kostendämpfungsgesetz in diesem Bereich 
angenommene Belastung von insgesamt etwa 
40 Mio. DM jährlich erreichen. Die Mehrbela-
stung der Krankenhauspflegesätze beträgt bun-
desweit im Ergebnis etwa 37,5 Mio. DM jährlich, 
wovon etwa 30 Mio. DM jährlich auf die Kran-
kenkassen als Kostenträger entfallen. Dies gilt 
unter der Voraussetzung, daß die Länder ihre 
außerhalb des KHG gewährten Zuschüsse für 
alle in der Regelung genannten Ausbildungs-
stätten in der bisherigen Höhe (insgesamt etwa 
45 Mio. DM jährlich) aufrechterhalten. 

K. Ergänzung der Handwerksordnung 

a) Die Fraktion der SPD beantragte eine Ergän-
zung der Handwerksordnung (HwO). Dadurch 
sollte ermöglicht werden, daß zum Mitglied der 
Vollversammlung einer Handwerkskammer 
auch gewählt werden kann, wer arbeitslos ist, 
wenn er vor Verlust seines Arbeitsplatzes als 
Geselle in einem Handwerksbetrieb oder in ei-
nem handwerksähnlichen Betrieb beschäftigt 
war (Ergänzung von §§ 93, 99 HwO). Arbeitslosig-
keit sollte nicht zum Verlust des passiven Wahl-
rechts führen. Insbesondere sollten bereits ge-
wählte Gesellenmitglieder der Kammer im Falle 
der Arbeitslosigkeit nicht nur — wie nach gel-
tendem Recht — für ein Jahr, sondern bis zum 
Ende der Wahlzeit ihr Amt behalten (Ergänzung 
von § 103 HwO). 

b) Der Antrag wurde von der Mehrheit der Aus-
schußmitglieder abgelehnt. Die Ausschußmit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP vertraten die Auffassung, in den Organen 
der Kammern sollten Personen vertreten sein, 
die in einem Handwerksbetrieb aktiv tätig sind 
und ständigen Kontakt zur handwerklichen Pra-
xis haben. Auch für eine Ergänzung von § 103 
Abs. 3 HwO bestehe kein vordringlicher gesetz-
geberischer Handlungsbedarf. Seit Inkrafttreten 
der Handwerksordnung hätten nur ganz verein-
zelt Gesellenvertreter ihr Amt in der Kammer-
vollversammlung wegen Arbeitslosigkeit aufge-
ben müssen. Jedes Gesellenmitglied habe im üb-
rigen zwei Stellvertreter. Die Drittelbeteiligung 
der Gesellen sei daher nicht gefährdet. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Aufgrund des Beschlusses des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zum Haushaltsbegleitgesetz 1984 
ergeben sich gegenüber dem Gesetzentwurf folgende zusätzliche Belastungen (–) bzw. Entlastungen (+): 

Bereich Belastung (—) / Entlastung (+) 

in Mio. DM — 

Maßnahme 1984 1985 1986 1987 bis 1987 

A. Rentenversicherung 

— EinschränkungBU/EU 1 ) 	  –100 –260 –345 –450 –1155 

B. Krankenversicherung 

— Gesetzliche Klarstellung zur Finanzierung 
der mit den Krankenhäusern notwendiger- 
weise verbundenen Ausbildungsstätten nach 
dem KHG 2 ) 	  – 30 – 30 – 30 – 30 –120 

C. Bundesanstalt für Arbeit 

— Verbesserung berufliche Reha 3 ) 	  – 18 – 20 – 20 – 20 – 78 

— Schlechtwettergeld 4) 	  –100 –100 –100 –100 –400 

D. Mutterschaftsurlaub 

— Ausdehnung des Leistungszeitraums 	 – 10 – 15 – 15 – 15 – 55 

1) einschließlich Zinseffekte 
2) unter der Voraussetzung, daß die Länder ihren bisherigen Beitrag zur Finanzierung (rd. 45 Mio. DM) in vollem Umfang 

aufrechterhalten 
3) Kostendeckung im Bundeshaushalt durch geringere finanzielle Auswirkung der Ausnahmeregelung bei der Neuordnung 

des Rechts der unentgeltlichen Beförderung 
4) Kostendeckung durch Änderung des Förderungssatzes beim Mehrkostenzuschuß (Änderung der Rechtsverordnung durch 

BMA) 

Besonderer Teil 

Soweit die Einzelvorschriften des Regierungsent-
wurfs unverändert übernommen wurden, wird auf 
dessen Begründung — Drucksache 10/335 — ver-
wiesen. 

Zur Begründung der vom Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung vorgeschlagenen Änderungen und 
Ergänzungen von Einzelbestimmungen des Gesetz-
entwurfs — soweit es sich nicht lediglich um Klar-
stellungen oder redaktionelle Anpassungen handelt 
— ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 — Reichsversicherungsordnung 

Zu Nummer 4 — § 200 

Diese Änderung folgt aus der Entscheidung des 
Ausschusses, die Leistungsdauer für das Mutter-
schaftsgeld in Abweichung vom Regierungsentwurf 
für vier Monate zu belassen und dabei grundsätz-
lich im vorgeschlagenen Einsparvolumen zu blei-
ben. 

Zu Nummer 5 — § 200 a 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Än-
derung in Nummer 4. 

Zu Nummer 6 a — § 220 

Es handelt sich bei § 220 RVO um einen gesetzli-
chen Auftrag, für den die erforderlichen Regeln in 
§ 93 SGB X enthalten sind. Satz 3 des § 220 RVO ist 
daher entbehrlich. 

Zu Nummern 7 und 8 — §§ 311, 383 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu der Ände-
rung in Nummer 4. 

Zu Nummer 9 — § 385 

Absatz 1 a wurde aus sprachlichen Gründen ohne 
inhaltliche Veränderung neu gefaßt. Durch die Än-
derung der Beschreibung des Begriffs „einmalig ge-
zahltes Arbeitsentgelt" wird klargestellt, daß nur 
solche Zuwendungen von der Regelung erfaßt wer- 
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den, die nicht für die Arbeit in einem einzelnen 
Lohnabrechnungszeitraum gezahlt werden. Ge-
meint sind damit alle die Teile des Arbeitsentgelts, 
die nicht laufend gezahlt werden. Dabei ist uner-
heblich, ob die Zuwendung nur für bestimmte Zei-
ten geleistet wird, wie z. B. bei Zuwendungen, die in 
der Form einer Erhöhung des laufenden Arbeitsent-
gelts für einzelne Urlaubstage zur Auszahlung kom-
men. 

In dem in Absatz 1 a angefügten letzten Satz wurde 
der Grundsatz bekräftigt, daß Zuwendungen dann 
nicht dem Vorjahr zuzuordnen sind, wenn sie nach 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses und 
nach dem 31. März gezahlt werden. 

Da bei der Einbeziehung einmalig gezahlten Ar-
beitsentgelts in die Beitragspflicht zur Krankenver-
sicherung nur das beitragspflichtige Arbeitsentgelt, 
nicht jedoch weitere Bezüge des Versicherten, für 
die er selbst Beiträge zu tragen hat (z. B. Versor-
gungsbezüge oder sonstige Einnahmen zum Le-
bensunterhalt), berücksichtigt werden, kann der 
Fall eintreten, daß der Versicherte von diesen Bezü-
gen nach Einbeziehung einmalig gezahlten Arbeits-
entgelts zuviel Beiträge gezahlt hat. Durch den in 
den Gesetzentwurf eingefügten Absatz 1 b wird si-
chergestellt, daß die Überzahlungen dem Versicher-
ten wieder zugute kommen. Dabei bleiben die aus 
einer Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
gezahlten Beiträge außer Betracht. 

Zu Nummer 15 — § 534 

§ 534 Abs. 2 RVO regelt die Beitragsentrichtung aus 
Renten, die für die Zeit vor dem 1. Januar 1983 
nachgezahlt werden. Die Regelung gilt nur für Ren-
ten der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Angestellten; eine Beitragspflicht aus knappschaft-
lichen Renten besteht erst seit dem 1. Januar 1983. 
Für Nachzahlungen für Renten ab 1. Januar 1983 ist 
die Beitragsleistung in § 381 Abs. 2 RVO geregelt. 
Da die in § 19 RKG bezeichneten Versicherten nicht 
nur knappschaftliche Renten, sondern auch Renten 
und damit Rentennachzahlungen aus der Renten-
versicherung der Arbeiter und der Angestellten er-
halten können, wird durch die Änderung klarge-
stellt, daß solche Nachzahlungen nicht von der Re-
gelung des § 534 Abs. 2 RVO ausgeschlossen werden 
sollen. 

Zu Nummer 16 a — § 560 

Die Änderung des Absatzes 1 stellt sicher, daß wie 
beim Krankengeld einmalig gezahltes Arbeitsent-
gelt und Zuschüsse des Arbeitgebers nicht zur Kür-
zung des Verletztengeldes führen. Im übrigen han-
delt es sich um eine durch diese Änderung bedingte 
redaktionelle Neufassung des Absatzes 1 Satz 1. 

Die Änderung des Absatzes 3 ist Folge der Strei-
chung des § 1227 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 a RVO. 

Zu Nummern 17, 18 und 18 a — §§ 567, 568, 568 a 

Die Änderungen sind Paralleländerungen zu Ände

-

rungen des Gesetzes über die Angleichung der Lei

-

stungen zur Rehabilitation. Siehe Begründung zu 
Artikel 17 Nr. 1, 2 a, 4. 

Zu Nummer 20 — § 583 

Die Änderung ist eine Paralleländerung zur Ände-
rung des § 1262 RVO. Siehe Begründung zur Ände-
rung der Nummer 35. 

Zu Nummer 21a — § 789 

Die Änderung folgt aus der Neuregelung des § 579 
Abs. 1 Satz 2. Die laufenden Kinderzulagen sollen in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung auch 
für diejenigen Berechtigten nicht mehr angepaßt 
werden, deren Renten als Jahresarbeitsverdienste 
Durchschnittssätze zugrunde liegen und für die da-
her § 579 nicht gilt (landwirtschaftliche Unterneh-
mer, deren Ehegatten und mitarbeitende Familien-
angehörige). 

Zu Nummer 24 — § 1236 a 

Durch die Streichung des im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vorgesehenen § 1236 a RVO wird 
sichergestellt, daß die Rentenversicherungsträger 
auch nach Übergang der Zuständigkeit für die Be-
handlung von Tbc-Erkrankungen auf die Träger der 
Krankenversicherung Rehabilitationsmaßnahmen 
im Zusammenhang mit dieser Erkrankung durch-
führen können. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 4 und zu 
Artikel 3 Nr. 6. 

Zu Nummern 25 und 26a — §§ 1237 a, 1241 e 

Die Änderungen sind Paralleländerungen zur Än-
derung des Gesetzes über die Angleichung der Lei-
stungen zur Rehabilitation. Siehe Begründung zu 
Artikel 17 Nr. 1 und 2 a. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 5 und 6 a 
und zu Artikel 3 Nr. 7 und 8 a. 

Zu Nummer 29 — § 1246 

Durch die Änderung wird erreicht, daß die genann-
ten Zeiten, wenn sie mangels Überbrückungstatbe-
ständen zu den vorausgehenden Pflichtbeitragszei-
ten tatbestandlich nicht Ausfallzeiten sind, nicht 
zum Verlust des Anspruchs auf Berufs- und Er-
werbsunfähigkeitsrente führen. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 9 und Ar-
tikel 3 Nr. 12. 

Zu Nummer 30 — § 1247 

Die Änderung stellt sicher, daß bei der Prüfung der 
Voraussetzungen über die zuletzt ausgeübte versi- 
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cherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit bei 
bereits vor Erfüllung der Wartezeit von 60 Monaten 
erwerbsunfähigen Versicherten, die nach 240 Mona-
ten Wartezeit eine Erwerbsunfähigkeitsrente erhal-
ten können, nicht vom Eintritt der tatsächlichen Er-
werbsunfähigkeit, sondern von dem in diesen Fäl-
len durch die Antragstellung hinausgeschobenen 
Versicherungsfall auszugehen ist. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 10 und Ar-
tikel 3 Nr. 15. 

Zu Nummer 31a — § 1250 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, daß die Zei-
ten nach §§ 1385a und 1385b Ausfallzeiten sind und 
daher nicht zu den anrechnungsfähigen Versiche-
rungszeiten zählen. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 11 a und 
Artikel 3 Nr. 15 a. 

Zu Nummer 35 — § 1262 

Durch die Neufassung kommt es für die Leistung 
künftiger Kinderzuschüsse nicht nur auf die Perso-
nengleichheit beim Kind, sondern auch beim Ren-
tenberechtigten an. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 15 und Ar-
tikel 3 Nr. 19 

Zu Nummer 39 — § 1303 

Bei der Ergänzung handelt es sich um Folgeände-
rungen zu der Herabsetzung der Wartezeit beim 
Altersruhegeld nach Vollendung des 65. Lebensjah-
res von bisher 180 auf künftig 60 Kalendermonate 
in § 1248 Abs. 7 RVO. Durch diese Änderung entfällt 
die Rechtfertigung für die besondere Regelung der 
Beitragserstattung bei Eintritt der Erwerbsunfähig-
keit vor Ablauf der Wartezeit von 60 Kalendermo-
naten. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 19 und Ar-
tikel 3 Nr. 23. 

Zu Nummer 42 — § 1307 

Die Neufassung berücksichtigt die im Regierungs-
entwurf enthaltene redaktionelle Änderung und 
stellt darüber hinaus sicher, daß die Veränderung 
der Zuständigkeit für Tbc-Heilbehandlungen sich 
nicht auf den Umfang der zusätzlichen Leistungen 
zur Rehabilitation auswirkt. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 22 und Ar-
tikel 3 Nr. 26. 

Zu Nummer 46 — § 1322 

Der Leistungskatalog für Berechtigte außerhalb 
des Geltungsbereichs der Rentenversicherungsge-
setze muß weiterhin die Beitragserstattung enthal-
ten. Lediglich die bisher geltende Besonderheit, daß 
eine solche Beitragserstattung auch nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres in den Fällen erfolgen 
kann, in denen zwar die Wartezeit von 60 Monaten, 
nicht aber die von 180 Monaten erfüllt ist, und der 
Versicherte deshalb auch eine Rente wegen Er-
werbsunfähigkeit nicht erhalten kann, ist infolge 
der Herabsetzung der Wartezeit für das Altersruhe-
geld vom vollendeten 65. Lebensjahr an entbehr-
lich. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 26 und Ar-
tikel 3 Nr. 30. 

Zu Nummer 54 — § 1400 

Bei der Änderung handelt es sich um eine Folge der 
Änderung des Artikels 1 Nr. 9. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 2 Nr. 31 und Ar-
tikel 3 Nr. 31. 

Zu Nummer 55 — § 1401 

Bei den Änderungen in den Absätzen 2 und 3 han-
delt es sich um Folgeänderungen zu der Änderung 
in § 385 RVO sowie um Anpassungen im Meldever-
fahren. 

Die entsprechende Änderung für die Angestellten-
versicherung erfolgt zu Artikel 2 Nr. 32. 

Zu Artikel 3 — Reichsknappschaftsgesetz 

Zu Nummer 3 — § 20 

Die in den Gesetzentwurf eingefügte Ergänzung 
stellt sicher, daß die Bundesknappschaft nach § 2 
Abs. 1 der Verordnung über den weiteren Ausbau 
der knappschaftlichen Versicherung vom 19. Mai 
1941 in ihrer Satzung auch künftig Mehrleistungen 
vorsehen kann, die über den Leistungsrahmen der 
RVO hinausgehen. 

Zu Nummer 9 — § 40 f 

Bei der Änderung in Absatz 4 handelt es sich um 
die Berichtigung eines Redaktionsversehens bei 
der Neufassung von § 40f Abs. 4 RKG durch Arti-
kel II § 6 Nr. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch. 

Zu Nummer 25 — § 96 c 

§ 96 c Abs. 1 Nr. 2 RKG in der Fassung des Renten-
anpassungsgesetzes 1982 erfaßt mit Ausnahme der 
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Bergmannsrentner nicht die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung freiwillig versicherten 
Knappschaftsrentner. Sie erhalten daher anders als 
privat krankenversicherte Knappschaftsrentner 
ohne sachlichen Grund und abweichend von der 
Regelung in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten ab 1. Januar 1983 keinen Bei-
tragszuschuß zu ihrer Rente. Die Neufassung von 
§ 96 c Abs. 1 Nr. 2 beseitigt unter Einbeziehung der 
übrigen Änderungen diese Benachteiligung rück-
wirkend zum 1. Januar 1983. 

Zu Artikel 4 — Arbeiterrentenversicherungs-Neure-
gelungsgesetz 

Zu Nummer 01 — § 1 a 

Durch die Regelung wird den selbständig Erwerbs-
tätigen, die die Pflichtversicherung in der gesetzli-
chen Rentenversicherung wegen Fristablaufs nicht 
mehr beantragen können, nochmals befristet die 
Möglichkeit einer Beantragung der Pflichtversiche-
rung gegeben, wenn sie zwar schon Versicherte 
sind, d. h. wenigstens einen Beitrag zur Rentenver-
sicherung gezahlt haben, aber bis zum 31. Dezem-
ber 1983 nicht eine Wartezeit von 60 Monaten erfüllt 
haben. Dadurch können diese Versicherten künftig 
die neuen Voraussetzungen für eine Rente wegen 
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit erfüllen. Selbstän-
dige, die am 31. Dezember 1983 die Wartezeit von 60 
Monaten erfüllt haben, können den Invaliditäts

-

schutz in der Rentenversicherung durch Zahlung 
von freiwilligen Beiträgen nach der für diese Fälle 
geschaffenen Übergangsregelung (vgl. Änderung zu 
Nummer 3) aufrechterhalten. 

Die entsprechende Änderung für die Angestellten-
versicherung erfolgt zu Artikel 5 Nr. 01. 

Zu Nummer 1 — § 5 a 

Die Änderung ist eine Paralleländerung zur Ände-
rung des Gesetzes über die Angleichung der Lei-
stungen zur Rehabilitation. Siehe Begründung zur 
Änderung des Artikels 17 Nr. 4. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 5 Nr. 1 und Ar-
tikel 6 Nr. 2. 

Zu Nummer 2 — § 5 b 

Die Neufassung geht davon aus, daß die Einrichtun-
gen der Rentenversicherungsträger zur Behand-
lung der Tuberkulose von den Trägern der Kran-
kenversicherung nicht übernommen werden. Die 
Träger der Rentenversicherung sollen deshalb in 
einer Übergangszeit die Einrichtungen einer ande-
ren Verwendung zuführen. Damit wird dem Bedürf-
nis der dort Beschäftigten nach Sicherung ihrer Ar-
beitsplätze Rechnung getragen. Zugleich wird die 
Möglichkeit eröffnet, die Vorkehrungen zu treffen, 
die eine weitere Nutzung der in den Einrichtungen 
bereitgestellten Aus- und Weiterbildungsmöglich

-

keiten auf dem Gebiet der Pneumologie zulassen. 
Zur Durchführung der Strukturbereinigung er-
scheint ein Zeitraum, der abschließend auf zwei 
Jahre festgelegt wird, ausreichend und nicht zu 
kurz bemessen. 

Der neue Absatz 1 sieht vor, daß der Träger der 
Rentenversicherung während der Übergangszeit 
die Behandlung wegen Tuberkulose nach dem bis-
her für ihn geltenden Recht als gesetzlichen Auf-
trag für den Träger der Krankenversicherung 
durchführt und dabei im Einzelfall Art, Umfang und 
Durchführung der Leistungen sowie die Behand-
lungsstätte bestimmt. Damit wird der bisherige 
Rechtszustand für zwei Jahre aufrechterhalten und 
sichergestellt, daß die Spezialeinrichtungen der 
Rentenversicherungsträger ausreichend belegt 
werden können. Weitergehende Ansprüche aus dem 
Leistungsrecht der Krankenversicherung sollen 
nicht geltend gemacht werden können. Satz 3 sieht 
deshalb vor, daß solche Ansprüche mit der Leistung 
des Rentenversicherungsträgers als erfüllt gelten. 
Dementsprechend hat der Träger der Krankenver-
sicherung die Aufwendungen des Rentenversiche-
rungsträgers in dem Umfang zu erstatten, in dem 
sie bei diesem angefallen sind. Satz 4 zieht die Kon-
sequenz daraus, daß der Rentenversicherungsträ-
ger das für ihn geltende Recht anzuwenden hat und 
schließt aus, daß er an die Auffassung des Kranken-
versicherungsträgers gebunden werden kann. 

Der neugefaßte Absatz 3 enthält unterschiedliche 
Regelungen für solche Einrichtungen der Renten-
versicherungsträger, die überwiegend der Behand-
lung von Tuberkulose dienen, und den Einrichtun-
gen, in denen bisher schon die Behandlung von Er-
krankungen der Atmungsorgane im Vordergrund 
stand. Der Weiterbetrieb von Einrichtungen mit 
ausschließlicher und überwiegender Ausrichtung 
auf die Tuberkulosebehandlung wird nur während 
der Übergangszeit ermöglicht. Demgegenüber kann 
auf Einrichtungen, in denen überwiegend unspezifi-
sche Erkrankungen der Atmungsorgane behandelt 
werden und die zum Teil im Rahmen der Kranken-
hauspflege von den Trägern der Krankenversiche-
rung belegt werden, sogenannte pulmologische Zen-
tren, nicht verzichtet werden. Die Rentenversiche-
rungsträger werden deshalb ermächtigt, diese Ein-
richtungen auch über das Jahr 1985 hinaus zu be-
treiben. 

Die Weiterbetreibung der in Absatz 3 genannten 
Einrichtungen erfolgt zur bedarfsgerechten Versor-
gung der Bevölkerung in Abstimmung mit der 
Krankenhausbedarfsplanung des Landes. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 5 Nr. 2 und Ar-
tikel 6 Nr. 3. 

Zu Nummer 3 — § 6 

Durch die Änderung wird erreicht, daß Versicherte, 
die am 31. Dezember 1983 die Wartezeit für eine 
Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit er-
füllt haben, den Invaliditätsschutz in der Renten- 
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versicherung durch Zahlung von freiwilligen Bei-
trägen aufrechterhalten können; dazu reichen auch 
die gesetzlichen Mindestbeiträge aus. 

Im Hinblick darauf, daß zur Aufrechterhaltung des 
Invaliditätsschutzes verlangt wird, daß die Zeit bis 
zum Ende des Kalenderjahres, das dem Eintritt der 
Erwerbsminderung vorausgeht, mit Beiträgen be-
legt sein muß, bedarf es für 1984 einer Sonderrege-
lung. Bei Versicherungsfällen im ersten Halbjahr 
1984 bleibt es bei Versicherten, die Ende 1983 die 
Wartezeit von 60 Monaten erfüllt haben, beim bis-
herigen Recht, weil nicht erwartet werden kann, 
daß sich die Versicherten so schnell auf die neue 
Rechtslage einstellen und die erforderlichen finan-
ziellen Dispositionen treffen. Bei Versicherungsfäl-
len im zweiten Halbjahr 1984 gilt für diese Versi-
cherten das bisherige Recht nur dann noch, wenn 
wenigstens das erste Halbjahr 1984 bereits mit Bei-
trägen belegt ist. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 5 Nr. 4 und Ar-
tikel 6 Nr. 4. 

Zu Nummer 3 a — § 10 a 

Durch die Einfügung dieser Vorschrift in das Über-
gangsrecht soll ein zeitlich konzentrierter unver-
hältnismäßig hoher Arbeitsaufwand bei den Versi-
cherungsträgern vermieden werden, der ansonsten 
durch die Umwandlung aller Renten wegen Er-
werbsunfähigkeit an über 65jährige Rentenempfän-
ger in ein — in aller Regel — gleich hohes Altersru-
hegeld anfallen würde. Solche Renten sollen nur 
auf Antrag oder im Einzelfall von Amts wegen in 
das Altersruhegeld umgewandelt werden, was ins-
besondere für diejenigen Rentenempfänger von Be-
deutung ist, die nach Eintritt der Erwerbsunfähig-
keit weiterhin Beiträge zur Erfüllung der bisher 
vorgeschriebenen Wartezeit von 15 Jahren gezahlt 
haben. Demgegenüber sind Renten wegen Berufs-
unfähigkeit von Amts wegen in das Altersruhegeld 
umzuwandeln. 

Die entsprechenden Änderungen für die Angestell-
tenversicherung und für die knappschaftliche Ren-
tenversicherung erfolgen zu Artikel 5 Nr. 4 a und 
Artikel 6 Nr. 4 a. 

Zu Nummer 9a — § 51a 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Än-
derung in § 1248 Abs. 7 RVO. Die Änderung in § 51 a 
hat im Hinblick auf die Praxis der Versicherungs-
träger im wesentlichen redaktionellen Charakter. 

Die entsprechende Änderung für die Angestellten-
versicherung erfolgt zu Artikel 5 Nr. 9 a. 

Zu Nummer 9 b — § 52 

Die Wartezeitfiktion für das Altersruhegeld ab Voll-
endung des 65. Lebensjahres in § 52 ist entbehrlich 
und kann daher entfallen. 

Die entsprechende Änderung für die Angestellten-
versicherung erfolgt zu Artikel 5 Nr. 9 b. 

Zu Nummer 10 — § 52 a 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Ände-
rung ist durch die Neufassung der Übergangsrege-
lung für Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit entbehrlich. 

Die entsprechende Änderung für die Angestellten-
versicherung erfolgt zu Artikel 5 Nr. 10. 

Zu Artikel 5 — Angestelltenversicherungs-Neurege-
lungsgesetz 

Zu Nummer 11 — § 54 a 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Ände-
rung ist durch die Neufassung der Übergangsrege-
lung für Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfä-
higkeit entbehrlich. 

Zu Artikel 6 — Knappschaftsrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetz 

Zu Nummer 9 — § 23 

Das Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer 
des Bergbaus, das auf die Knappschaftsausgleichs-
leistung oder das Knappschaftsruhegeld hinführen 
soll, wird wie eine Rente berechnet. Die Ergänzung 
der Vorschrift stellt sicher, daß in den Fällen, ' in 
denen der Leistungsantrag beim Anpassungsgeld 
auf die knappschaftliche Rentenversicherung be-
schränkt worden ist, die spätere Rente nur wegen 
des Wegfalls der Beschränkungsmöglichkeit das 
bisher gezahlte Anpassungsgeld nicht unterschrei-
tet. 

Zu Nummer 10 — § 26 c 

Durch die Änderung wird klargestellt, daß die Zah-
lungen der knappschaftlichen Rentenversicherung 
nicht dem KVdR-Belastungsausgleich, sondern der 
Bundesknappschaft als Träger der Krankenversi-
cherung zufließen sollen, um eine Beitragssatzerhö-
hung der Aktiven der knappschaftlichen Kranken-
versicherung zu verhindern. 

Zu Artikel 9a — Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 

Wenn an Kinder und andere Angehörige geleistet 
wird und den Eltern oder sonstigen Berechtigten 
ein Leistungsanspruch für diese Kinder zusteht, 
z. B. Kindergeld oder Familienhilfe, so soll auch in 
diesen Fällen eine Erstattungsberechtigung beste-
hen. Die vorgeschlagene Ergänzung, die auch der 
Stellungnahme des Bundesrates entspricht, dient 
der Klarstellung des Gewollten und der Aufrechter-
haltung des früheren Rechtszustandes. 
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Zu Artikel 9b — Fremdrentengesetz 

Die Einfügung dieser Vorschrift vermeidet vor al-
lem Härten in den Fällen, in denen der nach dem 
Fremdrentengesetz anspruchsberechtigte Perso-
nenkreis vor dem Zuzug in das Bundesgebiet eine 
Rente erhalten hat, die ohne eine Gleichstellung 
mit innerstaatlichen Rentenbezugszeiten bei der 
Ermittlung des für eine Rente wegen Erwerbsmin-
derung maßgeblichen Fünfjahreszeitraumes nicht 
zu berücksichtigen wäre. 

Zu Artikel 10 — Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte 

Zu Nummern 1 und 2 — §§ 7 und 9 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Ände-
rung der §§ 7 und 9 GAL sind wegen der Streichung 
des § 1236 a RVO entbehrlich. 

Zu Artikel 11 — Gesetz zur Neuregelung der Alters

-

hilfe für Landwirte 

Zu Nummer 2 — § 6 c 

Die im Regierungsentwurf vorgeschlagene Neufas-
sung ist wegen der Streichung des § 1236 a RVO 
erforderlich. 

Zu Artikel 12 — Gesetz über die Krankenversiche

-

rung der Landwirte 

Die Änderungen sind Paralleländerungen zur Än-
derung des Zweiten Buches der Reichsversiche-
rungsordnung. Siehe Begründung zur Änderung 
des Artikels 1 Nr. 4. 

Zu Artikel 14 — Bundesversorgungsgesetz 

Zu Nummer 6 — § 26 Abs. 2 Satz 8 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände-
rung in Artikel 17 Nr. 1 Buchstabe a (§ 11 Abs. 2 Re-
habilitations-Angleichungsgesetz). 

Zu Nummer 7 — § 26a Abs. 8 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände-
rung in Artikel 17 Nr. 2 a (§ 17 Abs. 3 Satz 2 Rehabili-
tations-Angleichungsgesetz). 

Zu Nummer 7 a — § 27 i 

Die Änderung entspricht der Änderung in § 91 a 
Bundessozialhilfegesetz. Sie hat zum Ziel, das An-
tragsrecht des nachrangigen Trägers der Kriegsop-
ferfürsorge auf alle Sozialleistungen zu erweitern. 

Zu Nummer 8 — § 84 Abs. 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den Än

-

derungen in Nummer 7 (§ 26 a Abs. 8 Satz 2) und in 

Artikel 15 Nr. 30 (§ 242 b Abs. 1 und 1 a Arbeitsförde-
rungsgesetz). 

Zu Artikel 15 — Arbeitsförderungsgesetz 

Zu Nummer 01 — § 3 Abs. 5 

Die Bundesregierung hat der Bundesanstalt für Ar-
beit in langjähriger Praxis durch Verwaltungsver-
einbarung die Durchführung von Arbeitsmarkt-
programmen übertragen. Gegen diese Praxis hat 
der Bundesrechnungshof Bedenken erhoben, denen 
sich Bundesrat und Bundestag angeschlossen ha-
ben. Der Bundestag hat in diesem Zusammenhang 
„um Prüfung gebeten, ob § 3 Arbeitsförderungsge-
setz insoweit künftigen Erfordernissen angepaßt 
werden soll, als Arbeitsmarktprogramme und ver-
gleichbare konjunkturelle Maßnahmen über Ver-
waltungsvereinbarungen mit der Bundesanstalt für 
Arbeit durchgeführt werden können" (vgl. Druck-
sache 9/1759, S. 6). Das Bundessozialgericht hat 
neuerdings in zwei Urteilen die Übertragung durch 
Verwaltungsvereinbarung für zulässig gehalten. 

Die vorgesehene Änderung folgt der Prüfungsbitte 
des Bundestages. Sie soll klarstellen, daß die Bun-
desregierung die Durchführung befristeter Arbeits-
marktprogramme auch durch Verwaltungsverein-
barung auf die Bundesanstalt für Arbeit übertragen 
kann. Entsprechend der bisherigen Praxis gehören 
zu den Arbeitsmarktprogrammen auch die Schwer-
behinderten-Sonderprogramme. 

Zu Nummer 5 — § 56 Abs. 3 Nr. 3 a 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände-
rung in Artikel 17 Nr. 1 Buchstabe a (§ 11 Abs. 2 Re-
habilitations-Angleichungsgesetz). 

Zu Nummer 6 — § 58 

Die Schaffung einer selbständigen Anspruchs-
grundlage für die Eingliederungshilfen bei Behin-
derten dient der Klarstellung, um die Fortführung 
der bisher im Anordnungsrecht der Bundesanstalt 
für Arbeit mitgetroffenen Regelungen zu ermögli-
chen. Eine Herabsetzung der Höchstförderungs-
grenzen entsprechend der bei § 90 AFG beschlosse-
nen Änderung würde sich bei der Eingliederungs-
hilfe für Behinderte negativ auswirken, da derzeit 
in vielen Fällen der Erfolg der Eingliederungsbe-
mühungen wesentlich von der Dauer der Förderung 
abhängt. Eine Überschreitung einer Förderungs-
dauer von einem Jahr kommt nur in Betracht, wenn 
wegen Art und Schwere der Behinderung nur auf 
diese Weise eine vollständige und dauerhafte Ein-
gliederung zu erreichen ist. 

Zu Nummer 7 a — § 59d Abs. 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände-
rung in Artikel 17 Nr. 2 a (§ 17 Abs. 3 Satz 2 Rehabili-
tations-Angleichungsgesetz). 
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Zu Nummer 9 — § 64 

Die Änderung hebt die durch das Arbeitsförde-
rungs-Konsolidierungsgesetz eingeführte zusätzli-
che Schwelle von mindestens 3 v. H. Ausfall der 
Gesamtarbeitszeit des Betriebes als Voraussetzung 
für die Zahlung von Kurzarbeitergeld auf. Die Rege-
lung hat einen unverhältnismäßig hohen Verwal-
tungsaufwand verursacht, ohne die erwartete Ein-
sparung beim Kurzarbeitergeld zu bringen. Im übri-
gen entspricht die Änderung dem Regierungsent-
wurf. 

Zu Nummer 12 — § 87 a 

Der Vorschlag über die Beteiligung der Bauarbeit-
geber 'an den finanziellen Lasten des witterungsbe-
dingten Arbeitsausfalls wird nicht aufgegriffen. Der 
Vorschlag ginge zu Lasten der Bauarbeiter und 
würde den Gesamthaushalt der Bundesanstalt 
nicht in dem erwarteten Umfange entlasten. 

Zu Nummer 14 — § 107 

Siehe zu Artikel 1 Nr. 4. 

Zu Nummer 16 — § 112 

Die Vorschrift beseitigt Härten, die sich bei der An-
wendung des geltenden Rechts gezeigt haben. Sie 
bestimmt im Ergebnis, daß das Arbeitslosengeld 
von Ehegatten- oder Verwandtenarbeitnehmern 
wie bei sonstigen Arbeitnehmern nach dem zuletzt 
erzielten Arbeitsentgelt zu bemessen ist, wenn der 
Ehegatten- oder Verwandtenarbeitnehmer zuletzt 
ein Arbeitsentgelt erzielt hat, das auch familien-
fremden Arbeitnehmern bei gleichartiger Beschäf-
tigung üblicherweise gezahlt wird. 

Zu Nummer 18a — § 139 

Die Vorschrift verhindert Härten, die im Zusam-
menhang mit den neuen Regelungen über die Be-
messung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit von 
Auszubildenden mit Abschlußprüfung in seltenen 
Ausnahmefällen entstehen können (Nummer 16 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und Buchstabe b 
— Änderung des § 112 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 5 a 
AFG —; Nummer 18 Buchstabe b — Änderung des 
§ 136 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AFG H.  Erfüllen Ehegatten 
zugleich die Voraussetzungen des Anspruchs auf 
Arbeitslosenhilfe, so erhält — wie bisher — nur der 
Ehegatte mit der höheren Arbeitslosenhilfe diese 
Leistung. Waren beide Ehegatten vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit zur Berufsausbildung beschäftigt, 
so würde sich diese Arbeitslosenhilfe lediglich nach 
dem um 50 v. H. verminderten künftig erzielbaren 
tariflichen Arbeitsentgelt bemessen. Die Vorschrift 
bestimmt deshalb, daß die Arbeitslosenhilfe minde-
stens auf der Grundlage des vollen tariflichen Ar-
beitsentgelts zu bemessen ist. 

Zu Nummer 20a — § 157 

Die Ergänzung des Gesetzentwurfs beruht auf einer 
Anpassung an die Änderungen des § 105a Abs. 3 

Satz 1 und § 140 Abs. 1 Satz 3 durch Artikel II § 2 
Nr. 7 und 10 des Gesetzes vom 4. November 1982 
(BGBl. I S. 1450). 

Zu Nummer 28 — § 186 

Zu Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
Die Träger der Kriegsopferfürsorge zahlen nur 
Übergangsgeld während einer berufsfördernden 
Maßnahme zur Rehabilitation; insoweit ist die Bei-
tragspflicht in Absatz 2 geregelt. 

Zu Absatz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
Die Verweisung in § 186 Abs. 2 Satz 2 auf Absatz 1 
Satz 5 der neuen Vorschrift, der § 394 Abs. 1 Satz 1 
der Reichsversicherungsordnung für entsprechend 
anwendbar erklärt, ist entbehrlich. Die Beiträge für 
die Zeit des Bezugs von Übergangsgeld tragen die 
Rehabilitationsträger allein; es bedarf deshalb kei-
ner Bestimmung, nach der die Beiträge vom Über-
gangsgeld einbehalten werden dürfen. 

Zu Nummer 30 — § 242 b 

Zu Absatz 1 

Die Änderung ist eine Paralleländerung zur Ände-
rung des Gesetzes über die Angleichung der Lei-
stungen zur Rehabilitation. Siehe Begründung zur 
Änderung des Artikels 17 Nr. 1. 

Zu Absatz la  

Der Entwurf der Bundesregierung sieht eine Ab-
senkung des Unterhaltsgeldes und des Übergangs-
geldes auf die ab 1. Januar 1984 allgemein gelten-
den Leistungssätze auch für die Fälle vor, in denen 
gegenwärtig aufgrund einer Übergangsregelung 
eine gegenüber dem sonst geltenden Recht höhere 
Leistung gezahlt wird. In diesen Übergangsfällen 
ergäbe sich eine Absenkung zwischen 10 und 35 
Prozentpunkten. Es ist zu befürchten, daß ein Teil 
der Betroffenen die Maßnahme aus finanziellen 
Gründen abbrechen wird. Um dies zu vermeiden, 
soll auch in den Übergangsfällen der Leistungssatz 
nur um fünf Prozentpunkte abgesenkt werden. 

Zu Absatz 4 a 

Die Ergänzung des § 112 Abs. 5 Nr. 3 gilt rückwir-
kend auch für Ansprüche, die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes entstanden sind, wenn die Entschei-
dung zu diesem Zeitpunkt noch nicht unanfechtbar 
war. 

Zu Artikel 16 — Mutterschutzgesetz 

Durch die Änderung bleibt es bei der geltenden Lei-
stungsdauer für das Mutterschaftsgeld von vier Mo- 
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naten. Gleichzeitig wird das kalendertägliche Mut-
terschaftsgeld während dieser vier Monate von 
25 DM auf 17 DM gekürzt. Damit soll einerseits den 
Müttern ermöglicht werden, auch den vierten Mo-
nat des Mutterschaftsurlaubs in Anspruch zu neh-
men, andererseits soll aber das von der Bundesre-
gierung vorgesehene Sparvolumen im wesentlichen 
eingehalten werden. 

Zu Artikel 17 — Gesetz über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation 

Zu Nummer 1 — § 11 Abs. 2 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Beteiligung 
an den Verpflegungskosten bei internatsmäßiger 
Unterbringung in Einrichtungen zur beruflichen 
Rehabilitation würde besonders stark die Bezieher 
verhältnismäßig niedriger Übergangsgeldleistun-
gen belasten und soll daher im Hinblick auf die 
zusätzlich vorgesehene lineare  Absenkung der 
Übergangsgeldleistungen entfallen. 

Aus dem gleichen Grund wurden die entsprechen-
den Vorschriften für die einzelnen Rehabilitations-
träger gestrichen, und zwar 

— in Artikel 1 Nr. 17 Buchstabe a (zu § 567 Abs. 1 
RVO) und Nr. 25 Buchstabe a (zu § 1237 a Abs. 1 
RVO), 

— in Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe a (zu § 14 a Abs. 1 
AVG), 

— in Artikel 3 Nr. 7 Buchstabe a (zu § 36 a RKG), 

— in Artikel 14 Nr. 6 Buchstabe a (zu § 26 Abs. 2 
Satz 8 BVG), 

— in Artikel 15 Nr. 5 Buchstabe a (zu § 56 Abs. 3 
Nr. 3 a AFG). 

Zu Nummer 2 — § 17 Abs. 3 Satz 2 

Den geänderten Bemessungssätzen für das Arbeits-
losengeld und für das Übergangsgeld wird auch der 
Bemessungssatz für das Anschlußübergangsgeld 
nach § 17 Abs. 3 Satz 2 angepaßt. Entsprechende 
Änderungen erfolgen bei den Vorschriften für die 
einzelnen Rehabilitationsträger, und zwar 

— in Artikel 1 Nr. 18 a (zu § 568 a Abs. 3 Satz 2 
RVO) und Nr. 26 a (zu § 1241 e Abs. 3 Satz 2 
RVO), 

— in Artikel 2 Nr. 6 a (zu § 18 e Abs. 3 Satz 2 AVG), 

— in Artikel 3 Nr. 8 a (zu § 40 Abs. 3 Satz 2 RKG), 

— in Artikel 14 Nr. 7 Buchstabe b (zu § 26 Abs. 8 
Satz 2 BVG) und 

— in Artikel 15 Nr. 7 a (zu § 59 d Abs. 2 Satz 2 
AFG). 

Zu Nummer 4 — § 40 Abs. 4 

In die Regelung über das Inkrafttreten wird auch 
die Änderung des § 17 Abs. 3 Satz 2 (zum Anschluß

-

übergangsgeld) einbezogen. Die Anfügung des Sat-
zes 5 entspricht der in Artikel 15 Nr. 30 zu § 242 b 
Abs. 1 a AFG getroffenen Regelung. 

Zu Artikel 18 — Änderung des Schwerbehinderten-
gesetzes 

Zu Nummer 3 — § 59 

Die Änderung erweitert den Begriff des Nahver-
kehrs auch auf Bahnen, bei denen einzelne Strek-
kenabschnitte als Straßenbahnen konzessioniert 
sind, während andere Abschnitte derselben Strecke 
den Status einer Eisenbahn besitzen. Durch diese 
Erweiterung wird vermieden, daß die Schwerbehin-
derten nur auf den als Straßenbahn konzessionier-
ten Streckenabschnitten unentgeltlich befördert 
werden, auf anderen Teilstrecken aber Beförde-
rungsentgelt zahlen müssen, eine Regelung, die zu 
vielen Mißverständnissen führen würde. 

Zu Nummer 7 — § 63 a 

Die Änderung trägt einem Vorschlag des Bundesra-
tes Rechnung und soll die Erfassung und Auswer-
tung der Ausweise und Wertmarken — § 64 Satz 1 
SchwbG in der Fassung des Entwurfs — sowie die 
Abrechnung verwaltungsmäßig vereinfachen. Dem 
Bund stehen durch das Abstellen auf den Zeitpunkt 
der Zahlung von Vorauszahlungen an die Unterneh-
mer — 15. Juli und 15. November — die Einnahmen 
rechtzeitig zur Verfügung. 

Zu Artikel 20 — Aufhebung von Vorschriften 

Zu Nummern 5 und 6 

Die in diesen Nummern genannten Vorschriften 
sind nach der Angleichung des Rechts der knapp-
schaftlichen Krankenversicherung der Rentner an 
die Vorschriften der RVO entbehrlich. 

Zu Nummer 7 

Diese Vorschrift erhält das badische Landesrecht 
über die Bildung und Mitwirkung der Abschät-
zungskommissionen im Rahmen der Beitragsver-
anlagung der Badischen Landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaft aufrecht. Hiernach ist für jede 
Gemeinde eine Abschätzungskommission zu bilden, 
welche die Aufgabe hat, das Verzeichnis der Unter-
nehmer aufzustellen und den zur Bewirtschaftung 
der Unternehmen erforderlichen Arbeitsbedarf ab-
zuschätzen. Die Badische Landwirtschaftliche Be-
rufsgenossenschaft gibt zum 31. Dezember 1983 
ihre Beitragsveranlagung nach Arbeitsbedarf auf, 
so daß die Abschätzungskommissionen ihre wesent-
liche Aufgabe verlieren. Da überdies die Aufstel-
lung und Fortschreibung des Unternehmerverzeich-
nisses rationeller und kostengünstiger ohne Mitwir-
kung der Abschätzungskommissionen geschehen 
kann, wird Artikel 4 § 12 Abs. 2 UVNG ersatzlos ge-
strichen. Dies entspricht der Stellungnahme des 
Bundesrates, dem die Bundesregierung zugestimmt 
hat. 
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Zu Artikel 20 a  — Krankenhausfinanzierungs

-

gesetz 

Zu Nummer 1 — § 2 Nr. 1 a 

Der Katalog in § 2 Nr. 1 a KHG stützt sich — ent-
sprechend der Begründung des Regierungsent-
wurfs zum Krankenhaus-Kostendämpfungsgesetz 
(Drucksache 9/570, S. 23, zu Artikel 1 Nr. 3) — auf 
die einschlägigen Ausbildungsvorschriften. Dabei 
wurde berücksichtigt, daß die besondere Vorschrift 
des § 17 Abs. 4 a KHG sich in erster Linie auf die 
Kosten des praktischen Teils der Ausbildung ein-
schließlich der Ausbildungsvergütung erstreckt und 
die Finanzierung des theoretischen Teils der Aus-
bildung über den Pflegesatz als Ausnahme nur 
noch bis zum 31. Dezember 1988 zuläßt. Entschei-
dende Voraussetzung ist deshalb, daß der prakti-
sche Teil der von der Ausbildungsstätte vermittel-
ten Ausbildung nach den Rechtsvorschriften über 
die Ausbildungsinhalte ganz oder überwiegend in 
die Versorgung der Patienten im Krankenhaus ein-
bezogen sein, d. h. mehr als 50 v. H. der gesamten 
Dauer der praktischen Ausbildung bis zur staatli-
chen Prüfung in Anspruch nehmen muß. 

Die Regelung setzt ferner voraus, daß die Ausbil-
dungsstätte an einem Krankenhaus eingerichtet 
und von diesem Krankenhaus getragen oder mitge-
tragen sein muß. Damit wird dem Umstand Rech-
nung getragen, daß die Normwirkung der Vorschrif-
ten des KHG nicht über das Krankenhaus hinaus-
reicht. Eine Mitträgerschaft liegt insbesondere vor, 
wenn eine Ausbildungsstätte für mehrere Kranken-
häuser verschiedener Träger eingerichtet ist; sie 
setzt voraus, daß die beteiligten Krankenhausträger 
an den Betriebs- und Investitionskosten der Ausbil-
dungsstätte einen wesentlichen Anteil haben. Die 
Finanzierung der Investitionskosten durch KHG-
Fördermittel setzt nach dem System des KHG 
ferner voraus, daß die Ausbildungsstätte und das 
sie tragende Krankenhaus in dem Krankenhausbe-
darfsplan aufgenommen sind. 

Zu Nummer 2 — § 8, 12, 17, 29 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Nummer 1, 
durch die die jeweilige Bezugnahme in den genann-
ten Vorschriften an die gesetzliche Klarstellung in 
§ 2 Nr. 1 a KHG angepaßt wird. 

Zu Nummer 3 — § 29 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Num-
mer 1, durch die die Übergangsvorschrift, zur Förde-
rung der Ausbildungsstätten an die gesetzliche 
Klarstellung in § 2 Nr. 1 a KHG, die ab 1. Januar 
1984 in Kraft treten soll, angepaßt wird. 

Zu Artikel 20 b — Krankenversicherungs-Kosten-
dämpfungsgesetz 

In Baden-Württemberg sind die Regierungsbezirke 
mit Wirkung zum 1. Januar 1973 neu geordnet wor

-

den. Die örtlichen Zuständigkeitsbereiche der bei

-

den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, 
Alterskassen und Krankenkassen des Landes um-
fassen nach wie vor das Gebiet der ehemaligen Re-
gierungsbezirke Nordbaden und Südbaden bzw. 
Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohenzol-
lern. Diese Zuständigkeitsabgrenzung hat sich als 
unbefriedigend erwiesen. Da eine Anpassung an die 
neuen Grenzen der Regierungsbezirke in absehba-
rer Zeit nicht möglich ist, soll für Gemeinden, für 
die nach bisherigem Recht zwei landwirtschaftliche 
Sozialversicherungsträger derselben Art zuständig 
sind, nur noch eine landwirtschaftliche Berufsge-
nossenschaft, Alterskasse und Krankenkasse zu-
ständig sein, wobei es für deren Zuständigkeit dar-
auf ankommt, ob sich der Sitz der Verwaltung der 
Gemeinde in einem ehemaligen Regierungsbezirk 
befindet, auf dessen Gebiet sich grundsätzlich die 
Zuständigkeit des Versicherungsträgers erstreckt. 

Absatz 5 stellt die in ungewollter Auswirkung des 
Staatsvertrags vom 21. Juni 1983 beseitigte Landes-
unmittelbarkeit der badischen landwirtschaftlichen 
Sozialversicherungsträger wieder her. 

Zu Artikel 28 — Inkrafttreten 

Durch Artikel 1 Nr. 14 wird die für Ersatzkassen 
geltende Vorschrift des § 515 a RVO an die ab 1. Ja-
nuar 1982 geltende Fassung des § 381 Abs. 3 a RVO 
angepaßt. Durch den neu eingefügten Absatz 3 gilt 
diese Anpassung zum gleichen Zeitpunkt. 

Durch den neu eingefügten Absatz 5 bleibt zur Ver-
meidung von Rechtsstreitigkeiten unter den Lei-
stungsträgern das rückwirkende Inkrafttreten von 
§ 104 Abs. 2 SGB X auf die Fälle beschränkt, in 
denen der vorrangige Leistungsträger noch nicht 
geleistet hat. 

Die Landesunmittelbarkeit der badischen landwirt-
schaftlichen Sozialversicherungsträger wird wegen 
einer Satzungsänderung zum 1. Januar 1984 schon 
zum 30. Dezember 1983 wiederhergestellt. Dies wird 
durch den neu eingefügten Absatz 6 sichergestellt. 

Durch den neu eingefügten Absatz 7 wird sicherge-
stellt, daß in Fällen, in denen die Voraussetzungen 
für ein Altersruhegeld ab Vollendung des 65. Le-
bensjahres durch die Herabsetzung der Wartezeit 
von 15 auf fünf Jahre erfüllt werden, der Versiche-
rungsfall am 31. Dezember 1983 eintritt und damit 
das Altersruhegeld am 1. Januar 1984 beginnen 
kann. 

Verteidigungsausschuß (12. Ausschuß) 

Der Verteidigungsausschuß stimmt mehrheitlich 
dem Gesetzesvorhaben zu. Er empfiehlt lediglich, 
Artikel 23 (Gesetz zur Änderung besoldungsrechtli-
cher Vorschriften) wie folgt zu ergänzen: 

Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ange-
fügt: 
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„4. Übergangsvorschrift 

(1) Nummer 1 findet keine Anwendung für die bis 
zum 30. Juni 1985 ernannten Beamten, Richter und 
Soldaten, die Grundwehrdienst oder Zivildienst ge-
leistet haben, sofern die Ernennung wegen des 
Grundwehrdienstes oder Zivildienstes nicht bis 
zum 31. Dezember 1983 erfolgen konnte. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beamte auf Wi-
derruf im Vorbereitungsdienst hinsichtlich Num-
mer 3.” 

Die Ergänzung wird damit begründet, daß die Vor-
schrift eine zeitliche Verschiebung der Absenkung 
der Eingangsbesoldung bzw. der Reduzierung der 
Anwärterbezüge für die Dauer des Grundwehrdien-
stes bzw. Zivildienstes (zuzüglich einer kurzen 
Übergangszeit) zum pauschalen Ausgleich für ei-
nen der zuvor geleisteten Gemeinschaftsdienste 
bringt. 

Die Beibehaltung der bisherigen Regelung soll nur 
einmal, entweder beim Vorbereitungsdienst oder 
dem Eingangsamt, gewährt werden. 

Außerdem hat der Ausschuß zu Artikel 23, dem Ge-
setz zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschrif-
ten, mit seiner Mehrheit bei einer Gegenstimme die 
nachstehende Entschließung gefaßt: 

Der Verteidigungsausschuß tritt dafür ein, die Bun-
desregierung zu ermächtigen, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestim-
men, daß die Anwendung des § 19 a Abs. 1 für Lauf-
bahnen mit erheblichem Bewerbermangel ganz 
oder teilweise ausgesetzt wird. 

Diese Ermächtigung sollte zugunsten der Medizi-
nalbeamten und der Sanitätsoffiziere ausgeschöpft 
werden. 

Ferner hat der Ausschuß einstimmig empfohlen, 
nach Artikel 25 einen Artikel 25 a einzufügen. Der 
Artikel 25 a, der in der Ausschußfassung des Haus-
haltsausschusses die Nummer 22 c erhielt, befaßt 
sich mit dem Arbeitsplatzschutzgesetz, dessen Än-
derung wie folgt begründet wird: 

Nach dem Dritten Abschnitt des Arbeitsplatz-
schutzgesetzes werden den Wehrpflichtigen Bei-
träge zur Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
erstattet. Dazu gehören auch Lebensversicherun-
gen, die zum Schutze der Wehrpflichtigen und ihrer 
Hinterbliebenen vor wirtschaftlicher Unsicherheit 
im Alter, vorzeitiger Invalidität oder im Todesfalle 
beitragen sollen. Die Prämien für die Lebensversi-
cherungen werden den Wehrpflichtigen für die 
Dauer des Wehrdienstes bis zu einem bestimmten 
Höchstbetrag erstattet. 

Durch die Änderung des Arbeitsplatzschutzgeset-
zes soll die derzeit für Nichtarbeitnehmer (§ 14 b) 
bestehende Möglichkeit ausgeschlossen werden, 
mit Hilfe hoher vom Bund erstatteter Beiträge eine 
dem Sinn der Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung nicht entsprechende Vermögensbildung zu be-
treiben. Während dies für einberufene Arbeitneh-
mer (§ 14 a) wegen des Erfordernisses wesentlich 
höherer Beitragszahlungen im Jahr vor dem Wehr- 

dienst weitgehend ausgeschlossen ist, besteht für 
Nichtarbeitnehmer nach dem z. Z. geltenden Recht 
ein Anreiz zur mißbräuchlichen Ausnutzung des 
Gesetzes. In der materiellen Gleichstellung beider 
Personenkreise hinsichtlich der Voraussetzungen 
für die Erstattung von Beiträgen zur Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung liegt der Schwerpunkt 
der Novelle. 

Darüber hinaus ist dazu neben redaktionellen Än-
derungen klargestellt worden, daß zu Nummer 2 b 
eine Ausschlußfrist für die Erstattungsansprüche 
im Interesse einer geordneten Haushaltsführung 
und aus Gründen der Rechtssicherheit erforderlich 
ist. Die vorgesehene Frist geht über die Dienstzeit 
hinaus und ist daher zumutbar. 

Der bisherige Satz 2 soll entfallen, weil der darin 
angesprochene Personenkreis nunmehr unter § 14 b 
fallen würde. 

Durch die Änderung der Nummer 2 c soll ausge-
schlossen werden, daß im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten im Falle einer Wehrübung ungerecht-
fertigte Vorteile entstehen. 

Bei der Nummer 3 b des Artikels 25 a ist als Be-
gründung festgestellt: 

Zu § 14 b Abs. 1 

Satz 2 berücksichtigt Änderungen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung, wonach die Beiträge für 
Wehrdienstleistende vom 1. Januar 1983 an nach ei-
nem abgesenkten Durchschnittsentgelt bemessen 
werden. Die dementsprechende Änderung des § 14 b 
Abs. 1 ist geboten, weil es sich bei den berufsständi-
schen Versorgungseinrichtungen um Versicherun-
gen handelt, die der gesetzlichen Rentenversiche-
rung vergleichbar sind. 

Zu § 14 b Abs. 2 

Arbeitnehmern wird nach § 14 a für jeden Monat 
des Wehrdienstes ein Zwölftel des innerhalb von 
zwölf Monaten vor Beginn des Wehrdienstes ent-
richteten Prämienbetrages erstattet. Dies bedeutet, 
daß Arbeitnehmer, die vor Antritt des Wehrdienstes 
erst für einen Monat eine Prämie von z. B. 300 DM 
gezahlt haben, 25 DM monatlich beanspruchen kön-
nen. Dagegen läßt § 14 b des Arbeitsplatzschutzge-
setzes für Nichtarbeitnehmer statt des Erstattungs-
durchschnittsbetrages die Erstattung der vollen 
Prämie bis zu einem Höchstbetrag von derzeit mo-
natlich 370 DM zu. Nach dem Fortfall der Sparför-
derung von 50 DM monatlich nach dem Unterhalts-
sicherungsgesetz (Artikel 18 des 2. Haushaltsstruk-
turgesetzes vom 22. Dezember 1981) werden insbe-
sondere Schüler und Studenten unter Nutzung der 
derzeitigen im Arbeitsplatzschutzgesetz gegebenen 
Möglichkeiten verstärkt zum Abschluß hoher Le-
bensversicherungen veranlaßt. Hierzu sind die 
Wehrpflichtigen um so eher bereit, als sie sich aus 
den Beitragserstattungen des Bundes durch eine 
Kündigung des Vertrages bald nach Beendigung 
des Wehrdienstes einen Gewinn in Höhe des jewei-
ligen Rückkaufwerts auszahlen lassen können. Da-
mit wird aber der Sinn des Gesetzes — nämlich 
dem Grundwehrdienstleistenden die Aufrechterhal- 
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tung einer Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
zu gewährleisten, d. h. der eigentliche soziale Zweck 
der Regelung — nicht erfüllt, sondern eine vom Ge-
setz nicht gewollte kurzfristige Vermögensbildung, 
und zwar einseitig zu Lasten des Bundeshaushalts 
betrieben. Durch die Neufassung des § 14 b Abs. 2 
werden beide Personenkreise gleichgestellt, indem 
ihnen nunmehr einheitlich nur der Durchschnitts-
betrag des letzten Jahres vor Beginn des Wehrdien-
stes erstattet werden soll. Ferner werden die Bei-
träge für beide Personenkreise nur erstattet, wenn 
die Versicherung, die der Aufwendung zugrunde 
liegt (z. B. ein Lebensversicherungsvertrag), minde-
stens zwölf Monate vor Beginn des Wehrdienstes 
bestanden hat. Wehrpflichtige, die diese Vorausset-
zungen erfüllen, geben ihren ernsthaften Willen zu 
erkennen, eine auf Dauer angelegte Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung begründet zu haben. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß durch die vor-
gesehene Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
zusätzliche und sozial nicht erforderliche Ausgaben 
in Höhe von ca. 25 Mio. DM vermieden werden kön-
nen und daß durch die Angleichung der Erstattung 
für die berufsständische Versorgung an die der ge-
setzlichen Rentenversicherung jährlich ca. 1,7 Mio. 
DM eingespart werden können. 

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau und 
auf Einzelpreise werden nicht erwartet. Es handelt 
sich um Zahlungen zur Altersversorgung an Versi-
cherungsträger. Durch die Neuregelung werden die 
Voraussetzungen für die Erstattungen von Beiträ-
gen enger gefaßt und der Bund entlastet, ohne daß 
dadurch Kosten an anderer Stelle entstehen. 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

Der Ausschuß hat die Beratungen in seiner 5. Sit-
zung am 28. September 1983 aufgenommen und in 
seiner 9. Sitzung am 9. November 1983 abgeschlos-
sen. 

Eine öffentliche Anhörung hat in der 6. Sitzung am 
12. Oktober 1983 stattgefunden. Die teilnehmenden 
Verbände und Sachverständigen ergeben sich aus 
dem Protokoll. Die mündlich abgegebenen sowie 
die als Ausschußdrucksache 10/16 verteilten schrift-
lichen Stellungnahmen wurden in die Ausschußbe-
ratungen einbezogen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat am 
26. Oktober 1983 einstimmig empfohlen, § 26 BSHG 
sowie die vorgesehene Neufassung des § 91 Abs. 1 
BSHG zu streichen. 

Die einstimmige Stellungnahme des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung vom 9. November 
1983 lautet: 

Nummer 2 (§ 26 Satz 1) entfällt. 

Die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses für 
Jugend, Familie und Gesundheit ist der Auffassung, 
daß einerseits mit einer Annahme des Entwurfes in 

der aus der Zusammenstellung ersichtlichen Fas-
sung ein angemessener Beitrag zur notwendigen 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte beim 
Bund, bei den Ländern und Gemeinden geleistet 
werde, daß andererseits aber kein Anlaß mehr für 
die auch in der öffentlichen Anhörung vielfach ge-
äußerte Befürchtung bestehe, daß die Grundlagen 
des Sozialhilfesystems ausgehöhlt und eine spätere, 
darauf aufbauende umfassende Reform des Bun-
dessozialhilfegesetzes unmöglich gemacht wurden. 

Demgegenüber halten die Mitglieder der SPD-Frak-
tion ihre Kritik aufrecht, daß erneut punktuelle Ein-
griffe unter ausschließlich fiskalischen Gesichts-
punkten vorgenommen würden, zumal die Leistun-
gen der Sozialhilfe schon heute nicht mehr dem 
Prinzip der Bedarfsdeckung entsprechen würden. 

Durch die Kumulierungswirkung einer Reihe von 
für sich betrachtet geringfügig erscheinenden Ge-
setzesänderungen erfolge eine qualitative Verände-
rung des Bundessozialhilfegesetzes, die die Anfang 
der 60er Jahre gemeinsam getragene ordnungspoli-
tische Entscheidung zugunsten Bedürftiger in ihr 
Gegenteil verkehre. Besondere Sorge bereite die zu 
erwartende außerordentliche Belastung der Sozial-
hilfe, die aus den Kürzungen in anderen Soziallei-
stungsbereichen resultiere und die Tragfähigkeit 
des Sozialhilfesystems in der Substanz gefährde. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion fordern deshalb, 
auf eine Einbeziehung des Bundessozialhilfegeset-
zes in das Haushaltsbegleitgesetz 1984 zu verzich-
ten und statt dessen die ohnehin unumgängliche 
Reform im Sinne einer Weiterentwicklung einzulei-
ten, zu der wichtige Vorarbeiten der betroffenen 
Verbände und Organisationen bereits vorlägen. 

Das Mitglied der Fraktion DIE GRÜNEN lehnt 
ebenfalls jede Änderung des Bundessozialhilfege-
setzes ab, weil sich unter Verletzung des Bedarfs-
deckungsprinzips schon jetzt überproportionale 
Einkommensverluste der Sozialhilfeempfänger ab-
zeichnen würden, die teilweise — z. B. bei über 
65jährigen — fast 17 v. H. erreichten. 

In der Einzelabstimmung wurden die Empfehlun-
gen zu Nummern 2 (§ 26), 2 a (§ 48 Abs. 1) und 4 (§ 91 
Abs. 1) einstimmig, im übrigen mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Mitglieder der SPD-Fraktion und 
des Mitgliedes der Fraktion DIE GRÜNEN abgege-
ben. Mit dem letztgenannten Stimmverhältnis er-
folgte auch die Schlußabstimmung. 

Hinsichtlich der Zielsetzung und soweit die An-
nahme von Einzelvorschriften in der Fassung des 
Gesetzentwurfes oder der Vorschläge des Bundes-
rates empfohlen wird, wird auf die diesbezügliche 
Begründung in Drucksache 10/335 Bezug genom-
men. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 01 (§ 3 Abs. 2) 

Vorschlag Bundesrat 
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Zu Nummer 02 (§ 3 a) 

Vorschlag Bundesrat 

Zu Nummer 1 (§ 22 Abs. 4) 

Regierungsentwurf 

Zu Nummer 2 (§ 26 Satz 1) 

Die Beibehaltung der bisherigen Gesetzesfassung 
soll es ermöglichen, Personen, die an Fortbildungs-
oder Umschulungsmaßnahmen teilnehmen, einen 
Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Lebensunter-
halt zuzuerkennen, wenn die Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz im Einzelfall den notwen-
digen Lebensbedarf nicht oder nicht in ausreichen-
dem Maße decken. 

Im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung wird die 
Empfehlung von der SPD-Fraktion wie folgt be-
gründet: 

„Die in Artikel 21 Nr. 2 vorgesehene Änderung des 
§ 26 BSHG mit Ziel des Ausschlusses ergänzender 
Sozialhilfeleistungen für alle in Ausbildung befind-
lichen Personen begegnet erheblichen sozialpoliti-
schen Bedenken. Der Ausschluß ergänzender Hilfe 
zum Lebensunterhalt würde besonders Rehabili-
tanden in Maßnahmen beruflicher Rehabilitation 
mit ohne geringem Einkommen treffen und viel-
fach zum Abbruch der Rehabilitationsmaßnahmen 
führen. Es ist daher eher eine Belastung als eine 
Entlastung der Sozialhilfeträger durch diese Maß-
nahme zu erwarten." 

Zu Nummer 2a (§ 48 Abs. 1) 

Berichtigung eines Druckfehlers bei der Neube-
kanntmachung des Gesetzes vom 24. Mai 1983 
(BGBl. I S. 613). 

Zu Nummer 3 (§ 79) 

Regierungsentwurf 

Zu Nummer 3a (§ 85 Nr. 3 Satz 2) 

Vorschlag Bundesrat 

Zu Nummer 4 (§ 91 Abs. 1) 

Auf eine Erweiterung der Möglichkeit zur Inan-
spruchnahme unterhaltspflichtiger Verwandter 
sollte verzichtet werden. Der zu erwartende hohe 
Verwaltungsaufwand würde in keinem angemesse-
nen Verhältnis zu den zu erzielenden Einnahmen 
stehen. 

Zu Nummer 4 a (§ 91a Satz 1) 

Vorschlag Bundesrat 

Zu Nummer 5 (§ 92c Abs. 1) 

Regierungsentwurf 

Zu Nummer 5a (§ 93 Abs. 2 und 3) 

Es wird auf die Begründung zu Nummer 22 der 
Stellungnahme des Bundesrates verwiesen (S. 103f. 
der Drucksache 10/335). Es erscheint jedoch not-
wendig und wünschenswert, zwischen § 93 Abs. 2 
und der gleichzeitig vorgeschlagenen Änderung des 
§ 3 eine bessere Übereinstimmung herzustellen so-
wie klarzustellen, daß der Vorrang zugunsten der in 
§ 10 genannten Träger dann gilt, wenn deren Ein-
richtungen und die Einrichtungen anderer (gewerb-
licher) Träger gleichwertig zur Auswahl stehen. Die 
Worte „in gleichem Maße geeignet" sind dabei um-
fassend zu verstehen. Auf diese Weise soll sicherge-
stellt werden, daß sowohl das Leistungsangebot als 
auch die Beachtung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit in die Bewertung einbezo-
gen werden. Die vorgeschlagene Neuformulierung 
soll dem Sachanliegen des Bundesrates und zu-
gleich den aufgezeigten Erwägungen Rechnung tra-
gen. 

Zu Nummer 6 (§ 100 Abs. 1) 

Regierungsentwurf 

Zu Nummer 6a (§ 103 Abs. 1 Satz 1) 

Vorschlag Bundesrat 

Zu Nummer 7 (§ 120 Abs. 2) 

Die Neufassung dient der besseren Übersichtlich-
keit der Vorschrift. Sie trägt dem Gesetzentwurf 
und den Ergänzungsvorschlägen des Bundesrates 
Rechnung; auf die entsprechenden Begründungen 
wird Bezug genommen. Es erscheint jedoch ange-
messen, den Anwendungsbereich der Vorschrift auf 
solche Ausländer zu erstrecken, die sich illegal im 
Bundesgebiet aufhalten und für ein Verbleiben 
keine humanitären, politischen oder sonst gleichge-
wichtigen Gründe anführen können und die des-
halb zur unverzüglichen Ausreise verpflichtet sind 
(Nummer 3). 

Zu Nummer 7 a (§ 127 Abs. 1 Satz 3) 

Redaktionelle Änderung nach Streichung des frü-
heren Absatzes 6 durch Artikel 21 Nr. 30 des 
2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1523). 

Zu Artikel 21a (neu) — Gesetz für Jugendwohl-
fahrt — 

Der Ausschuß hat den von der CDU/CSU-Fraktion 
in der 5. Sitzung am 28. September 1983 eingebrach-
ten Ergänzungsantrag in seiner 9. Sitzung am 9. No-
vember 1983 abschließend beraten. Stellungnahmen 
anderer Ausschüsse lagen nicht vor. 

Die Einfügung eines neuen § 82 a in das Gesetz für 
Jugendwohlfahrt wird wie folgt begründet: 

Durch Artikel II § 14 Nr. 10 SGB X 3. Kapitel wurde 
die neue Bestimmung des § 91 a BSHG geschaffen. 
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Mit dieser Bestimmung wird sichergestellt, daß ein 
Träger der Sozialhilfe die Feststellung einer Sozial-
leistung aus der Sozialversicherung betreiben sowie 
Rechtsmittel einlegen kann. 

Beim ersten Durchgang des Entwurfes eines Haus-
haltsbegleitgesetzes 1984 im Bundesrat hat dieser 
empfohlen, § 91 a BSHG dahin gehend zu erweitern, 
daß ein Träger der Sozialhilfe nun die Feststellung 
von Sozialleistungen aller Sozialleistungsträger im 
Sinne des Sozialgesetzbuches betreiben kann. Nach 
dem von der Bundesregierung vorgesehenen Ge-
setzentwurf ist nicht vorgesehen, die Bestimmung 
des § 91 a BSHG durch eine entsprechende Erweite-
rung des § 82 JWG auch im Jugendhilfebereich für 
anwendbar zu erklären. Auch der Bundesrat hat 
sich mit dieser Frage nicht befaßt. 

Bisher bestand für die Träger der Jugendhilfe auf-
grund des § 90 BSHG, der nach § 82 JWG für die 
Jugendhilfe entsprechend Anwendung findet, und 
der dazu ergangenen Rechtsprechung unstreitig die 
Möglichkeit, Ansprüche gegen Sozialleistungsträ-
ger wie etwa Kindergeld, Waisenrente, Ausbil-
dungsbeihilfen, auf sich überzuleiten und wie ei-
gene Ansprüche geltend zu machen. § 90 BSHG 
wurde mit Wirkung vom 1. Juli 1983 dahin gehend 
geändert, daß nun Ansprüche gegen andere Sozial-
leistungsträger nicht mehr übergeleitet werden 
können. Ansprüche gegen Sozialleistungsträger 
können jetzt nur mehr im Wege der Kostenerstat-
tung nach §§ 102 ff. SGB X geltend gemacht wer-
den. 

Wenn § 82 JWG nicht um den Hinweis auf eine ent-
sprechende Anwendbarkeit des § 91 a BSHG er-
gänzt wird, muß befürchtet werden, daß den Trä-
gern der Jugendhilfe die Geltendmachung von an-
deren Sozialleistungen im Sinne des SGB streitig 
gemacht wird. Dies hätte zur Folge, daß vorrangig 
verpflichtete Sozialleistungsträger zum Nachteil 
der Jugendhilfeträger entlastet würden. Dies wäre 
mit Sicherheit nicht die Absicht des Gesetzgebers. 
Eine solche Kostenbelastung wäre den Trägern der 
Jugendhilfe auch nicht zumutbar. 

Die Annahme der Vorschrift ist mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Mitglieder der SPD-Fraktion und 
des Mitgliedes der Fraktion DIE GRÜNEN empfoh-
len worden. 

Zu Artikel 21b (neu) — Bundeskindergeldgesetz — 

Der Ausschuß hat die Beratungen in seiner 5. Sit-
zung am 28. September 1983 aufgenommen und in 
seiner 9. Sitzung am 9. November 1983 abgeschlos-
sen. Stellungnahmen anderer Ausschüsse lagen 
nicht vor. 

Die Änderungen des § 11 werden w ie folgt begrün-
det: 

Zu Nummer 1 (§ 11 Abs. 2 Nr. 2) 

Die Änderung dient der Klarstellung. Es sind Zwei-
fel geäußert worden, ob die Vorsorgeaufwendungen 
so abzuziehen sind, wie sie vom Finanzamt vor oder 
nach Anwendung der Höchstbetragsvorschrift des 
§ 10 Abs. 3 EStG anerkannt worden sind. Nur Letz

-

teres entspricht dem Sinn des Gesetzes, das hier 
wie auch sonst nicht großzügiger sein will als das 
Einkommensteuerrecht. Die Klarstellung ist natur-
gemäß nicht finanzwirksam. 

Zu Nummer 2 (§ 11 Abs. 3) 

Die geltende Fassung des § 11 Abs. 2 Satz 2 BKGG 
sieht für den Fall, in dem zu Beginn eines neuen 
Kalenderjahres noch nicht der Steuerbescheid für 
das vorletzte Jahr erlassen worden ist, vor, daß vor-
erst nur die Kindergeld-Sockelbeträge zu zahlen 
sind. Diese Regelung führt dazu, daß die Finanzäm-
ter bedrängt werden, die Steuererklärungen der 
möglicherweise von der einkommensabhängigen 
Kindergeldminderung betroffenen Eltern mit Vor-
rang zu bearbeiten. Dies soll dadurch vermieden 
werden, daß in dem genannten Fall die vorläufige 
Rückführung des Kindergeldes auf die Sockelbe-
träge erst zum 1. Juli vorgenommen und bis dahin 
das am Ende des Vorjahres gezahlte Kindergeld, 
soweit es die Sockelbeträge überstiegen hat, unter 
Vorbehalt weitergezahlt wird (Satz 3 der Neurege-
lung). Satz 5 der Neuregelung übernimmt den In-
halt der Übergangsregelung des § 44 Abs. 2 BKGG; 
hierdurch wird für den Regelfall sichergestellt, daß 
die Neuregelung in dem jeweiligen Jahr im Ergeb-
nis nicht zu Mehraufwendungen führt. In der Ein-
zel- und Schlußabstimmung ist die Empfehlung mit 
Mehrheit bei drei Enthaltungen abgegeben wor-
den. 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 

Der Ausschuß hat sich gutachtlich zu dem Gesetz-
entwurf geäußert und empfiehlt einmütig, Arti-
kel 15 Nr. 12 (Änderung der Schlechtwettergeldre-
gelung) ersatzlos zu streichen, da nicht auszuschlie-
ßen ist, daß durch diese Belastung des Bauhand-
werks Arbeitsplätze gefährdet und damit die Bun-
desanstalt für Arbeit nicht entlastet, sondern zu-
sätzlich belastet wird. 

Zu dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Arti-
kel 26 a (Abschaffung des Deutschen Rates für 
Stadtentwicklung) bittet der Ausschuß um Klarstel-
lung, daß durch die Aufhebung des § 89 StBauFG 
der Bundesregierung nicht die Möglichkeit genom-
men wird, Gremien zu ihrer Beratung auch im Be-
reich des Städtebaus und des Bauwesens zu bilden. 
Im übrigen hat der Ausschuß dem Artikel 26 a ein-
mütig zugestimmt. 

Schließlich fand im Ausschuß der Antrag der Mit-
glieder der SPD-Fraktion, Artikel 26 (Investitions-
hilfegesetz) zu streichen und die rückzahlbare Inve-
stitionshilfe — nicht zuletzt aus verfassungsrechtli-
chen Gründen — in eine nichtrückzahlbare Ergän-
zungsausgabe umzuwandeln, keine Mehrheit. 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
(19. Ausschuß) 

Der Ausschuß hat sich mit den Artikeln 15, 21 und 
22 beschäftigt. Zu Artikel 15 empfiehlt er dem Haus-
haltsausschuß unveränderte Annahme. Diese Emp-
fehlung wurde mit den Stimmen der Mehrheit der 
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Fraktionen der CDU/CSU und FDP beschlossen. 
Ein von der Fraktion der SPD gestellter Änderungs-
antrag zu Artikel 15 fand im Ausschuß keine Mehr-
heit. Der Änderungsantrag beinhaltete: 

1. Artikel 15 Nr. 2 Buchstabe a wird gestrichen. 

Begründung 
Die Senkung des Unterhaltsgeldes bei Teil-
nahme an arbeitsmarktlich notwendigen Weiter-
bildungsmaßnahmen wird den arbeitsmarktpoli-
tischen Erfordernissen nicht gerecht. Es muß be-
fürchtet werden, daß die Teilnahme an diesen 
wesentlichen Maßnahmen geringer wird und da-
mit Arbeitslosigkeit entsprechend erhöht wird. 

2. Artikel 15 Nr. 2 Buchstabe b wird gestrichen. 

Begründung 
Die Umwandlung des Unterhaltsgeldes bei Teil-
nahme an arbeitsmarktlich zweckmäßigen Wei-
terbildungsmaßnahmen vom Rechtsanspruch in 
eine Kann-Leistung bedeutet Arbeitsförderung 
nach jweiliger Kassenlage. Ein Eckpfeiler des 
AFG, nämlich vorbeugende Arbeitsmarktpolitik 
durch Hilfen zur beruflichen Anpassung der Ar-
beitnehmer an den technischen Wandel in der 
Arbeitswelt, wird weiter eingeschränkt. 

3. Artikel 15 Nr. 3 wird gestrichen. 

Begründung 
Die vorgesehene Regelung schränkt die Mög-
lichkeit von Rehabilitation weiter ein und er-
schwert den Zugang dazu für einen bestimmten 
Personenkreis durch Ausschluß der Förderung 
von Einarbeitung beim bisherigen Arbeitgeber. 

4. Artikel 15 Nr. 16 und 18 werden gestrichen. 

Begründung 
Die Senkung der Bemessungsgrundlage für Ar-
beitslosengeld und Arbeitslosenhilfe nach Ab-
schluß einer Berufsausbildung bedeutet für den 
einzelnen eine besondere Härte und im Ver-
gleich zu Arbeitslosen, die bereits im Arbeitsle-
ben standen, eine soziale Ungerechtigkeit. 

Außerdem sollte der § 44 des Arbeitsförderungsge-
setzes in der Fassung vor Änderung durch das 
AFG-Konsolidierungsgesetz von 1981 wiederherge-
stellt werden. 

Ferner empfahl der Ausschuß dem Haushaltsaus-
schuß einstimmig, die Bundesregierung aufzufor-
dern, alsbald über die Auswirkungen der bisherigen 
Einschränkung im § 44 AFG durch das 2. Haushalts-
strukturgesetz zu berichten. Erfahrungen aus dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1983 für das erste Halbjahr 
1983 sollen einbezogen werden. 

Zu Artikel 21 empfiehlt der Ausschuß einstimmig, 
den § 26 des Bundessozialhilfegesetzes zu streichen; 
außerdem aber auch in Artikel 21 die Nummer 4, 
die eine Änderung des § 91 Abs. 1 des Bundessozial-
hilfegesetzes vorsieht. 

Zu Artikel 22 empfiehlt der Ausschuß einstimmig, 

1. Artikel 22 Abs. 1 zu streichen und den bisheri-
gen Absatz 2 als Absatz 1 in der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung zu beschließen. 

Begründung 
Eine Aufhebung des Graduiertenförderungsge

-

setzes erscheint erst dann angezeigt, wenn Bund 

und Länder Einvernehmen über die Fortfüh-
rung der Graduiertenförderung erzielt haben. 
Auf die Stellungnahme des Bundesrates (Druck-
sache 10/335, S. 105) wird verwiesen, 

2. den folgenden Absatz 2 (neu) einzufügen: 

„(2) Anstelle der in § 7 a Abs. 4 Sätze 1 und 2 
des Graduiertenförderungsgesetzes für die 
Rückzahlung der Darlehen genannten Beträge 
gelten die jeweils in § 18 a Abs. 1 Sätze 1 und 2 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes fest-
gesetzten Beträge; dabei ist das Einkommen 
abweichend von der Regelung des § 20 Abs. 3 der 
Graduiertenförderungsverordnung entspre-
chend § 21 BAföG zu bestimmen." 

Als Begründung wird angeführt: 

Die Freibeträge für die Rückzahlung der Darlehen 
nach dem Graduiertenförderungsgesetz sind seit 
1976 unverändert geblieben. Sie liegen derzeit bei 
rd. 65 v. H. der Freibeträge für die Rückzahlung von 
BAföG-Darlehen. Zur Vermeidung von Ungleichbe-
handlungen ist es notwendig, die Freibeträge für 
die Darlehensrückzahlung im Graduiertenförde-
rungsgesetz den Bedingungen im BAföG gleitend, 
d. h. auch mit Wirkung für die Zukunft anzupassen, 
da die letzten Darlehen nach dem Graduiertenför-
derungsgesetz erst in 15 Jahren getilgt sein wer-
den. 

Wegen der finanziellen Auswirkungen dazu berich-
tet der Ausschuß, daß nach vorläufiger Schätzung 
des Bundesverwaltungsamtes die Neuregelung zur 
zeitlichen Verschiebung beim Darlehensrückfluß 
um etwa 300 000 DM jährlich führt. 

III. Beratungen im Haushaltsausschuß 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen im wesentlichen den Regierungsentwurf 
mit den Änderungsempfehlungen der mitberaten-
den Ausschüsse, insbesondere des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung, des Ausschusses für Ju-
gend, Familie und Gesundheit und des Innenaus-
schusses gebilligt. Änderungen bzw. Neueinfügun-
gen ergaben sich zu Artikeln 22 und 23 a bis 25 a. 
Artikel 26 a wurde in der Fassung des Bundesrates 
beschlossen. 

Die Koalitionsfraktionen vertraten die Auffassung, 
daß die Sparmaßnahmen im sozialen Bereich not-
wendig seien, um durch Konsolidierung des Bun-
deshaushalts und durch Umschichtung von kon-
sumtiven zu investiven Ausgaben die Belebung der 
Volkswirtschaft und der Beschäftigung zu fördern. 
Dadurch und durch eine Rückführung auf ihre ei-
gentlichen Aufgaben würden die Sozialversiche-
rungssysteme im Ergebnis stabilisiert. Die Koali-
tionsfraktionen betonten, dieser Zielsetzung bereits 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983 in nicht er-
wartetem Umfang nähergekommen zu sein. Insbe-
sondere durch die reale Absenkung der Arbeitslo-
sigkeit werde sich der in der Rentenversicherung 
für Arbeiter und Angestellte 1984 erwartete Liquidi-
tätsengpaß abmildern und könne durch Vorziehen 
der Raten des Bundeszuschusses überbrückt wer-
den. Mittelfristig werde die Schwankungsreserve 
steigen und sich 1987 im Vergleich zu 1984 fast ver-
doppeln. 



Drucksache  10/691 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes, der wegen 
seiner besonderen Arbeitsplatz- und Einkommens-
sicherheit zu den Sparmaßnahmen heranzuziehen 
sei, sei die Absenkung der Eingangs- und Besol-
dungsämter im gehobenen und höheren Dienst we-
gen der noch geringen Berufserfahrung gerechtfer-
tigt. Die ferner ausgebrachte sechsmonatige Stel-
lenbesetzungssperre für die mittelbare Bundesver-
waltung, die Deutsche Bundesbahn und Deutsche 
Bundespost — für den unmittelbaren Bundesdienst 
nach Haushaltsgesetz — sei wegen ihrer größeren 
Beweglichkeit der 1 %-Stellenkürzung der vergange-
nen Jahre vorzuziehen. 

Die SPD-Fraktion hat den Gesetzentwurf insge-
samt abgelehnt, weil er ihren Vorstellungen von so-
zialer Gerechtigkeit widerspreche. Während der 
einkommensstarke Bevölkerungsteil durch das 
Steuerentlastungsgesetz begünstigt werde, würden 
die Lasten der Steuermindereinnahmen sowie der 
dadurch verschärften Haushaltskonsolidierungs-
maßnahmen auf die einkommensschwächeren Be-
völkerungsschichten abgewälzt. Volkswirtschaftlich 
werde dadurch die Nachfrage nach Gütern, die für 
Investitionsentscheidungen und damit die Beschäf-
tigung ausschlaggebend sei, geschwächt, so daß die 
Haushaltskonsolidierung die Wirtschaftsbelebung 
nicht fördere, sondern behindere. Der Fortbestand 
der Arbeitslosigkeit auf hohem Niveau und die da-
mit verbundene Instabilität der Sozialversiche-
rungssysteme werde neben der Verschärfung der 
Einkommensunterschiede die Folge sein. Insofern 
werde die für 1984 ohnehin bedrohliche Liquiditäts-
lage der Rentenversicherung noch verschärft. Die 
Kehrseite des unter Haushaltsgesichtspunkten 
wirksamen Haushaltsbegleitgesetzes 1983 sei es, 
daß insbesondere Arbeitslose inzwischen auf Sozi-
alhilfe angewiesen seien. Die Sparmaßnahmen im 
öffentlichen Dienst seien nicht kegelgerecht und 
träfen in den jeweiligen Laufbahnen die weniger 
Verdienenden. Die vorweggenommenen Besol-
dungsregelungen sollten den Tarifbereich unzuläs-
sig einengen. Die Stellenbesetzungssperre belaste 
den Arbeitsmarkt. Systematisch sei es verfehlt, ar-
beits- und sozialrechtliche Regelungen unter Haus-
haltsgesichtspunkten zu treffen. 

Auch die Fraktion DIE GRÜNEN hat den Gesetz-
entwurf zur Gänze abgelehnt, weil er sozial unge-
recht sei, eine wirkliche Haushaltskonsolidierung 
nicht erreichen werde und ein Konzept vermissen 
lasse. Insbesondere die Kürzung des Arbeitslosen-
geldes und der Arbeitslosenhilfe, der Renten, des 
Mutterschaftsurlaubsgeldes, der Rehabilitation und 
der Sozialhilfe seien unvertretbar. Statt dessen sei 
eine grundlegende Neuordnung und Stabilisierung 
der sozialen Sicherungssysteme mit dem Ziel erfor-
derlich, die Rentenversicherung durch Beseitigung 
von Privilegien in der Altersversorgung insgesamt 
zu harmonisieren, sie von der Arbeitsmarktent-
wicklung unabhängiger zu stellen, Fremdleistungen 
durch Erhöhung des Bundeszuschusses abzugelten 
und die arbeitsmarktpolitischen Aufgaben der Bun-
desanstalt für Arbeit durch zusätzliche Arbeits-
marktabgaben für obere Einkommensgruppen, Be-
amte und Selbständige zu finanzieren. Ferner 
müsse das gesamte Krankenversicherungswesen 
auf eine gesundheitsorientierte, nicht krankheitsbe-
zogene Behandlung ausgerichtet werden. Für diese 
Strukturreformen sei es erforderlich, die kapitalin

-

tensiven wirtschaftlichen Bereiche grundlegend zu 
den Sozialkosten heranzuziehen. 

Zu den Artikeln im einzelnen 

Artikel 20c — Arbeitsplatzschutzgesetz — 

Durch die vom Verteidigungsausschuß beschlos-
sene Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes soll 
eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme dieses 
Gesetzes zur Vermögensbildung von Wehrpflichti-
gen, soweit sie nicht Arbeitnehmer sind, ausge-
schlossen werden. Die Einschränkung vermeidet 
für den Haushalt 1984 Mehrausgaben, während sie 
in den Folgejahren zu Entlastungen in Höhe von rd. 
25 Mio. DM jährlich führt. 

Artikel 22 — Graduiertenförderungsgesetz — 

Dem Beschlußvorschlag des Ausschusses für Bil-
dung und Wissenschaft wurde nicht gefolgt. 

Am Wegfall des GFG wurde festgehalten. Ein Ver-
zicht auf die Aufhebung würde nämlich die Länder 
daran hindern, die von den Regierungschefs ange-
kündigten landesgesetzlichen Regelungen zu tref-
fen. 

Artikel 23a — Gesetz zur Einsparung von Perso-
nalausgaben im mittelbaren Bun-
desdienst — 

Der  Haushaltsausschuß hat in den Entwurf des 
Haushaltsbegleitgesetzes ein neues Gesetz zur Ein-
sparung von Personalausgaben in der mittelbaren 
Bundesverwaltung aufgenommen. Dieses Gesetz 
regelt eine Stellenbesetzungssperre und den Weg-
fall des Essenszuschusses. Es handelt sich dabei um 
die Umsetzung einer für das Haushaltsgesetz 1984 
vorgesehenen Regelung in den mittelbaren Bereich 
der Bundesverwaltung. 

Artikel 24 — Beamtenversorgungsgesetz — 

Der Haushaltsausschuß ist hierbei der Fassung des 
Innenausschusses nicht gefolgt. Er hat an dem Re-
gierungsentwurf festgehalten, der den unbefriste-
ten Wegfall des Versorgungsanpassungszuschlages 
vorsah. 

Der Haushaltsausschuß hat dann weiteren redak-
tionellen Änderungen insoweit Rechnung getragen, 
als eine Verweisung auf das Gesetz über das Bun-
desverfassungsgericht neu in das Haushaltsbegleit-
gesetz aufgenommen wurde. Diese Änderung ist 
ohne finanzielle Bedeutung. 

Artikel 25 a — Änderung des 2. Haushaltsstruktur-
gesetzes — 

Der Haushaltsausschuß ist dem Vorschlag des In-
nenausschusses, eine Abmilderungsregelung im Be-
reich des § 55 Beamtenversorgungsgesetz neu in 
das Haushaltsbegleitgesetz 1984 aufzunehmen, 
nicht in vollem Umfange gefolgt. Der Haushaltsaus-
schuß hat mehrheitlich ein Bedürfnis für eine Här-
teregelung für die Personen, die sowohl Rente als 
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auch Versorgungsbezüge erhalten, gesehen. Er ist 
jedoch der Auffassung, daß es ausreicht, wenn die 
durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz im Jahre 1982 
vorgesehene Anrechnung der Renten auf die Ver-
sorgungsbezüge dahin gehend abgemildert werden, 
daß den Berechtigten neben den Renten minde-
stens ein Betrag von 20 v. H. der Versorgungsbezüge 
zu belassen ist. Da diese Regelung erst Anwendung 
finden soll, wenn der sich hiernach ergebende Be-
trag den Betrag der nach § 55 Beamtenversorgungs-
gesetz an sich zu zahlenden gekürzten Versor-
gungsbezüge zuzüglich des Ausgleichsbetrages 
übersteigt, halten sich die finanziellen Auswirkun-
gen dieser Regelung in vertretbaren Grenzen. Sie 
werden voraussichtlich nach Abbau des Ausgleichs 
maximal 60 Mio. DM pro Jahr betragen. Demgegen-
über hätte die vom Innenausschuß beschlossene 
Abmilderungsregelung zu einem späteren Zeit-
punkt zu Mehrausgaben von 340 bis 420 Mio. DM 
jährlich für die öffentlichen Haushalte geführt. 

Artikel 26 — Investitionshilfegesetz — 

Der Haushaltsausschuß ist den vom Finanzaus-
schuß vorgeschlagenen Änderungen des Investi-
tionshilfegesetzes gefolgt. Die Änderungen berück-
sichtigen weitgehend die Vorschläge des Bundesra-
tes und dienen der Verwaltungsvereinfachung. Fi-
nanzielle Änderungen sind damit nicht verbunden. 

Artikel 26 a  — Änderung des Städtebauförderungs-
gesetzes — 

Der Haushaltsausschuß ist hier dem Vorschlag des 
Bundesrates gefolgt. Ebenso hatte der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau sich für 
die Einfügung dieses neuen Artikels ausgespro-
chen, wobei er ausdrücklich darauf hingewiesen hat 
klarzustellen, daß für die Aufhebung des § 89 — 
StBauFG — der Bundesregierung nicht die Mög-
lichkeit genommen wird, Gremien zu Bera-
tung auch im Bereich des Städtebaus und des Bau-
wesens zu bilden. Der Haushaltsausschuß hat sich 
dieser Auffassung angeschlossen. 

Entschließungen 

Zu den Entschließungsempfehlungen der mitbera-
tenden Ausschüsse hat der Haushaltsausschuß fest-
gestellt: 

Zu Artikel 15 — Arbeitsförderungsgesetz — hatten 
sowohl der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
als auch der Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung je eine Entschließungsempfehlung vorgelegt, 
die im wesentlichen inhaltsgleich sind. Die Bundes-
regierung soll nämlich aufgefordert werden, über 
die Auswirkungen der bisherigen Einschränkungen 

in § 44 Arbeitsförderungsgesetz durch das 2. Haus-
haltsstrukturgesetz zu berichten. Dabei sollten Er-
fahrungen aus dem Haushaltsbegleitgesetz 1983 für 
das erste Halbjahr 1983 in diesen Bericht einbezo-
gen werden. Der Ausschuß für Bildung und Wissen-
schaft wünscht diesen Bericht alsbald, während der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung als Termin-
vorstellung Frühjahr 1985 genannt hat. Der Aus-
schuß hat bei der Beratung beide Entschließungs-
empfehlungen zusammengefaßt und ist wegen der 
Zeitvorstellung dem Berichtstermin Frühjahr 1985 
gefolgt. Der Beschluß über diese Entschließungs-
empfehlung ist einmütig gefaßt worden. 

Die vom Innenausschuß vorgeschlagene Entschlie-
ßungsempfehlung zu den Artikeln 23, 24 und 25, daß 
nämlich die Verantwortlichen beim Bund, in den 
Ländern und in den Gemeinden aufgefordert wer-
den, aus Gründen der unbedingt notwendigen 
Gleichbehandlung die in dem Haushaltsbegleitge-
setz 1984 zu beschließenden Maßnahmen in vollem 
Umfang auch im Tarifbereich zu verwirklichen, ist 
mit Mehrheit der Stimmen der CDU/CSU und FDP 
angenommen worden. Die Mitglieder der Fraktion 
der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN sprachen 
sich gegen diese Entschließungsempfehlung aus, 
weil sie von vornherein die Tarifhoheit in keiner 
Weise gefährdet sehen wollen. 

Die vom Verteidigungsausschuß zu Artikel 23 be-
schlossene Entschließungsempfehlung, nämlich die 
Bundesregierung zu ermächtigen, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu be-
stimmen, daß die Anwendung des § 19a Abs. 1, der 
in das Bundesbesoldungsgesetz eingefügt werden 
soll, für Laufbahnen mit erheblichem Bewerber-
mangel ganz oder teilweise ausgesetzt wird, fand im 
Haushaltsausschuß keine Zustimmung. Die Er-
mächtigung sollte zugunsten der Medizinalbeamten 
und der Sanitätsoffiziere ausgeschöpft werden. 

Der Haushaltsausschuß sah es dagegen als richtig 
an, in § 19 a Abs. 2 a. a. O. die Möglichkeit einer 
Rechtsverordnung zu schaffen. Diese Rechtsverord-
nung soll es erlauben, von der Absenkung der Ein-
gangsbesoldung für Laufbahnen mit erheblichem 
Bewerbermangel ganz oder teilweise abzusehen. 
Der Haushaltsausschuß hielt es nicht für gerecht-
fertigt, im Vorgriff auf diese Möglichkeit schon jetzt 
zu beschließen, daß diese Ermächtigung zugunsten 
der Medizinalbeamten und der Sanitätsoffiziere 
auszuschöpfen ist. 

IV. Finanzielles Ergebnis 
der Ausschußberatungen 

Das finanzielle Ergebnis der Ausschußberatungen 
ergibt sich aus der nachstehend aufgeführten Ta-
belle (Anlage). 	- 

Bonn, den 28. November 1983 

Carstens (Emstek) 

Berichterstatter 

Hoppe Wieczorek (Duisburg) Kleinert (Marburg) 
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Anlage 

Finanzielles Ergebnis der Beratungen im Haushaltsausschuß 

= Änderungen bzw. Ergänzungen 	 Übersicht über die finanziellen Auswirkungen der 

Haushaltsent- 

Maßnahme 1984 

insgesamt 
davon 

Bund Länder Gemeinden 

1  2 3 4 5 

Zu Artikel 1, 2, 4 und 5 

Reichsversicherungsordnung 
Angestelltenversicherungsgesetz 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz 

— Stärkere Einbeziehung von Zuwendungen (einmalig ge- 
zahltes Arbeitsentgelt) in die Beitragspflicht 
= bei der knappschaftlichen Rentenversicherung 	 60 60 — — 
= bei der Bundesanstalt für Arbeit 	  620 620 — — 

— Anpassung der Finanzierung der knappschaftlichen 
Krankenversicherung der Rentner 	  740 740 — — 

— Verringerte Anpassung der Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung und Reduzierung der Witwen- und 
Witwerrentenabfindung auf 2 Jahresbeträge 	 10 6 2 2 

— Anpassung der Renten an die Entwicklung der Arbeits- 
entgelte des Vorjahres 
= in der Kriegsopferversorgung 	  85 85 — — 
= in der Altershilfe für Landwirte 	  15 15 — — 
= beim Lastenausgleich 	  7 5 2 — 

Zu Artikel 3 und 6 

Reichsknappschaftsgesetz 
Knappschaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz 

— Anpassung der Renten an die Entwicklung der Arbeits- 
entgelte des Vorjahres in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung 	  86 86 — — 

— Volle Einbeziehung des Krankengeldes in die Beitrags- 
pflicht bei der knappschaftlichen Rentenversicherung 	 45 45 — — 

— Minderung des Bundeszuschusses (Defizithaftung) nach 
§ 128 RKG durch 
= Zuordnung der Tbc-Heilbehandlungsmaßnahmen zur 

Krankenversicherung 	  15 15 — — 
= Neuregelung der Anspruchsvoraussetzungen für Renten 

wegen Berufsunfähigkeit/Erwerbsunfähigkeit 	 — — — — 
= Ersetzung des Kinderzuschusses durch das Kindergeld 

beim Rentenzugang 	  3 3 — — 
= Erhöhung des Beitragsanteils der Versicherten von 9 

auf9,25v.H. 	  28 28 — — 
= Herabsetzung der Witwen- und Witwerrentenabfin- 

dung bei Wiederheirat von 5 auf 2 Jahresbeträge 	 10 10 — — 

Zu Artikel 7 

Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter 

— Neubemessung der Beiträge für Behinderte in Werkstätten 80 40 40 — 
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zum Haushaltsbegleitgesetz 1984 — Drucksache 10/335 — 

Einzelmaßnahmen auf die öffentlichen Haushalte 

bzw. -belastung (—) — in Mio DM — 

1985 1986 1987 

davon davon davon 
insgesamt insgesamt insgesamt - 

Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden 

6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 

62 62 — — 64 64 — — 67 67 — — 

650 650 — — 680 680 — — 710 710 — — 

815 815 — — 895 895 — — 965 965 — — 

21 12 4 5 25 14 5 6 25 14 5 6 

180 180 — — 150 150 — — 80 80 — — 

30 30 — — 30 30 — — 15 15 — — 

14 9 5 — 11 8 3 — 6 4 2 — 

189 189 — — 163 163 — — 87 87 — — 

46 46 — — 48 48 — — 50 50 — — 

16 16 — — 17 17 — — 18 18 — — 

1 1 — — 3 3 — — 11 11 — — 

6 6 — — 9 9 — — 12 12 — — 

29 29 — — 30 30 — — 31 31 — — 

10 10 — — 11 11 — — 11 11 — — 

84 42 42 — 88 44 44 — 92 46 46 — 
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= Änderungen bzw. Ergänzungen 	 no ch Übersicht über die finanziellen Auswirkungen der 

Haushaltsent- 

Maßnahme 
1984 

insgesamt 
davon 

Bund Länder Gemeinden 

1 2 3 4 5 

Zu Artikel 8 und 9, 9 a, 9 b — neu — 

Erstes Buch Sozialgesetzbuch 
Viertes Buch Sozialgesetzbuch 
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 
Fremdrentengesetz 

— Keine finanz. Auswirkungen auf öffentl. Haushalte 	 — — — — 

Zu Artikel 10 und 11 

Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
Gesetz zur Neuregelung der Altershilfe für Landwirte 

— Herabsetzung des Bundeszuschusses in der Altershilfe für 
Landwirte 	  115 115 — — 

Zu Artikel 12 bis 14 

Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 
Handwerkerversicherungsgesetz , 
Bundesversorgungsgesetz 

— Keine finanz. Auswirkungen auf öffentl. Haushalte 	 — — — — 

Zu Artikel 15 

Arbeitsförderungsgesetz 

— Senkung des Leistungssatzes für Leistungsempfänger 
ohne Kinder bei 
= Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld 940 940 — — 
= Arbeitslosenhilfe 	  115 115 — — 

— Änderung der Bemessung des Arbeitslosengeldes nach 
erfolgreich abgeschlossener Ausbildung 	  95 95 — — 

— Senkung des Leistungssatzes beim Unterhaltsgeld 	 135 135 — — 

— Umstellung des Unterhaltsgeldes nach § 44 Abs. 2 a des 
Arbeitsförderungsgesetzes auf Kann-Leistung 	 100 100 — — 

— Maßnahmen im Bereich der beruflichen Rehabilitation . . 92 92 — — 

— Beschränkungen beim Einarbeitungszuschuß 	 30 30 — — 

— Beschränkungen bei den Mobilitätshilfen zur Förderung 
der Arbeitsaufnahme 	  30 30 — — 

— Aktualisierung der Dynamisierung dès Arbeitslosengel- 
des etc. 	  25 25 — — 

— Volle Einbeziehung des Krankengeldes in die Beitrags- 
pflicht bei der Bundesanstalt für Arbeit 	  315 315 — — 

— Beitragsausfälle in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung wegen der Maßnahmen in diesem Artikel 	 – 5 – 5 — — 

* * Mindereinsparung durch Verzicht auf Verpflegungskostenbeitrag bei Internatsunterbringung wird durch höhere Ein-
sparung (18 Mio. DM) bei der unentgeltlichen Beförderung Behinderter ausgeglichen. 
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Einzelmaßnahmen auf die öffentlichen Haushalte 

bzw. -belastung (—) — in Mio DM — 
1985 1986 1987 

davon davon davon 
insgesamt insgesamt insgesamt _ 

Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden 

6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 

120 120 — — 125 125 — — 130 130 — — 

925 925 — — 910 910 — — 895 895 — — 
120 120 — — 125 125 — — 130 130 — — 

95 95 — — 95 95 — — 95 95 — — 
140 140 — — 145 145 — — 150 150 — — 

100 100 — — 100 100 — — 100 100 — — 

92 92 — — 92 92 — — 92 92 — — 
30 30 — — 30 30 — — 30 30 — — 

30 30 — — 30 30 — — 30 30 — — 

55 55 — — 50 50 — — 30 30 — — 

330 330 — — 345 345 — — 360 360 — — 

—5 —5 — — —5 —5 — — —5 —5 — — 
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= Änderungen bzw. Ergänzungen 	 noch Übersicht über die finanziellen Auswirkungen der 

Haushaltsent- 

Maßnahme 
1984 

insgesamt 
davon 

Bund Länder Gemeinden 

1 2 3 4 5 

Zu Artikel 16 

Mutterschutzgesetz 

— Leistungsänderungen beim Mutterschaftsurlaubsgeld ... 310 310 — — 
durch 
Herabsetzung des Tagessatzes von 25 auf 17 DM 

Zu Artikel 17 

Gesetz über die Angleichung der Leistungen zur Rehabili- 
tation 

— Keine finanz. Auswirkungen auf öffentl. Haushalte 	 — — — — 

Zu Artikel 18 und 19 

Schwerbehindertengesetz 
Gesetz über die unentgeltliche Beförderung Schwer- 
behinderter im öffentlichen Personenverkehr 

— Änderung der Regelung über die unentgeltliche Beför- 
derung Schwerbehinderter 	  248 118 130 — 

Zu Artikel 20 

Aufhebung von Vorschriften 

— Keine finanziellen Auswirkungen auf öffentliche Haus- 
halte 	  — — — — 

Zu Artikel 20 a 

Krankenhausfinanzierungsgesetz 
— Einbeziehung von Ausbildungskosten in die Pflegesätze . 5 1 4 — 

Zu Artikel 20 b 

Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz 
— Keine finanziellen Auswirkungen auf öffentliche Haus- 

halte 	  — — — — 

Zu Artikel 20 c 

Arbeitsplatzschutzgesetz 
— Neuregelung der Erstattung von Beiträgen zur Alters- und 

Hinterbliebenenversorgung 	  — — — — 

Zu Artikel 21 

Bundessozialhilfegesetz 

— Anpassung der Regelsätze; zeitlich erweiterte Erben- 
haftung sowie Neuregelung der Sozialhilfe bei besonderen 
Einzelfällen 1) 	  — . 

Zu Artikel 21 a 

Jugendwohlfahrtsgesetz 

— Keine finanziellen Auswirkungen auf öffentliche Haus- 
halte 	  — — — — 

1) Die Einsparungen gleichen die geringfügigen Mehrbelastungen der Sozialhilfe aus, die sich aus anderen Maßnahmen des 
Haushaltsbegleitgesetzes eventuell ergeben. 



Deutscher Bundestag —10. Wahlperiode 	Drucksache 10/691  

Einzelmaßnahmen auf die öffentlichen Haushalte 

bzw. -belastung (—) — in Mio DM — 

1985 1986 1987 

davon davon davon 
- insgesamt insgesamt insgesamt 

Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden 

6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 

415 415 — — 415 415 — — 415 415 — — 

255 121 134 — 264 125 139 — 271 128 143 — 

5 1 4 — 5 1 4 — 5 1 4 — 

25 25 — — 25 25 — — 25 25 — — 
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= Änderungen bzw. Ergänzungen 
no ch Übersicht über die finanziellen Auswirkungen der 

Haushaltsent- 

1984 
Maßnahme 

insgesamt *) 
davon 

Bund Länder Gemeinden 

1 2 3 4 5 

Zu Artikel 21 b 

Bundeskindergeldgesetz 
— keine finanziellen Auswirkungen auf öffentliche Haus- 

halte 	  — - — — 

Zu Artikel 22 

Graduiertenförderungsgesetz 
— Aufhebung des Gesetzes 	  — — — — 
— Neuregelung der Darlehensrückzahlung; nur geringfügige 

finanz. Auswirkungen (unter 1 Mio DM) 	  . . . . 

Zu Artikel 23 

Gesetz zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften 

— Absenkung der Eingangsbesoldung im geh. und höheren 
Dienst (A 9/10 = 3 Jahre, ab A 11 = 4 Jahre; entsprechende 
Absenkung der Anwärterbezüge; befristete Übergangs- 
regelung für Wehr- und Zivildienstleistende 	 37 1 33 2 

Zu Artikel 23 a 

Gesetz zur Einsparung von Personalausgaben in der mittel- 
baren Bundesverwaltung 
— Stellenbesetzungssperre 	  145 — — — 
— Wegfall des Essenszuschusses 	  177 — — — 

Zu Artikel 24, 24 a und 25 

Beamtenversorgungsgesetz 
Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
Soldatenversorgungsgesetz 
— Wegfall der Regelung über den Versorgungsanpassungs- 

zuschlag; bereits bestehende Anpassungszuschläge wer- 
den in Höhe von zwei Dritteln weitergewährt 	 426 119 170 42 

Zu Artikel 25 a 

2. Haushaltsstrukturgesetz 
— Milderung der Rentenanrechnungsregelung; keine finanz. 

Auswirkungen im Finanzpl.-Zeitraum 	  — — — — 

Zu Artikel 26 

Investitionshilfegesetz 

— Verlängerung des Erhebungszeitraums um ein Jahr sowie 
Verschiebung des Rückzahlungszeitpunkts 
Neuschätzung des Aufkommens (1983: 700 Mio DM) 	 (1000) (1000) — 

Zu Artikel 26 a 

Städtebauförderungsgesetz 
— Nur geringfügige finanzielle Auswirkungen 

(unter 1 Mio DM) 	  . . . . 

*) einschließlich Bahn, Post und Sozialversicherungsträger 
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Einzelmaßnahmen auf die öffentlichen Haushalte 

bzw. -belastung (—) — in Mio DM — 

1985 1986 1987 

davon davon davon 
insgesamt *) insgesamt *) insgesamt *) 

Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden 

6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 

121 4 105 8 219 9 188 14 295 12 252 20 

177 — — — 177 — — — 177 — — — 

504 139 193 49 575 159 220 56 647 179 247 63 

(1050) (1050) — — (250) (250) — — (50) (50) — — 
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no ch Übersicht über die finanziellen Auswirkungen der 
= Änderungen bzw. Ergänzungen 

Haushaltsent- 

Maßnahme 
1984 

insgesamt *) 
davon 

Bund Länder Gemeinden 

1 2 3 4 5 

Zu Artikel 27 und 28 

Berlin-Klausel 
Inkrafttreten 

Entlastungen insgesamt 	  5139 4 294 381 46 

Nachrichtlich: 

— Weitere Einsparungen im öffentlichen Dienst 

= Verschiebung der Lohn- und Gehaltsanpassung 	 4 970 730 1960 1220 

= Wegfall des Zuschusses zur Gemeinschaftsverpflegung 29 29 — — 

= Stellenbesetzungssperre * * 	  90 90 — — 

— Kürzungen im Haushaltsverfahren 	  1 550 1 550 — — 

Entlastungen insgesamt 	  11778 6 993 2 341 1266 

*) einschließlich Bahn, Post und Sozialversicherungsträger 
* *) unmittelbarer Bundesdienst; geregelt im HG 1984 

Hinweis 

Keine wesentliche Änderung der finanziellen Auswirkungen des Regierungsentwurfs Haushaltsbegleitgesetz 
1984 und der sonstigen Einsparungen! 

Zum Vergleich: 

Entlastungen RegE Gesetz 	  4 916 4 404 368 47 

Entlastungen insgesamt 	  11518 6 613 2 328 1267 



Deutscher Bundestag —10. Wahlperiode 	Drucksache 10/691  

Einzelmaßnahmen auf die öffentlichen Haushalte 

bzw. -belastung (—) — in Mio DM — 

1985 1986 1987 

insgesamt *) 
davon 

insgesamt *) 
davon 

insgesamt *) 
davon 

Bund Länder Gemeinden Bund Länder Gemeinden Bund Länder 
- 

Gemeinden 

6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 

5 687 4 834 487 62 5 946 4 942 603 76 6 052 4 918 699 89 

7 480 

29 

1041 

1090 

29 

1041 

2 930 

— 

— 

1890 

— 

— 

7 750 

29 

1201 

1130 

29 

1201 

3 040 

— 

— 

1960 

— 

— 

8 040 

29 

990 

1180 

29 

990 

3150 

— 

— 

2 030 

— 

— 

14 237 6 994 3 417 1952 14 926 7 302 3 643 2 036 15111 7117 3 849 2119 

5 568 4 925 452 63 5 793 5 031 535 78 5 886 5 007 616 91 

14171 6 985 3 382 1953 14 826 7 291 3 575 2 038 14 998 7106 3 766 2121 




